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Sattelfest

Hier handelt es sich um einen positiven Hinweis in unserem
Ausdrucksspektrum menschlicher Begriffe im weitesten Sinne für die
Bereitstellung einer produktiven Hilfs- und Gebrauchsfähigkeit im
Rahmen gesellschaftlicher Arbeit oder menschlicher Nutzbarkeit.

Mit der Verwendung vieler Worte und Begriffe weist die menschliche
Sprache so auf die Voraussetzungen zum Zweck der Umwelt-, Lebens- und
Wirklichkeitsbewältigung wie auf Werkzeuge, Hilfsmittel, mithin
Prothesen und ähnlichem, hin, auf die der Mensch wohl kaum verzichten
kann.

Der erste Schritt jener Aneignung allerdings, der, als Beginn des
Raubes betrachtet, das Fortleben menschlicher Schaffenskraft und
Selbstverwirklichung als unabweisliche Bedingung des menschlichen
Tuns, im sitzergreifenden Sinne gar als beutebewährter Gebrauch und
verstoffwechselnder Verzehr, bestimmt, wäre dann die Triebfeder und
der Endpunkt aller Taten. Jedoch läßt sich dieser Umstand, von welchem
Ausgangspunkt auch immer betrachtet, offensichtlich auf die
erfolgreichste Art, sich zu behaupten, festschreiben und über die
Jahrtausendlinie des anwachsenden Selbsterhaltes auf eine zunehmend
vorherrschende Taktik zurückführen, welche gut und gerne als das
Überleben zu Lasten der eigenen Art bezeichnet werden kann, wenn auch
dem Satteln eines unterworfenen Wesens eine tragende Funktion
zugesprochen werden sollte.

Ihre Schattenblick-Redaktion


8. März 2019
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ATOM/205: Halbwertzeit - acht Jahre nach Fukushima ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 7.
März 2019

Vielfältige Proteste: 8 Jahre Fukushima - Atomausstieg ist bundesweit
und international dringend notwendig



(Bonn / Berlin, 07.03.2018) Anlässlich des 8. Jahrestages des Beginns
der Atomkatastrophe in Fukushima (Japan, 11. März 2011) fordert der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) den sofortigen
Atomausstieg in der Bundesrepublik und auch international. Gleichzeitig
ruft der Verband zur Teilnahme an einer der zahlreichen Protest- oder
Gedenkveranstaltung auf. "Die wachsenden Atommüllberge unterstreichen,
dass der Betrieb aller AKW und Uranfabriken unverzüglich gestoppt werden
muss", betont BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz.

Der BBU, in dem auch viele Anti-Atomkraft-Initiativen organisiert sind,
betont, dass die Katastrophe in Japan und ihre anhaltenden Folgen nicht
in Vergessenheit geraten dürfen. Das innige Mitgefühl des BBU gilt den
betroffenen Menschen in und um Fukushima und in ganz Japan.

Der BBU weist darauf hin, dass besonders Initiativen im Bereich von
Atomanlagen und von Atommüll-Lagern mit vielfältigen Aktionen und
Veranstaltungen an die Fukushima-Katastrophe erinnern und einen
umfassenden Atomausstieg einfordern. Der BBU hält den Weiterbetrieb von
AKW bis z. T. Ende 2022 für unverantwortlich und auch die sonstigen
Atomanlagen wie die Uranfabriken in Gronau und Lingen müssen sofort
stillgelegt werden.

Schwerpunktaktionen an Atomstandorten wird es in Ahaus (9. März,
Atommüll-Lagerstandort) und in Neckarwestheim (10. März, AKW-Standort)
geben. Japanische Organisationen demonstrieren ebenfalls am 9. März in
Düsseldorf und Berlin. Und direkt am Jahrestag (11.3.) finden am
Atomstandort Lingen und in Gronau (Standort Urananreicherungsanlage)
sowie in Mosbach in der Nähe des AKW Obrigheim Mahnwachen statt.


Hier eine unvollständige Übersicht lokaler und überregionaler
Aktivitäten in verschiedenen Regionen:

09.03., Aachen, Blitzdemo, 11.55 Uhr, Marktplatz Achen-Brand,

https://5vor12site.wordpress.com

09.03., Ahaus, Demonstration, 12 Uhr, Bahnhof,

https://atommuell-protest.de

09.03., Berlin, Demonstration, 12 Uhr, Brandenburger Tor,

https://www.antiatomberlin.de/aktionen/demos/kazaguruma-demo-zum-fukushima-jahrestag-am-09-03-2019.html

09.03., Düsseldorf, Demonstration und Gedenkveranstaltung, 14 Uhr,

Gerhard Hauptmann Haus, Bismarckstraße 90 (nähe Hauptbahnhof),

http://www.antiatom-fuku.de/termine.html

10.03., Gorleben, Sonntagsspaziergang, 13 Uhr, bei den Atomanlagen,

http://www.castor.de/8termine.html

10.03., Gorleben, Gorleben Gebet, 14 Uhr, bei den Atomanlagen,

http://www.castor.de/8termine.html

10.03., Neckarwestheim, Demonstration, 13 Uhr, Bahnhof Kirchheim,

https://www.endlich-abschalten.de/home

11.03., Besigheim, Fukushima-Filmabend, 20 Uhr, Wartesaal,

https://www.wartesaal.org/images/DOCS/Programm_2019_1.pdf

11.03., Bobingen, Fukushima-Filmabend, 20 Uhr, Hochfeldstraße 7,

https://www.ausgestrahlt.de/mitmachen/termine/filmvorfuhrung-furusato-wunde-heimat

11.03., Dortmund, Gedenkveranstaltung und Infostand, 16.00Uhr an der
Reinoldikirche (nähe Hauptbahnhof),

http://www.antiatom-fuku.de/termine.html

11.03., Gronau, Mahnwache, 17 - 18 Uhr, Innenstadt (Neustraße)

11.03., Lingen, Mahnwache, 18.00 - 18,30 Uhr, Altes Rathaus, Marktplatz

11.03., Mosbach, Mahnwache, 17.30 - 18.00 Uhr, Kirchplatz

11.03., Dannenberg, Mahnwache, 18 Uhr, Marktplatz,

https://www.bi-luechow-dannenberg.de/termine

12.03., Feucht, Fukushima-Filmabend, 19.00 Uhr, Galerie im Bernstein,
Fischbacherstraße 10,

https://www.ausgestrahlt.de/mitmachen/termine/furusato-wunde-heimat

16.03., Feucht, Mahnwache, 10.00 Uhr, Sparkassenplatz, Hauptstraße,

https://www.ausgestrahlt.de/mitmachen/termine/8-jahre-reaktorkatastrophe-fukushima

Weitere Informationen:

https://www.bbu-online.de/Termine/Termine.htm

https://www.facebook.com/BBU72

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 07.03.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. März 2019 
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ATOM/204: Halbwertzeit - Fukushima und Ahaus ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 7.
März 2019



Zur Teilnahme an der überörtlichen Demonstration in Ahaus (Sa., 9.
März) rufen bisher schon rund 60 Initiativen und Organisationen auf,
darunter die Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus" und auch der
Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU); die Ahauser
Bürgerinitiative ist eine Mitgliedsinitiative des BBU. Die
Demonstration beginnt um 12 Uhr am Bahnhof in Ahaus. 



Demo-Trägerkreis "Atommüll-Zwischenlager dürfen keine Endloslager
werden" - www.atommuell-protest.de

Bürgerinitiative "Kein Atommüll in Ahaus e.V."

 .ausgestrahlt - gemeinsam gegen Atomenergie

Umweltinstitut München e.V.

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Aktionsbündnis Stop Westcastor

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Bund für Umwelt- und Naturschutz (BUND) e.V.

Bürger gegen Atomreaktor Garching e.V.

06.03.2019, Pressemitteilung, Ahaus, Jülich, Garching

Atommüllzwischenlager dürfen keine Endloslager werden!

Demonstration Samstag in Ahaus: Auch Trecker werden rollen!

Mit einer überregionalen Demo in Ahaus wird Samstag gegen die ab 2019
geplanten Atommüll-Transporte aus Garching und Jülich protestiert
werden. Zugleich wenden sich die veranstaltenden Organisationen gegen
die drohende Umwandlung der Zwischenlager in Endloslager. Auch
Landwirte aus Ahaus und Umgebung werden sich am Samstag an der
Demonstration eines breiten Trägerkreises beteiligen: Um 12 Uhr werden
sie mit Traktoren zur Auftaktkundgebung vor dem Ahauser Bahnhof
anrollen und danach den Demo-Zug durch die Ahauser Innenstadt
anführen. Außerdem wollen die Anti-Atomkraft-Initiativen auch an die
Katastrophe von Fukushima erinnern, die vor 8 Jahren einmal mehr
verdeutlich hat, dass die mit der Nutzung der Atomenergie verbundenen
Risiken nicht beherrschbar sind.

Die Genehmigungen für "Zwischen"-Lager und Castor-Behälter sind auf
jeweils 40 Jahre begrenzt, in Ahaus enden sie 2036. Eine Lösung zur
sicheren Entsorgung von Atommüll wird es bis dahin nicht geben. Sie
entsprechen schon jetzt nicht mehr dem Stand von Wissenschaft und
Technik. Die Bundesregierung und die zuständigen Ämter wollen jedoch
einfach so weitermachen: Als erstes wurde nun für Ahaus die
Verlängerung der Zwischenlagerung von schwach- und mittelradioaktivem
Müll bis zum Jahr 2057 beantragt.

Aus dem Forschungsreaktor FRM II in Garching bei München sollen ab
diesem Jahr Brennelemente mit hochangereichertem und damit
waffenfähigem Material (87% U235) nach Ahaus kommen. Bei den 152
Castoren aus Jülich sind weder der Zustand der Brennelemente, noch der
genaue Inhalt dokumentiert. Die Variante eines neuen, möglichst
sicheren Zwischenlagers in Jülich wird vom Forschungszentrum Jülich
und den zuständigen Ministerien torpediert, da die Zusage für ein
bereits untersuchtes Grundstück nach mehr als sechs Jahren
zurückgezogen wurde. "Das Forschungszentrum Jülich tut alles, um seine
Verantwortung für den dort produzierten Atommüll los zu werden - und
die zuständigen Forschungs- und Umweltministerien lassen sie dabei
gewähren", empört sich Hartmut Liebermann von der BI "Kein Atommüll in
Ahaus".

Auf den Kundgebungen vor dem Bahnhof und zum Abschluss am Rathaus gibt
es neueste Informationen aus München und Jülich. Gerd Schinkel, der
bereits im Hambacher Wald und am Lingener AKW Protest-Songs spielte,
wird neben anderen Musikgruppen für gute Stimmung sorgen.

www.atommuell-protest.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 07.03.2019
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WALD/380: Hambacher Forst - die Mühlen der Justiz ... (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 7. März 2019

Hambach-Klagen des BUND vor Gericht

Mündliche Verhandlung beim Verwaltungsgericht Köln



Düsseldorf, 07.03.2019 | Am Dienstag, dem 12. März 2019, verhandelt das
Verwaltungsgerichts Köln drei Klagen des nordrhein-westfälischen
Landesverbandes des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) zur
Rettung des Hambacher Waldes und zum Stopp des Braunkohlentagebaus.
Klagegegner ist das Land Nordrhein-Westfalen, beigeladen ist die RWE Power
AG.

Gegenstand der ersten Klage ist die Zulassung des Hauptbetriebsplans für
die Fortführung des Braunkohlentagebaus Hambach für den Zeitraum vom 1.
April 2018 bis zum 31. Dezember 2020 (Aktenzeichen 14 K 3037/18). Der
Hauptbetriebsplan beinhaltet auch die Erlaubnis zur Rodung eines etwa 200
Hektar großen Bereichs der ehemaligen Bürgewälder. Insgesamt liegen im
Bereich des landesplanerisch genehmigten Tagebaus Hambach noch Waldflächen
einer Größe von etwa 550 Hektar. Die dort überwiegenden
Eichen-Hainbuchen-Bestände sind die naturnahen Reste des vor der
bergbaulichen Zerstörung 4.100 Hektar großen Hambacher Waldes, dessen
Entwicklung seit der nacheiszeitlichen Wiederbewaldung nie unterbrochen
wurde.

Eine weitere Besonderheit des Waldes ist das Vorkommen der im deutschen
Vergleich größten Tieflandkolonie der streng geschützten
Bechstein-Fledermaus. Die zwei Wochenstuben-Kolonien mit insgesamt etwa 80
Weibchen gehören zu den bedeutendsten Europas, was durch ein langjähriges
Monitoring-Programm der RWE Power AG belegt wird. Zwischen den
Klageparteien unstrittig ist, dass der Hambacher Wald die Kriterien der
europäischen Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie als Natura 2000-Gebiet erfüllt.
Nach BUND-Auffassung hätte der Wald deshalb spätestens nach der Entdeckung
des einzigartigen Fledermaus-Vorkommens im Jahre 2005 als potenzielles
FFH-Gebiet an die Europäische Kommission nachgemeldet werden müssen. Doch
dies bestreiten das Land NRW und die RWE Power AG, weil damit ein Stopp der
flächenmäßigen Ausdehnung des Tagebaus verbunden wäre. Nachdem
Ministerpräsident Armin Laschet verkündet hat, der Erhalt des Hambacher
Waldes sei wünschenswert, erwartet der BUND, dass die Landesregierung ihren
Beitrag dazu leistet und den Hambacher Wald als FFH-Gebiet nachmeldet.

Im Verfahren auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes gegen die Zulassung
des Hauptbetriebsplans hatte das Oberverwaltungsgericht NRW am 5. Oktober
2018 die ablehnende Entscheidung der 14. Kammer des Verwaltungsgerichts
Köln revidiert, und einen Rodungsstopp verfügt.

Die beiden weiteren Klagen betreffen die Zwangsenteignung und vorzeitige
Besitzeinweisung eines etwa 500 m2 großen BUND-Grundstücks im
Tagebauvorfeld, unmittelbar östlich des Hambacher Waldes gelegen (Az. 14 K
4496/18 und 14 K 6238/18). Der BUND hatte die Ackerfläche - in dessen
Untergrund sich ein als Bodendenkmal eingetragenes römisches Grab aus dem
2./3. Jahrhundert befindet - im Jahre 1997 erworben. Seitdem wurde das
Grundstück zum Symbol des Widerstandes gegen den Tagebau und Anlaufpunkt
für zahlreiche legale und friedliche Aktionen. Der BUND macht geltend, dass
der mit der Zwangsenteignung verbundene Eingriff in das Grundrecht auf
Eigentum gemäß Artikel 14 Grundgesetz wegen entgegen stehender
Allgemeinwohlinteressen (Klimaschutz, mangelnde energiepolitische
Notwendigkeit, etc.) nicht zulässig sei. Ferner stünden auch ohne die ab
dem 1.4.2022 geplante bergbauliche Inanspruchnahme des Grundstücks sowie
unter Verzicht auf weitere Rodungen noch größere förderfähige Mengen
Braunkohle zur Verfügung, als klimaschutzpolitisch zulässig und kompatibel
mit den Empfehlungen der Kohle-Kommission. Die RWE Power AG hält dem
gegenüber eine Umfahrung des BUND-Grundstücks wegen des damit verbundenen
Förderverlusts von 300 Millionen Tonnen Braunkohle für nicht zumutbar.

Unabhängig vom Ausgang der Klagen im erstinstanzlichen Verfahren geht der
BUND davon aus, dass die jeweils unterliegenden Parteien in die Berufung
gehen werden. Beim Oberverwaltungsgericht NRW ist bereits die BUND-Klage
gegen die Zulassung des Rahmenbetriebsplans zur Fortführung des Tagebaus
Hambach von 2020 bis 2030 anhängig. Ein entsprechender Termin für die
mündliche Verhandlung steht noch nicht fest.


Mehr Infos:

www.bund-nrw.de/hambach

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 7. März 2019
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AUSSTELLUNG/4454: Wanderausstellung - "Open UP! Wie die Digitalisierung die Wissenschaft verändert", 11.03.-17.12.2019


Humboldt-Universität zu Berlin - 07.03.2019

Grimm-Zentrum zeigt Wanderausstellung "Open UP! Wie die Digitalisierung
die Wissenschaft verändert"

• Interaktive Ausstellung zeigt aktuelle Forschungsergebnisse, Videos
und Infrastrukturen rund um das Thema Open Science

• Wanderausstellung lädt ein zum Experimenten, Filmen und
interaktiven Themenschauen



Die Universitätsbibliothek der Humboldt-Universität zu Berlin freut sich,
dass die Ausstellung der ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft, im
Grimm-Zentrum Station macht. Anlass ist der 100. Geburtstag der ZBW.
Gezeigt wird die Wissensausstellung vom 11. März bis zum 17. Juni 2019 im
Foyer des Grimm-Zentrums. Der Eintritt ist frei.

Weitere Informationen: https://100jahre.zbw.eu/openup

Digitaler Wandel verändert das Wissenschaftssystem und damit auch
Bibliotheken

Wissenschaft baut seit Jahrhunderten auf Bibliotheken als Wissensspeicher
auf - und auch sie sind heute einem radikalen Wandel unterworfen. Wie
nutzen wissenschaftliche Bibliotheken die digitale Revolution für ihre
Neuerfindung? Eine interaktive Ausstellung, die den Blick auf
wissenschaftliche Bibliotheken neu justieren will, zeigt einen möglichen
Weg: Ein Dreiklang von Forschen, Engagieren und Entwickeln für Open
Science. Besucher*innen werden eingeladen, mittels Bildern, Filmen,
Infografiken und Experimentier-Stationen abzutauchen in die Welt des
wissenschaftlichen Arbeitens im digitalen Zeitalter.


Die Wanderausstellung fokussiert drei Themenbereiche:

I "Literatur finden"

Etwa alle neun Jahre verdoppelt sich weltweit die Zahl wissenschaftlicher
Publikationen. Allein in den Wirtschaftswissenschaften gibt es jährlich
über 50.000 Veröffentlichungen. Weder Bibliotheken noch Forschende können
diese Menge bewältigen, ohne Automatisierungen, Filter, Algorithmen oder
Empfehlungssysteme zu nutzen. Was unter Anwendung von Methoden der
Künstliche Intelligenz erforscht wird, wie die große Datenmengen
erschlossen, intelligentes Verhalten automatisiert und sinnvolle
Empfehlungssysteme gestaltet werden, erfahren Besucher*innen in der
Themeninsel "Literatur finden".

II "Digitale Vernetzung"

Forschungsdaten sind schwer zugänglich. Sie liegen in vielen Datensilos
verteilt in der ganzen Republik und sogar der ganzen Welt. Es fehlt eine
Vernetzung digitaler Datensammlungen aus verschiedenen Disziplinen. Es
fehlen verlässliche Infrastrukturen für die längerfristige Speicherung
verschiedener Daten. Welche Infrastrukturen aufgebaut werden, wie das
Teilen von Daten gefördert werden kann und wie Forscher*innen im Umgang
mit Forschungsdaten unterstützt werden können, erfahren Besucher*innen in
der Themeninsel "Digitale Vernetzung".

III "Neue Publikationsarten"

Was wäre, wenn die Gemeinfreiheit wissenschaftlicher Information als
internationales Recht betrachtet würde? Wie wäre die Welt, wenn Open
Access die vorherrschende Publikationsform in der Wissenschaft ist? Und
was wäre anders, wenn wissenschaftliche Wirksamkeit nicht mehr allein an
Publikationen und Zitationen bemessen würde? Wissenschaftliche
Bibliotheken haben die Vision einer offenen und zugänglichen Wissenschaft.
Mit welchen Ergebnissen alternative Leistungsindikatoren erforscht und
neue Wege für den fairen Zugang zu Forschungsergebnissen erprobt werden,
erfahren Besucher*innen in der Themeninsel "Neue Publikationsarten.

Stationen der Wanderausstellung:

- 11. März bis 17. Juni 2019 - Berlin

- 24. Juni bis 18. September 2019 - München

- 23. September bis 17. Dezember 2019 - Hamburg


Über die ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft

Die ZBW - Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft (ZBW) ist die weltweit
größte Informationsinfrastruktur für die Wirtschaftswissenschaften. Die
Einrichtung beherbergt rund vier Millionen Medieneinheiten und ermöglicht
den Zugang zu Millionen wirtschaftswissenschaftlicher Online-Dokumente.
Allein 2017 wurden rund sechs Millionen digitale Volltexte
heruntergeladen. Daneben stellt die ZBW eine wachsende Sammlung von
Open-Access-Dokumenten zur Verfügung. EconStor, der digitale
Publikationsserver, verfügt aktuell über 150.000 frei zugängliche Aufsätze
und Working Papers. Mit EconBiz, dem Fachportal für
wirtschaftswissenschaftliche Fachinformationen, können Studierende oder
Forschende in über 10 Millionen Datensätzen recherchieren. Zudem gibt die
ZBW die beiden wirtschaftspolitischen Zeitschriften Wirtschaftsdienst und
Intereconomics heraus. Die ZBW ist eine forschungsbasierte
wissenschaftliche Bibliothek. Mit Professuren in der Informatik und deren
international besetzter Doktorandengruppe beschäftigt sich die ZBW
transdisziplinär mit dem Thema Digitalisierung der Wissenschaft. Die ZBW
ist in ihrer Forschung international vernetzt. Hauptsächliche
Kooperationspartner kommen aus EU-Großprojekten, aus DFG- bzw.
BMBF-Projekten. Die ZBW ist Teil der Leibniz-Gemeinschaft und Stiftung des
öffentlichen Rechts. Sie wurde mehrfach für ihre innovative
Bibliotheksarbeit mit dem internationalen LIBER Award ausgezeichnet. 2014
wurde die ZBW zur "Bibliothek des Jahres" gekürt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin, 07.03.2019
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LESUNG/4257: Münster - "Hundert Jahre Einsamkeit", 13.03.2019


Stadt Münster

Lesung "Hundert Jahre Einsamkeit"



Münster (SMS) Die turbulente Familiensaga des Nobelpreisträgers Gabriel
Garcia Márquez gehört zu den modernen Klassikern der Weltliteratur. Sie
spielt im sagenumwobenen kolumbianischen Dorf Macondo, das zunächst wie das
Paradies erscheint. Leidenschaft, Aberglaube und Bürgerkriege prägen das
Leben der Menschen, die in der Tradition der Indios an Visionen und Geister
glauben. Aus einer Mischung von Wirklichkeit, Fantastik und Mythos spiegelt
der Autor die Indio- und afrikanische Kultur Lateinamerikas wider.

Auszüge aus dem poetischen und bildreichen Roman lesen am Mittwoch, 13.
März, Monica Leuer-Rose und Günter Rohkämper-Hegel in der Stadtbücherei.

Beide Vorleser sind ausgebildete Sprecher und ehemalige Dozenten für
Sprecherziehung. Die Veranstaltung beginnt um 16.30 Uhr in der Kulturetage
im 1. Obergeschoss. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.03.2019

Herausgeberin: Stadt Münster
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MESSE/663: Leipziger Buchmesse 2019 - Zehn Jahre Musik und Noten (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (21. bis 24. März
2019)

Pressemeldung vom 7. März 2019

Zehn Jahre Musik und Noten auf der Leipziger Buchmesse 


Hier spielt die Musik mit A-cappella-Konzert im Paulinum,
Buchmessechor in der Glashalle und einer Česky Suite dank Bier,
Roboter und Blitzableiter



Zum 10-jährigen Jubiläum des Musikbereichs auf der Leipziger Buchmesse
präsentieren MDR KLASSIK, das Gastland Tschechien und weitere
Aussteller besondere Veranstaltungen: Ein romantisches Konzert
erwartet die Musikliebhaber im Paulinum und Musiklehrer führen zur
Eröffnung des Musiklehrertages ein musikalisches Experiment durch.
Experimentell geht es auch bei einigen Ausstellern zu, die Kinder- und
Jugendliche zum Mitmachen - vom Musizieren über Inklusion bis hin zur
musikalischen Völkerverständigung - einladen.


A-cappella-Konzert mit dem MDR-Rundfunkchor im Paulinum

Mit Chorwerken der Romantik verbindet der MDR-Rundfunkchor zur
Leipziger Buchmesse am 22. März ab 20 Uhr im Paulinum die Traditionen
Leipzigs als Musik- und Verlagsstadt. "Die Romantik war ein goldenes
Zeitalter in der deutschen Musikgeschichte", sagt Risto Joost, der
Künstlerische Leiter des MDR-Rundfunkchors. Leipzig war zur jener Zeit
jedoch nicht nur ein Weltzentrum der Musik, sondern auch des
Verlagswesens. Viele Buch- und Musikverlage wie Reclam, Breitkopf &
Härtel oder Peters stammen aus der Messestadt. Anlässlich der
Buchmesse hat Risto Joost deshalb ein Konzertprogramm aus weltlichen
und geistlichen Kompositionen des 19. Jahrhunderts zusammengestellt.
Neben Mendelssohns 43. Psalm und den "Fest- und Gedenksprüchen" von
Johannes Brahms sind von Gustav Mahler "Ich bin der Welt
abhandengekommen" und "Die zwei blauen Augen" sowie drei Gesänge zu
"Tristan und Isolde" von Richard Wagner und Arnold Schönbergs
Komposition "Friede auf Erden" zu hören.


Buchmessechor besingt die Freiheit

Mittlerweile zum festen Bestandteil der Leipziger Buchmesse geworden,
rufen in diesem Jahr MDR-Clara, das Jugend-Musik-Netzwerk des MDR, und
der MDR-Rundfunkchor gemeinsam mit der Leipziger Buchmesse zur
Teilnahme am 5. Buchmessechor auf. Am 24. März, 14.00 Uhr, treten der
MDR-Rundfunkchor und Risto Joost zum Abschluss der Leipziger Buchmesse
in der Glashalle auf dem Messegelände auf: Dann besingt der Chor
gemeinsam mit Laiensängerinnen und -sängern im Buchmessechor die
Freiheit mit den Werken "Walk together Children", "We shall overcome",
"Die Gedanken sind frei" und "Freedom is coming".


Roboter, Bier und Blitzableiter

Ob Bier Freiheitsgedanken unterstützt, ist wissenschaftlich nicht
bewiesen. Sicher ist aber, Tschechien und Bier gehören zusammen, der
Blitzableiter wurde in Tschechien erfunden und der Begriff "Roboter"
stammt ebenfalls aus dem Nachbarland. Zur Eröffnung des
Musiklehrertages lässt sich Musikvermittler Ekkehard Vogler (MDR) vom
Gastland Tschechien inspirieren und lädt die Teilnehmer zu einem
Musikexperiment, bei dem mit Hilfe von Biersorten als mentale
Hilfestellung für ein Rhythmical, perkussiver Roboter-Beats und einer
improvisierten Gewittermusik eine interaktive, tschechische Suite
entsteht.


Mitmachaktionen für Groß und Klein

Wie hält man eine Geige oder wie kommt der Ton aus der Posaune? Das
und vieles mehr erfahren Kinder und Jugendliche beim
Instrumentenkarussell des MDR-Sinfonieorchesters oder bei den
Instrumentenbauern in Halle 4. Ein Musikexperiment für Kinder bietet
das heitere interaktive Musiklabor von MDR Klassik unter der
Überschrift "Algorithmisches Klanglabor", das gemeinsam mit Schülern
vor Ort in der Halle 4 digitale Prozesse mit analoger Musik
zusammenführt.

Wie vermittelt man als Profimusiker die Begeisterung für Musik?
Praktische Beispiele dafür mit Live-Übungen liefern Musiker der
Münchner Philharmoniker, des Rundfunk-Sinfonieorchesters Berlin und
der Kammerakademie Potsdam im Musikcafé, ebenfalls in Halle 4.
Leipziger Schulen laden hingegen zu einem Gesprächskonzert in das
Musikcafé ein, um über ihre musikpädagogischen Programme zu
informieren. Ebenfalls ein Gesprächskonzert, aber mit Schwerpunkt auf
das Thema Inklusion, veranstaltet der Verlag Conbrio unter anderem mit
der inklusiven Combo "Vollgas" der Musikschule Fürth. Der ausstellende
Verlag hat sich in diesem Jahr erstmals mit zehn Partnern
zusammengetan, um zur Leipziger Buchmesse 2019 ein Programm mit
insgesamt neun Veranstaltungen zum Thema Musik und Musikpädagogik
anzubieten.

Musikalisch das Verständnis für Demokratie und Völkerverständigung
stärken, das ist das Ziel des Völkerverständigungsprojektes mit
musikalischen und literarischen Reisen vom Orient zum Okzident unter
der Leitung der Chorleiterin und Opernsängerin Anja Schuler an zwei
Tagen im Musikcafé.


Öffnungszeiten und Preise

Die Leipziger Buchmesse in Verbund mit der Manga-Comic-Con öffnet vom
21. bis 24. März täglich von 10 bis 18 Uhr. Tickets gibt es seit dem
5. Dezember im Online-Shop. Früh sein, lohnt sich, denn das spart
gegenüber den Tageskarten nicht nur bares Geld, sondern auch Wartezeit
in langen Schlangen.


Über die Leipziger Buchmesse

Die Leipziger Buchmesse ist der wichtigste Frühjahrstreff der Buch-
und Medienbranche und versteht sich als Messe für Leser, Autoren und
Verlage. Sie präsentiert die Neuerscheinungen des Frühjahrs, aktuelle
Themen und Trends und zeigt neben junger deutschsprachiger Literatur
auch Neues aus Mittel- und Osteuropa. Durch die einzigartige
Verbindung von Messe und "Leipzig liest" - dem größten europäischen
Lesefest - hat sich die Buchmesse zu einem Publikumsmagneten
entwickelt. Im Verbund mit der Leipziger Buchmesse öffnet die
Manga-Comic-Con (MCC) in Halle 1. Parallel dazu findet die 25.
Leipziger Antiquariatsmesse statt.

Leipziger Buchmesse im Internet:

www.leipziger-buchmesse.de

www.leipziger-buchmesse.de/buecherleben

Leipziger Buchmesse im Social Web:

http://www.facebook.com/leipzigerbuchmesse

http://twitter.com/buchmesse

http://www.instagram.com/leipzigerbuchmesse

 * 
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EUROPA/409: Dänemark - Vergewaltiger gehen meist straffrei aus


Amnesty International - 5. März 2019

Dänemark

Vergewaltiger gehen meist straffrei aus



Gesellschaftliche Stereotype und vor allem veraltete Gesetze erschweren
die Strafverfolgung von Vergewaltigung. Auch in Dänemark sollte Sex ohne
Einwilligung als Vergewaltigung geahndet werden.

Dänemark gilt als ein Land, in dem die Gleichstellung der Geschlechter
einen hohen Stellenwert einnimmt. Doch der Schein trügt: Das Land weist
eine der höchsten Vergewaltigungsraten Europas auf. Und Vergewaltiger gehen
in Dänemark meist straffrei aus - wegen einer mangelhaften Gesetzeslage und
weit verbreiteter Vergewaltigungsmythen und Geschlechterstereotype. Das
zeigt der englischsprachige Amnesty-Bericht "'Give us respect and justice!'
Overcoming barriers to justice for women rape survivors in Denmark" [1].

Der Bericht belegt, dass Frauen und Mädchen, die Vergewaltigungen anzeigen,
häufig vor Gericht scheitern: Denn die rechtliche Definition von
Vergewaltigung ist gefährlich und veraltet. In den meisten Fällen werden
Vergewaltigungen gar nicht erst angezeigt. Die Betroffenen befürchten, dass
man ihnen nicht glaubt. Außerdem haben sie Angst vor einer Stigmatisierung.
Das Vertrauen in das Justizsystem ist überaus gering.

Sex ohne Einwilligung ist Vergewaltigung

"Es ist ganz einfach: Sex ohne Einwilligung ist Vergewaltigung. Wenn dies
rechtlich nicht anerkannt wird, dann bleiben Frauen auch weiterhin
sexualisierter Gewalt ausgesetzt. Außerdem fördert diese fehlende
Anerkennung eine Kultur, in der dem Opfer die Schuld zugeschoben wird und
der Täter straffrei ausgeht.

Dazu tragen auch Vergewaltigungsmythen und Geschlechterstereotype bei, die
in Dänemark weit verbreitet sind: Vom Spielplatz bis in die Umkleidekabine,
von der Polizeiwache bis in den Zeugenstand", sagt der Generalsekretär von
Amnesty International Kumi Naidoo. Darüber hinaus bekräftigte er, dass die
veralteten dänischen Gesetze zu Vergewaltigung internationalen Standards
nicht entsprechen.

Die dänische Regierung hat kürzlich versucht, den Überlebenden von
Vergewaltigungen den Zugang zur Justiz zu erleichtern. Aber nach wie vor
werden in Dänemark nur wenige Fälle angezeigt. Und selbst wenn die
Betroffenen zur Polizei gehen: Die Wahrscheinlichkeit, dass die Täter
belangt und verurteilt werden, ist äußerst gering.

2017 wurden nur 890 Vergewaltigungen bei der Polizei angezeigt. Die Zahl
der tatsächlichen oder versuchten Vergewaltigungen wird weit höher
geschätzt: Das Justizministerium spricht von 5.100 Fällen, eine aktuelle
Studie sogar von 24.000. Von den 890 angezeigten Fällen wurden 535
strafrechtlich verfolgt. Nur 94 Täter wurden verurteilt.

Tiefgreifende Vorurteile bei den Verantwortlichen innerhalb des
Justizsystems tragen maßgeblich dazu bei, dass so wenige Täter verurteilt
werden. Mangelndes Vertrauen in das Justizsystem, Selbstvorwürfe und die
Angst, dass man ihnen nicht glaubt, halten viele Betroffene davon ab,
Vergewaltigungen zur Anzeige zu bringen.

Angst vorm Erstatten der Anzeige

Die Grundlage des neuen Amnesty-Berichts bilden 18 Interviews mit Frauen
und Mädchen, die älter als 15 Jahre sind und vergewaltigt wurden. Außerdem
kommen Personen aus NGOs und relevanten Behörden sowie weitere Fachleute zu
Wort. Die Ergebnisse der Befragungen machen deutlich: Betroffene, die den
oder die Täter angezeigt haben, erlebten das Gerichtsverfahren und dessen
Nachwirkungen häufig als stark traumatisierend.

Viele Betroffene sind nach einer Vergewaltigung mit Ablehnung,
Schuldzuweisungen und Vorurteilen konfrontiert. Einige der Interviewten
berichteten Amnesty International, vor allem aus Angst von einer
Strafanzeige abzusehen: Angst, dass die Polizei- oder Justizangehörigen
ihnen nicht glauben, ihnen Vorwürfe machen oder sie bloßstellen würden.

Demütigung der Betroffenen

Die 39-jährige Journalistin Kirstine versuchte viermal, bei der Polizei
eine Vergewaltigung anzuzeigen. Beim zweiten Versuch zeigten ihr die
Polizeikräfte eine Arrestzelle und warnten sie, dass sie bei einer
Falschaussage ins Gefängnis kommen könne. Sie beschrieb Amnesty
International, wie sie während der Aufnahme der Anzeige erneut Angst, Scham
und Demütigung durchlebte. Abschließend meinte sie:

Wäre ich 20 Jahre alt gewesen, hätte ich nach dem ersten Versuch
aufgegeben. 

Kirstine, dänische Aktivistin

Eine andere Frau sagte im Gespräch mit Amnesty International, dass sie sich
von der Polizei eingeschüchtert fühlte:

Als 21-jährige Frau sass ich da zwei Polizisten gegenüber, die mir ins
Gesicht sahen und mich fragen, ob ich wirklich sicher sei, dass ich das
anzeigen wolle. Ich war einfach ein kleines mädchen für die, das
'behauptete', vergewaltigt worden zu sein.

Kristine Marie, dänische Aktivistin

Es gibt Richtlinien bei der Polizei für den Umgang mit
Vergewaltigungsfällen. Aber in der Praxis werden diese nicht konsequent
angewandt: Die Polizei missachtet vielfach die Richtlinien und auch
internationale Standards.

Traumatisierende Behördenabläufe

Frauen und Mädchen, die Vergewaltigungen anzeigen, steht eine lange Odyssee
durch das Justizsystem bevor - eine Erfahrung, die nervenaufreibend und
äußerst unbefriedigend sein kann.

Emilie gab im Interview mit Amnesty International an, dass sie nie wieder
zur Polizei ginge, falls sie nochmals vergewaltigt würde:

Wenn sie dich vor Gericht so richtig auseinandernehmen, dann fühlt sich
das so an, als wenn du alles nochmal durchmachst. Am Ende hast du ein viel
schlechteres Bild von dir selbst als vorher. Du denkst, dass alles deine
eigene Schuld war, dass du etwas falsch gemacht hast.

Emilie, dänische Aktivistin

Veraltete und unzureichende Gesetze

2014 hat Dänemark die Istanbul-Konvention zur Verhütung und Bekämpfung von
Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt ratifiziert. Die Konvention legt
fest, dass eine Vergewaltigung und jede sexuelle Handlung mit einer anderen
Person ohne gegenseitiges Einverständnis als Straftat gilt.

Doch die dänischen Gesetze definieren Vergewaltigung nicht auf Grundlage
fehlender Einwilligung. Stattdessen ist der Straftatbestand der
Vergewaltigung erst dann erfüllt, wenn die Tat mit körperlicher Gewalt,
Drohung oder Nötigung einhergeht. Oder wenn festgestellt wird, dass sich
das Opfer nicht wehren konnte.

Die Annahme, dass von einem Einverständnis ausgegangen werden kann, wenn
sich das Opfer nicht zur Wehr setzt, ist überaus problematisch - inner- und
außerhalb des Justizsystems. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund,
dass Fachleute eine "unfreiwillige Lähmung" oder einen "Schockzustand" als
typische körperliche und/oder psychische Reaktion auf sexualisierte Gewalt
einstufen.

Bei der Definition von Vergewaltigung die Faktoren Gegenwehr und Gewalt zu
fokussieren, anstatt das fehlende gegenseitige Einverständnis, hält
Betroffene vom Erstatten einer Anzeige vielfach ab. Darüberhinaus schränkt
die Definition auch das allgemeine Verständnis ein, was unter
sexualisierter Gewalt zu verstehen ist. Für beide Aspekte besteht
Handlungsbedarf, um Vergewaltigungen zu vermeiden und gegen die
Straflosigkeit der Täter vorzugehen.

Gesetzesänderungen und Umdenken notwendig

Die dänische Regierung hat vor kurzem eine Fachkommission einberufen. Diese
soll den betroffenen Personen Einrichtungen empfehlen, die sie während des
laufenden Strafverfahrens angemessen und professionell unterstützen können.
Amnesty International begrüßt diesen Schritt.

Aber die Regierung muss weit umfassender tätig werden und die Gesetzgebung
dahingehend ändern, dass Vergewaltigung als Sex ohne Einwilligung definiert
wird.

Eine Änderung der Gesetzeslage ist ein wichtiges Signal, um ein Umdenken in
der Bevölkerung anzustoßen und um mehr Gerechtigkeit möglich zu machen. Für
einen wirklichen institutionellen und sozialen Wandel ist noch mehr
erforderlich: Die Behörden müssen mittels rechtlicher Schritte dafür
sorgen, dass Vergewaltigungsmythen und Geschlechterstereotype auf
sämtlichen gesellschaftlichen Ebenen hinterfragt werden.

Außerdem müssen diejenigen, die beruflich mit Überlebenden von
Vergewaltigungen arbeiten, begleitend zu ihrer Tätigkeit adäquate
Schulungen erhalten. Auch eine umfassendere Sexualerziehung und
Sensibilisierungsprogramme sind bereits von klein auf nötig.

Entsprechende Veränderungen in Dänemark und Europa können dazu
beitragen, dass Frauen in Zukunft besser vor Vergewaltigung geschützt sind.
Zukünftige Generationen von Frauen und Mädchen werden sich dann nicht mehr
fragen müssen, ob die Vergewaltigung ihre eigene Schuld war und es wird
keinen Zweifel mehr daran geben, dass der Täter bestraft wird.

Kumi Naidoo, Generalsekretär von Amnesty International

Hintergrund

Von den 31 europäischen Ländern, deren Gesetzgebung Amnesty International
untersucht hat, wird Vergewaltigung lediglich in acht Ländern als Sex ohne
Einwilligung definiert. Dabei handelt es sich um Irland, Großbritannien,
Belgien, Zypern, Deutschland, Island, Luxemburg und Schweden.

Der Rechtsbegriff der Vergewaltigung basiert in den anderen europäischen
Ländern auf Gewalt, Gewaltandrohung oder Nötigung. Diese Kriterien treffen
jedoch auf die meisten Vergewaltigungen nicht zu.

Und tatsächlich ist Dänemark bereit, nachzuziehen. Auch in weiteren Ländern
- wie Finnland, Griechenland, Spanien, Portugal und Slowenien - werden
entsprechende Änderungen diskutiert.

Amnesty International wird die Situation in Europa weiterhin beobachten und
sich für eine Definition von Vergewaltigung einsetzen, deren zentrales
Kriterium die fehlende Einwilligung ist. Auch gegen Vergewaltigungsmythen,
die in der gesamten Region verbreitet sind, wird die Organisation vorgehen.

Elf Jahre nach dem englischsprachigen Bericht "Case closed: Rape and human
rights in the Nordic countries" wird Amnesty International außerdem im
April 2019 einen neuen Bericht über die Situation in den vier
skandinavischen Ländern Dänemark, Finland, Norwegen und Schweden
herausgeben. Schwerpunkt wird die Zugänglichkeit der dortigen Justiz für
die Opfer von Vergewaltigung sein.


[1] Amnesty-Bericht: "'Give us respect and justice!' Overcoming
barriers to justice for women rape survivors in Denmark" (PDF, 1.19
MB)

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2019-03/Amnesty-Bericht-Gerechtigkeit-und-Respekt-fu%CC%88r-Betroffene-von-Vergewaltigung-in-Daenemark-Maerz-2019.PDF

 * 

Quelle:

Dänemark - Vergewaltiger gehen meist straffrei aus

Meldung vom 5. März 2019

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/daenemark-vergewaltiger-gehen-meist-straffrei-aus

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/208: Unna - Menschenrechte im digitalen Umbruch, 18.03.2019


Kreisstadt Unna

VHS-Aktuell: Menschenrechte im digitalen Umbruch

Überwachung, Privatsphäre, Datenschutz, Zensur, Informationsfreiheit



Kreisstadt Unna. Die Digitalisierung erfasst nicht nur private oder
wirtschaftliche, sondern auch politische und rechtliche Prozesse. Chancen
und Risiken sind dabei oftmals eng miteinander verbunden. Die Möglichkeiten
des Netzes erleichtern es Aufmerksamkeit für Missstände zu erreichen,
gefährden aber auch die Menschenwürde. Gestiegene Transparenz ermöglicht
eine bessere Kontrolle des Staates, gefährdet aber auch die Privatsphäre.
Worüber müssen wir also in Bezug auf den Schutz der Menschenrechte im
digitalen Zeitalter zukünftig nachdenken? Was können wir als Einzelne tun?

Dieser VHS-Vortrag am Montag, 18. März (18.30-20 Uhr) im Alten Lehrerhaus
in Lünern, soll dazu befähigen spezifisch "digitale" Herausforderungen und
Chancen für den Schutz der Menschenrechte zu erkennen. Sie soll dazu
beitragen sich eine eigene Meinung in Bezug auf aktuelle politische
Diskussionen und Entwicklungen zu bilden.

Der Referent Mike Karst arbeitet als Internetredakteur, ist
Themenkoordinator "Menschenrechte im digitalen Zeitalter" bei Amnesty
International.

Eine Anmeldung ist nicht erforderlich, der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.03.2019

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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AUSSICHTEN/8572: Und morgen, den 9. März 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 09.03.2019 bis zum 10.03.2019 +++






[image: Jean-Luc 8572 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wechselwetter wunderlich,

Sonne, Sturm und Regen,

da bleibt Jean-Luc unter sich

auf des Schlafes Wegen.
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STANDPUNKT/064: Die politische Souveränität der Europäischen Union (spw)


spw - Ausgabe 1/2019 - Heft 230

Zeitschrift für sozialistische Politik und Wirtschaft

Die politische Souveränität der Europäischen Union

von Nikolaus Kowall(1)



Ist die Europäische Union ein Hebel für sozialen Fortschritt? Dies ist
eine der im progressiven Spektrum am heißest umstrittenen
Fragestellungen. Skeptische ZeitgenossInnen können auf die
marktliberale Schlagseite verweisen, die der Durchsetzung des
Binnenmarktes und der Währungsunion, sowie der Orchestrierung der
Eurokrise, zweifelsfrei anhaften. Für OptimistInnen bietet der Verweis
auf die Vergangenheit hingegen wenig Argumentationsstoff. Sie müssen
vielmehr mit den künftigen Möglichkeitsräumen eines europäischen
Projekts argumentieren. Räume, die sich erst durch deren politische
Adressierung performativ öffnen müssten. Dieser Zugang schwankt
zwischen Vision und Illusion, zumal unklar ist, welcher politische
Akteur diese Adressierung vorantreiben soll. Andererseits haben die
SkeptikerInnen das Problem, dass sich aus ihrer pessimistischen
Analyse wenig Perspektiven entwickeln lassen - am ehesten noch die
Rückkehr zur Erzielung sozialen Fortschritts durch die Nation.
Nationalen Fortschritt im Rahmen international organisierter
Volkswirtschaften durchzusetzen ist jedoch alles andere als trivial.
Den VordenkerInnen der britischen Labour Party rauchen derzeit die
Köpfe, wie mit einer möglichen Regierungsübernahme - voraussichtlich
nach erfolgtem Brexit - umzugehen wäre.(2) In welchem Ausmaß kann
eine, im internationalen Maßstab mittelgroße und stark globalisierte
Volkswirtschaft, wie Großbritannien, noch eigene Akzente setzen? Wie
souverän ist die Demokratie in Zeiten der Globalisierung?

Außenhandelsverflechtung und Globalisierung

Wie lässt sich Globalisierung messen? Der wohl markanteste Indikator
für die internationale Wirtschaftsverflechtung einer Volkswirtschaft
ist der Außenhandel. Das Verhältnis des Exports zur gesamten
Wirtschaftstätigkeit bringt die Abhängigkeit von ausländischen Märkten
zum Ausdruck. Angenommen, ein Land exportiert genauso viel wie es
importiert - die Außenhandelsbilanz des Landes ist also ausgeglichen
(für viele Länder trifft das über die Jahre gesehen auch in etwa zu).
Wenn dieses Land beispielsweise ein Viertel seiner gesamten
hergestellten Güter und Dienstleistungen (also ein Viertel seines BIP)
exportiert, dann importiert es auch ein Viertel seines Verbrauchs.
Jedes vierte im Land produzierte Produkt geht ins Ausland, jedes
vierte im Land konsumierte Produkt kommt aus dem Ausland. Diese Zahlen
treffen ziemlich genau auf die Situation der spanischen
Volkswirtschaft zu.(3) Spanien hat eine relativ starke
Außenhandelsverflechtung, insgesamt dominiert aber der Binnenmarkt. Im
Umkehrschluss werden nämlich rund 75 Prozent der spanischen Produktion
auch in Spanien verbraucht.

Das Verhältnis zwischen der Wertschöpfung, die für den Export
generiert wird, zur gesamten Wertschöpfung, ist ein sehr nützlicher
Maßstab für das Ausmaß, in dem eine Volkswirtschaft globalisiert ist.
Typischerweise spielt die Größe des Landes eine gewichtige Rolle für
den Grad an Globalisierung - aber genau umgekehrt, als viele intuitiv
vermuten würden: Länder mit hohen Bevölkerungszahlen und großen
eigenen Binnenmärkten sind verhältnismäßig weniger stark globalisiert
als Länder mit geringen Bevölkerungszahlen und kleinen Binnenmärkten.

Die USA sind mit 330 Millionen EinwohnerInnen das Land mit der
weltweit drittgrößten Bevölkerung. Die US-Volkswirtschaft verfügt über
einen gewaltigen Binnenmarkt, folglich spielt der Außenhandel eine
verhältnismäßig untergeordnete Rolle: Nur ein Zehntel dessen, was die
US-Volkswirtschaft produziert, wird exportiert (da die USA ein Defizit
im Außenhandel aufweisen sind die Importe etwas höher)(4). Das liegt
daran, dass die USA große landwirtschaftliche Flächen, eine breit
aufgestellte Industrie, reichhaltige Rohstoffvorkommen, zahlreiche
Tourismusdestinationen sowie einen hochmodernen Dienstleistungssektor
(u.a. Technologieunternehmen) aufweisen. Die US-Wirtschaft ist eine
Welt für sich, sie kann fast alles produzieren, was sie benötigt.
Länder, die einen so großen Binnenmarkt und eine so geringe
Außenhandelsverflechtung aufweisen, bezeichnet man als
"geschlossene Volkswirtschaften".

Ganz anders die Situation in relativ kleinen Ländern, wie Belgien, mit
einer Bevölkerung von 11,4 Millionen EinwohnerInnen. Das Land hat
einen kleinen Binnenmarkt und verfügt beispielsweise weder über eine
eigene Autoindustrie, eine eigene Flugzeugindustrie noch über
mediterrane Strände. In Belgien wird mehr als die Hälfte aller
produzierten Güter und Dienstleistungen für den Export hergestellt.
Belgien importiert ebenso mehr als die Hälfte seines gesamten Konsums.
Länder, die wie Belgien, die Slowakei oder Österreich kleine
Binnenmärkte haben und stark in den internationalen Handel verflochten
sind, bezeichnet man als "offene Volkswirtschaften". Eine im
globalen Maßstab mittelgroße Volkswirtschaft, wie Frankreich, verfügt
im Gegensatz zu Belgien über eine eigene Autoindustrie, eine eigene
Flugzeugindustrie sowie über mediterrane Strände. Der Binnenmarkt ist
zwar nicht so groß wie in den USA, trotzdem ist die Notwendigkeit zur
Einfuhr geringer als in Belgien.(5) Frankreich exportiert knapp ein
Viertel seiner Produktion und importiert etwa gleich viel seines
Konsums.

Abbildung 1 gibt einen Überblick über die Außenhandelsverflechtung
verschiedener Volkswirtschaften im Jahr 2017.(6) Wie zu erwarten war,
befinden sich kleine offene europäische Volkswirtschaften im
Spitzenfeld der Außenhandelsverflechtung. Mittelgroße
Volkswirtschaften, wie Südkorea, Frankreich oder Mexiko, nehmen
Mittelplätze ein, während die großen Volkswirtschaften, wie die USA,
Japan oder China,(7) relativ geschlossen sind.




[image: Abb.1: Wertschöpfungsanteil der Exporte am BIP 2017.Quelle: OECD 'Domestic value added in gross exports']





Obwohl Deutschland die größte Volkswirtschaft der EU ist, exportiert
es über ein Drittel seiner gesamten Produktion - also mehr als z.B.
Großbritannien oder Frankreich. Gleichzeitig importiert es deutlich
weniger als ein Drittel seines Konsums, weshalb es einen großen
Überschuss im Außenhandel aufweist. Betrachtet man alle 28 EU-Staaten,
ergibt sich eine durchschnittliche Außenhandelsverflechtung von rund
einem Drittel, was im globalen Vergleich ein relativ hoher Wert ist.
Die europäischen Länder sind also allesamt stark in den
internationalen Handel verflochten und deutlich stärker globalisiert
als beispielsweise Brasilien, die USA oder Indien. Doch das war nicht
immer so.

Globalisierung seit 1960

Die Außenhandelsverflechtung der EU-Staaten hat in den letzten
Jahrzehnten stark zugenommen, wie Abbildung 2 illustriert. Aus Gründen
der Datenverfügbarkeit wird zur Darstellung dieser Entwicklung auf
Bruttoexportquoten zurückgegriffen.(8) Diese überschätzen zwar die
Bedeutung von Exporten (speziell bei kleinen offenen
Volkswirtschaften), verdeutlichen aber trotzdem, wie stark sich
einzelne Volkswirtschaften in den letzten Jahrzehnten globalisiert
haben.(9)




[image: Abb.2: Entwicklung der Außenhandelsverflechtung von 1960-2017. Quelle: Weltbank]





In Belgien ist die Bruttoexportquote seit 1960 um 47,3 Prozentpunkte
angestiegen. Das ist im belgischen Fall ggü. 1960 mehr als eine
Verdoppelung (die Quote lag damals bei 37,8 Prozent). Dieser Trend
zeigt sich im Schnitt für alle EU-Staaten, nur in Großbritannien war
die Bruttoexportquote bereits 1960 relativ hoch (damals 20,2 Prozent),
weshalb die Zunahme weniger dynamisch ausfällt. In Polen hat sich die
gleiche Entwicklung in einem wesentlich kürzeren Zeitraum abgespielt,
nämlich seit der Wende in Osteuropa. Die polnische
Außenhandelsverflechtung hat sich seit 1990 (damals 25,9 Prozent)
verdoppelt. In den USA (1960 bei 5,0 Prozent) sowie in Japan (damals
10,7 Prozent) hat die Außenhandelsverflechtung ebenfalls stark
zugenommen, wenngleich auf deutlich geringerem Niveau. In Deutschland
hat sich die Bedeutung des Außenhandels am BIP seit 1970 verdreifacht,
im Falle von Südkorea ist die Integration in den Weltmarkt quasi
vollständig seit 1960 erfolgt. Nur in Russland ist die
Außenhandelsverflechtung 2017 geringer als im Jahr 1993, weil der
Zerfall der Sowjetunion eine Art Deglobalisierung dargestellt hat. Für
alle anderen Länder zeigt sich, dass die Globalisierungsdynamik seit
1960 erheblich war.

Nation, Demokratie und Volkswirtschaft

Aus den Daten geht hervor, dass die Welt im Jahr 1960 eine andere war.
Der Außenhandel spielte für die einzelnen Volkswirtschaften im
Vergleich zum Binnenkonsum eine untergeordnete Rolle. Nur kleine
europäische Volkswirtschaften wiesen schon damals eine bedeutsame
Außenhandelsverflechtung auf. Mittelgroße Länder wie Deutschland,
Frankreich, Großbritannien, Italien, oder auch Mexiko und Südkorea,
waren hingegen relativ geschlossene Volkswirtschaften. Für die USA -
damals die mit Abstand größte Volkswirtschaft der Welt - spielte der
Außenhandel im Verhältnis zum BIP nur eine marginale Rolle. Die
wirtschaftliche Tätigkeit fand 1960 primär im Rahmen der Nation statt.
Dementsprechend war die Regierung hochgradig souverän und konnte
steuernd in den Wirtschaftsprozess eingreifen. Da Handel und
Kapitalverkehr im Jahr 1960 ungleich weniger liberalisiert waren als
heute, konnten Regierungen mittels Zoll und Kapitalverkehrskontrollen
die Ströme von Waren und Kapital beeinflussen.(10)

Die in den Nationalstaaten demokratisch erstrittenen Präferenzen
konnten im Rahmen der jeweiligen Regierungspolitik in hohem Maße
umgesetzt werden. Die national organisierte Wirtschaftsstruktur sowie
das nationale wirtschaftspolitische Instrumentarium harmonierten
weitgehend. Die sozioökonomische Handlungsfähigkeit der Demokratie war
evident. Volkswirtschaft und Demokratie passten beide in den
demokratischen Rahmen der Nation. Die Nation war souverän und die
Demokratie konnte bestimmen, wohin die Reise geht. Diese "gute alte
Welt" löst in Zeiten globalisierter Sachzwänge oftmals Nostalgie aus.
Ist es nicht verlockend, die Souveränität des Nationalstaats - vor
allem gegenüber der Wirtschaft - zu neuem Leben zu erwecken?

Limitationen nationaler Politik

Die Idee, den Nationalstaat als Bezugspunkt für progressive Politik
wiederzuentdecken, kollidiert regelmäßig mit der ökonomischen
Struktur, die sich über Jahrzehnte der Globalisierung gebildet hat.
Die globale industrielle Verflechtung, die Marktliberale als
rhetorische Figur in jeder Diskussion verwenden (Stichwort:
Standort)(11) ist keine Imagination sondern real. Nur die politischen
Ableitungen der Wirtschaftsliberalen - die auf Erpressung der
Demokratie hinauslaufen - sind falsch. Eine Untersuchung
exportorientierter mittelständischer österreichischer
Industrieunternehmen zeigt beispielsweise, dass die Unternehmen Teil
einer extrem ausdifferenzierten globalen Wertschöpfungskette sind.(12)
Die Nische ist die Regel und nicht die Ausnahme, faktisch sind große
Teile des modernen Fahrzeug-, Maschinen- und Anlagenbaus hoch
spezialisierte Nischen eines globalen industriellen Netzwerks. Ganze
Staaten haben sich auf eine Rolle als Standort im internationalen
Wirtschaftsgeflecht spezialisiert.

Ein Beispiel ist die Slowakei. Das Land hat ein wesentlich günstigeres
Lohnniveau als z.B. Deutschland und verfügte bis vor einigen Jahren
sogar über eine Flat tax, also einen einheitlichen Steuersatz von 19
Prozent für alle Einkommensgruppen. Die Slowakei konnte viele
ausländische Direktinvestitionen anlocken und hat sich zum
Automobilstandort entwickelt, über 40 Prozent der slowakischen
Industrie entfallen auf die KfZ-Branche. Konzerne wie VW,
Peugeot-Citroen oder Kia produzieren dort. Nirgends auf der Welt
werden pro Kopf so viele Autos hergestellt wie in der Slowakei.(13) In
dem Land leben nur fünf Millionen Menschen, die Hälfte der gesamten
Produktion hängt am Export (siehe Abb. 1) und die Wirtschaftsleistung
pro Kopf ist mit 75 Prozent vom Durchschnittswert der EU-28 relativ
gering.(14) Die slowakische Volkswirtschaft ist nicht sonderlich
wohlhabend, sehr offen und obendrein in hohem Maße abhängig von
ausländischen Direktinvestitionen. Wie viel politische Souveränität
bleibt der demokratischen Regierung der Slowakei überhaupt? Könnte der
demokratische Souverän der Autoindustrie zumuten, nur noch Strom aus
erneuerbarer Energie zu beziehen, deutlich höhere Mindestlöhne zu
bezahlen, mehr Körperschaftssteuer abzudrücken oder einen strengeren
Kündigungsschutz zu akzeptieren? In der Realität wäre es für liberal,
national oder sozial orientierte Regierungen gleichermaßen
unvernünftig, die mit Abstand wichtigste Industrie (deren
Konzernzentralen durchwegs im Ausland angesiedelt sind)
herauszufordern. Die Slowakei repräsentiert das eine Extrem innerhalb
der EU: Sie ist ein politischer Zwerg und stark abhängig von
wirtschaftlichen Riesen im Ausland.

Natürlich haben große EU-Volkswirtschaften mehr politische
Souveränität als kleine. In Deutschland leben über 80 Millionen
Menschen, das BIP pro Kopf liegt deutlich über dem EU-Durchschnitt
(2017 bei 124 Prozent der EU-28)(15) und die Volkswirtschaft ist
deutlich geschlossener als jene der Slowakei oder Belgiens.
Deutschland verfügt über einen großen Binnenmarkt, solide
Staatsfinanzen und hohe Überschüsse im Außenhandel. Das Land hat
theoretisch sehr viel Spielraum für politische Aktivität. Deutschland
könnte die Arbeitszeit verkürzen, Mindestlöhne deutlich erhöhen, Hartz
IV durch eine Mindestsicherung ersetzen, Umweltauflagen verschärfen
und die Vermögensteuer wiedereinführen. Die negativen Auswirkungen auf
sein Produktionsmodell wären marginal. Zur Umsetzung fehlen schlicht
die politischen Mehrheiten. Deutschland repräsentiert das andere
Extrem innerhalb der EU: Es ist ein wirtschaftlicher Riese mit einer
starken inländischen Industriestruktur und auch politisch ein
beachtlicher Akteur. Die übrigen EU-Staaten rangieren grosso modo
innerhalb der Bandbreite Deutschland - Slowakei.

Deutschland gehört zu jenen Mitgliedsstaaten mit den potentiell
größten Spielräumen für demokratische Gestaltung. Aber könnte
Deutschland alleine eine substantielle Finanztransaktionssteuer
einführen, ohne Kapitalflucht zu riskieren? Könnte es alle Importe mit
hohen Standards belegen, ohne dass die Preise für KonsumentInnen und
Industrie explodieren? Könnte es eigenständig eine Energiewende
herbeiführen, die die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen bis 2040
auf null reduziert? Derart weitreichende Eingriffe dürften selbst
Deutschland überfordern, auch wenn sich demokratische Mehrheiten dafür
fänden. Ist selbst die größte Volkswirtschaft der EU politisch nicht
mehr souverän?

Vor genau diesen Fragestellungen stünde die britische Labourparty im
Fall einer Regierungsübernahme. Um progressive Politik auf nationaler
Ebene wirklich konsequent durchzusetzen, müsste man sich den
objektiven Limitationen der ökonomischen Struktur in einer
globalisierten Welt entziehen und seine Volkswirtschaft wieder primär
national organisieren. Was für kleine Länder wie die Slowakei ohnedies
illusorisch ist, ist auch für mittelgroße Volkswirtschaften wie
Großbritannien kaum zu stemmen. Das Ausbrechen aus internationalen
Wertschöpfungsketten brächte die Notwendigkeit mit sich, große Teile
dieser Tätigkeit wieder ins Inland zu verlagern. Die Volkswirtschaft
müsste ihre industrielle Grundlage (Stahlproduktion,
Vorleistungsketten etc.) neu aufbauen. Doch was würde eine solche
nationale Reindustrialisierung faktisch bedeuten? Man müsste dazu
Arbeitskräfte aus vielen anderen Sektoren abziehen, um eine - im
internationalen Vergleich wenig effiziente - Binnenindustrie zu
schaffen. Dies wäre mit erheblichen Wohlstandsverlusten verbunden,
außerdem wäre ein sehr hohes Maß an internationaler Abschottung nötig.
Die Rückkehr zur Nation ist nach Jahrzehnten der Globalisierung keine
plausible Option mehr.


Die Handlungsfähigkeit der Europäischen Union

Die einzelnen EU-Staaten sind isoliert betrachtet sehr stark in den
internationalen Handel verflochten (kleine noch deutlich stärker als
große). Wie bereits erwähnt, ist die Außenhandelsverflechtung aller
EU-Staaten im Schnitt mit über einem Drittel ziemlich hoch. Doch für
jedes EU-Land ist die Summe der anderen EU-Länder der wichtigste
Handelspartner. Die hohe internationale Verflechtung der Slowakei,
Belgiens oder Österreichs ist also primär eine europäische
Verflechtung.

Der entscheidende Punkt aus europäischer Perspektive ist so simpel wie
wahr: Die gesamte Europäische Union als Einheit betrachtet ist,
ähnlich wie die USA oder China, eine relativ geschlossene
Volkswirtschaft. Wie die USA verfügt die EU über fast alle
Wirtschaftssektoren selbst. Sie hat zwar weniger Rohstoffe und keinen
ganz so modernen Dienstleistungssektor wie die USA, dafür eine
deutlich stärkere Industrie und Tourismusinfrastruktur. Die Wirtschaft
der EU ist auch eine Welt für sich - sie kann fast alles produzieren,
was sie benötigt. Nur 13 Prozent der Produktion der EU werden
exportiert und ein ebenso großer Anteil des Konsums wird
importiert. In Abbildung 3 ist der Unterschied zwischen einer
Betrachtung der einzelnen EU Länder sowie der EU als Ganzes
visualisiert.




[image: Abb.3: Außenhandelsverflechtung der größten Volkswirtschaften 2017. Quelle: OECD 'Domestic value added in gross exports']





In der EU leben (inkl. Großbritannien) rund 500 Millionen Menschen.
Das entspricht knapp sieben Prozent der Weltbevölkerung. Weil die EU
im Weltmaßstab wohlhabend ist, ist ihr Anteil am Bruttoinlandsprodukt
der Welt mehr als doppelt so hoch und beträgt rund 16 Prozent. Die EU
ist nach China und knapp vor den USA der zweitgrößte Wirtschaftsraum
der Welt.(16) Die EU ist überdies relativ wohlhabend und verfügt über
einen gigantischen Binnenmarkt. Durch die geringe
Außenhandelsverflechtung ist die EU weder stark abhängig von Exporten,
noch von außereuropäischen Direktinvestitionen. Für die EU gilt
zwischen Politik und Wirtschaft die Spielanordnung einer geschlossenen
Volkswirtschaft. In einer großen geschlossenen Volkswirtschaft mit
einem starken eigenen Binnenmarkt hat die Demokratie prinzipiell mehr
Durchschlagskraft gegenüber der Wirtschaft, als in einer kleinen
offenen. Die EU ist - als Einheit betrachtet - ähnlich souverän wie
die Nationalstaaten der 1960er Jahre.

Die EU zeigt schon jetzt immer wieder politische Handlungsfähigkeit.
Sie verhängte 2013 Milliardenstrafen gegen europäische Großbanken
wegen Zinsmanipulation. 2017 musste Facebook eine hohe Strafe wegen
falscher Angaben bei der Übernahme von WhatsApp zahlen. Anfang 2018
ortete die EU ein "iPhone Kartell" und verhängte eine Bußzahlung
gegenüber Apple. Derzeit stehen Google und deutschen Autobauern
milliardenhohe Kartellstrafen wegen Marktabsprachen ins Haus. Die EU
muss auf ausländische Konzerne keine Rücksicht nehmen und auf
Schlüsselindustrien der jeweiligen Mitgliedsländer nicht so viel wie
die nationalen Regierungen. Wenn die Slowakei mit Konzernen
verhandelt, dann wackelt der Schwanz mit dem Hund. Wenn die EU mit
Konzernen verhandelt, ist es umgekehrt.


Die EU ist ein Hebel für sozialen Fortschritt

Es gibt eine Vielzahl an berechtigter Kritik an den
Konstruktionsfehlern der Europäischen Union und der Eurozone -
Demokratiedefizit, mangelhafte wirtschaftspolitische Steuerungskraft
etc. Es gibt auch viel berechtigte Kritik an der EU in Bezug auf
schwere politische Fehler bei der "Lösung" der Eurokrise, beim langen
Ignorieren der Migrationsthematik im Mittelmeerraum, beim Anheizen des
Exportwettbewerbs zwischen den Mitgliedsstaaten, beim Versagen
bezüglich Finanztransaktionssteuer und beim permanenten Vorantreiben
von Freihandelsabkommen.

All diese Kritik ist zutreffend. Was nur übersehen wird, ist
zweierlei: Erstens trägt das Scheitern mindestens so sehr die
Handschrift des Europäischen Rates, also der Versammlung aller
Regierungschefs, wie der EU-Kommission und des EU-Parlaments. Es
handelt sich also um ein kollektives Politikversagen von
Nationalstaaten und EU-Institutionen gleichermaßen. Zweitens ist die
politische Ausrichtung der EU Resultat eines politischen Zeitgeistes
und demokratischer Mehrheiten. Gruppierungen, die die Schlagkraft der
EU im Sinne sozialer oder ökologischer Ziele einsetzen wollten, hatten
bisher kein ausreichend attraktives Konzept zu bieten und blieben
deutlich in der Minderheit.

Aus einer politökonomischen Perspektive ist die Frage, ob die EU das
richtige Instrument für sozialen Fortschritt darstellt, wenig
zielführend. Ja, große EU-Staaten sind stark genug gewisse Reformen
auch eigenständig durchzuführen - doch auch sie stoßen an Grenzen. Es
gibt viele relevante Politikfelder, die ohne europäisches Reglement
limitiert sind - Stichwörter: Beendigung des innereuropäischen
Unterbietungswettbewerbs, konsequente Umsetzung der Energiewende oder
effektive Regulierung des Finanzsektors. Kleine EU-Staaten haben noch
viel weniger Handlungsspielräume. Aus der Sicht der BürgerInnen der
Slowakei, Österreichs oder Belgiens ist die EU ein noch viel
wichtigerer Hebel zur Durchsetzung demokratisch gewünschter Maßnahmen.

Mit der EU ist sozialer Fortschritt denkbar. Ohne EU ist hingegen
durchaus vorstellbar, dass soziale und ökologische Standards im Zuge
der Globalisierung noch stärker unter Druck kommen. Wie man es dreht
und wendet, die Frage nach der Sinnhaftigkeit der EU ist ein Holzweg.
Man muss in der Realpolitik immer mit dem arbeiten, was da ist. Gäbe
es andere Mehrheiten im EU-Parlament und im Rat der Regierungschefs,
wären auch ganz andere Politiken denkbar. Es geht ja bekanntlich nicht
darum, Europa zu interpretieren, sondern es zu verändern.


Anmerkungen

(1) Nikolaus Kowall ist Vertretungsprofessor für "International
Economics" an der Hochschule für Wirtschaft und Technik in Berlin. Er
war von 1999 bis 2014 ehrenamtlich in der österreichischen
Sozialdemokratie tätig.

(2) Vgl. Lapavitsas (2018): 

https://www.jacobinmag.com/2018/05/corbyn-labour-eu-single-market-economic-policy

(3)Quelle: OECD "Domestic value added in gross exports": 

https://data.oecd.org/trade/domestic-value-added-in-gross-exports.htm

(4)Quelle: OECD "Domestic value added in gross exports": 

https://data.oecd.org/trade/domestic-value-added-in-gross-exports.htm

(5) Fremdenverkehr gilt als Export. Wenn ein tschechisches Paar in
Mailand Bekleidung und Wein einkauft sowie schick essen geht,
entspricht das volkswirtschaftlich einem Export dieser Waren von
Italien nach Tschechien.

(6) Schätzungen der OECD in Bezug auf den Wertschöpfungsanteil der
Exporte verschiedener Länder existieren für 2014. Hier wurden
OECD-Daten von 2017 (Bruttoexporte) mit dem Wertschöpfungsanteil von
2014 berechnet. "Domestic value added in gross exports": 

https://data.oecd.org/trade/domestic-value-added-in-gross-exports.htm

(7) China erreichte seine stärkste Außenhandelsverflechtung im Jahr
2006. Schon seit längerem war es das Ziel der chinesischen Regierung
die Exportabhängigkeit zu verringern und einen starken Binnenmarkt zu
etablieren (vgl. 

https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/konjunktur/reformbekenntnis-in-fernost-china-will-wieder-aufdrehen-11982826.html)
Das ist gelungen, wie die Daten zeigen.

(8) Für den Wertschöpfungsgehalt der Exporte liegen keine Zeitreihen
vor.

(9) Die Bruttoexportquote überschätzt die Bedeutung des Außenhandels,
weil dabei nicht die Wertschöpfung der Exporte (die um Vorleistungen
bereinigt ist), sondern der Exportumsatz durch das BIP geteilt werden.
Das BIP ist aber die um Vorleistungen bereinigte Wertschöpfung,
weshalb Zähler und Nenner bei der Bruttoexportquote nicht wirklich
zusammenpassen. Z.B. wird ein Getriebe, das ein deutscher
Autohersteller als Vorleistung aus Österreich importiert, beim Verkauf
des deutschen Autos nach Russland als deutscher Export gewertet. Aus
diesem Grund liegt etwa die Bruttoexportquote für Belgien im Jahr 2017
bei 85,1 Prozent, der Wertschöpfungsanteil der Exporte jedoch nur bei
55,3 Prozent (Quelle: OECD).

(10) Hinzu kommt, dass die Wechselkurse der Währungen im Rahmen des
Bretton Woods Systems nicht den internationalen Devisenmärkten
überlassen wurden, sondern politisch festgelegt waren. Überdies waren
die Zentralbanken allesamt national organisiert und oftmals stärker an
die Regierungen gebunden als heute (die Banque de France wurde
beispielsweise erst 1993 unabhängig). Die französische Regierung
verfügte 1960 über folgende wirtschaftliche Steuerungsinstrumente, die
sie heute nicht mehr hat: Zölle, Kapitalverkehrskontrollen,
Wechselkurspolitik und nationale Geldpolitik zur Steuerung von
Zinsniveau und Inflation.

(11) Vgl. Kowall (2017): 

https://makronom.de/der-rechtspopulismus-und-dasprimat-der-politik-in-europa-20285

(12) Vgl. Kowall (2015): https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_study_40_2015.pdf

(13) Vgl. Industriemagazin (2016): 

https://industriemagazin.at/a/autoindustrieder-slowakei-erreicht-neuen-weltrekord

(14) BIP/Kopf in Kaukraftparitäten,Quelle: EU-Kommission 2017: 

https:// ec.europa.eu/eurostat/tgm/table.do?tab=table&init=1&language=en&pcode=tec00114&plugin=1

(15)Quelle: EU-Kommission (2017): 

https://ec.europa.eu/eurostat/tgm/table.do?tab=table&init=1&language=en&pcode=tec00114&plugin=1

(16)Quelle: IWF-Daten für 2017
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PARTEIEN/374: Brexit - der Irland-Konflikt lebt auf ... (SB)


Brexit - der Irland-Konflikt lebt auf ...



Die Verhandlungen zwischen London und Brüssel über den Austritt des
Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der
Europäischen Union (EU) stecken nach Angaben beider Seiten vollends in
der Sackgasse - und das drei Wochen vor dem Austrittsdatum am 29.
März. Es droht ein ungeordneter Austritt, der extrem negative
wirtschaftliche Folgen auf beiden Seiten des Ärmelkanals hätte und der
nur den Katastrophen-Kapitalisten und ihren politischen Wasserträgern,
den harten Brexiteers bei den regierenden Konservativen um
Premierministerin Theresa May, nützte. Auf dem diesjährigen Autosalon
in Genf haben vor wenigen Tagen die Chefs der deutschen, französischen
und japanischen Fahrzeugunternehmen, die in Großbritannien zusammen
für rund 850.000 Arbeitsplätze sorgen, dringend vor dem sogenannten
No-Deal-Brexit und dessen potentiellen Auswirkungen gewarnt.

Mit Blick auf das eventuelle Eintreten des schlimmstmöglichen 
Szenarios in Sachen Brexit fangen die Briten jetzt schon mit den
Schuldzuweisungen an. In einem Interview am heutigen Vormittag mit BBC
Radio 4 warnte Außenminister Jeremy Hunt vor "vergifteten" Beziehungen
Großbritanniens zur Rest-EU "für viele Jahre", sollte Brüssel nicht
endlich mehr "Flexibilität" bei den Verhandlungen zeigen. Größte 
Schwierigkeit hierbei ist der sogenannte "Backstop", den May im 
vergangenen Dezember als Teil des Withdrawal Agreements mit Brüssel 
vereinbart hatte. Beim Backstop handelt es sich um die 
Aufrechterhaltung einer ordnungspolitischen Einheit zwischen der 
Republik Irland und Nordirland, damit auch nach dem Brexit keine 
Grenze auf der grünen Insel entsteht. Die Vermeidung einer "harten" 
inneririschen Grenze gilt als Voraussetzung dafür, daß der 
Nordirlandkonflikt, der 1998 mit dem Karfreitagsabkommen beigelegt 
wurde, nicht wieder aufflammt.

Leider gibt es jedoch reaktionäre Kräfte im Vereinigten Königreich,
die damals im Karfreitagsabkommen eine Kapitulation Tony Blairs 
gegenüber den "Terroristen" von der Irisch-Republikanischen Armee 
(IRA) sahen und den Vertrag deshalb bis heute nicht richtig akzeptiert 
haben. Das sind dieselben Kräfte, die bei den britischen Konservativen 
und den protestantischen Unionisten in Nordirland den Brexit von 
Anfang an bis heute vorangetrieben haben in der Hoffnung, das alte 
Empire in Form eines "Global Britain" wieder auferstehen zu lassen. 
Die Rede ist von den rund 130 Tory-Abgeordneten der European Research 
Group (ERG) um Jacob Rees-Mogg und Ex-Außenminister Boris Johnson 
sowie von der Democratic Unionist Party (DUP), deren zehn Abgeordneten 
seit Juni 2017 Mays Minderheitsregierung an der Macht halten. 
Nachweislich haben die Austrittsbefürworter bei der Volksbefragung 
2016 die britischen Wahlgesetze, was Menge und Herkunft von 
Wahlkampfspenden betrifft, mit den Füßen getreten - ohne jedoch 
juristisch zur Rechenschaft gezogen worden zu sein. Bis heute 
weiß auch niemand, woher die 435.000 Pfund, mit denen die DUP in 
London wenige Tage vor dem Referendum gegen die EU die mit Abstand 
teuerste Anzeigenkampagne der nordirischen Geschichte finanziert hat, 
kamen. Man vermutet, daß das Geld von irgendwelchen Scheichs am 
Persischen Golf stammte, die geschäftliche Verbindungen zum 
rechtslibertären Freundeskreis Donald Trumps pflegen.

Die ERG und die DUP haben im Januar zusammen mit der restlichen
Opposition im Unterhaus für die katastrophale Niederlage gesorgt, die
May bei der Abstimmung über ihren Deal mit der EU erlitten hat.
Seitdem versucht die Premierministerin Brüssel dazu zu bringen, die
Irische Republik in Stich zu lassen und den Backstop abzuschwächen,
damit sie das Withdrawal Agreement doch noch durch das Parlament
bekommt. In Brüssel nimmt man die britische Premierministerin jedoch
nicht mehr ernst. Wollte sie sich ernsthaft mit Brüssel gütlich
einigen, hätte sie sich längst mit der EU auf einen Verbleib des
Vereinigten Königreichs in Zollunion und Binnenmarkt verständigen
können. Für eine solche Option gibt es eine Mehrheit im Unterhaus. Das
wissen auch alle. Doch statt die Tories zu spalten, versucht May die
Europhoben bei der ERG und der DUP zu besänftigen. Und da spielt
Brüssel nicht mehr mit. Nach tagelangen Gesprächen mit dem britischen
Justizminister Geoffrey Cox erklärten die EU-Unterhändler vor zwei
Tagen dessen Forderung nach einer verbindlichen Ausstiegsklausel für
London in bezug auf den Backstop für nicht erfüllbar.

Vor diesem Hintergrund weiß niemand so richtig, wie es im britischen
Parlament weitergehen soll. In der heutigen Ausgabe des Guardians
sprach ein anonymer konservativer Hinterbänkler von einem Klima bei
den Tories vergleichbar mit "den letzten Tagen Roms". Mays Zeit als
Premierministerin ist auch bald vorbei. Möglicherweise findet in den
nächsten Tagen und Wochen der gemäßigte Flügel der Konservativen
zusammen mit den oppositionellen Sozialdemokraten um Jeremy Corbyn und
den schottischen Nationalisten einen Ausweg aus der Krise - oder auch
nicht. Innerhalb der EU steht man der möglichen Bitte Londons um eine
zeitliche Verschiebung von Brexit skeptisch bis ablehnend gegenüber, 
weil die Gewährung einer solchen Frist rechtliche Probleme bei der
Zusammensetzung des europäischen Parlaments, das im Mai neu gewählt
werden soll, mit sich bringt. Nähmen dann die britischen Bürger an den
EU-Wahlen teil? Niemand weiß es.

Währenddessen bereitet Boris Johnson, der sich von Trumps ehemaligem
Wahlkampfmanager Stephen Bannon beraten läßt, die Ablösung Mays als
Parteivorsitzende und den eigenen Aufstieg zum Tory-Chef samt 
eventuellen Einzugs in Number 10 Downing Street vor. Zu diesem Zweck 
hat Johnson - ähnlich wie Trump ein Verbalrambo, jedoch auf 
gebildeterem Niveau - am 1. März das brisante Thema Nordirlandkonflikt 
instrumentalisiert. Er griff öffentlich unbestätigte Meldungen auf, 
wonach der Chef der Anklagebehörde in Nordirland eine Mordanklage 
gegen vier britische Soldaten wegen ihrer Teilnahme an Bloody Sunday 
(1972 wurden 14 katholische Teilnehmer einer Bürgerrechtsdemonstration 
in Derry von Mitgliedern des 1. königlichen Fallschirmjägerregiments 
getötet), um sich demonstrativ als Retter der militärischen Ehre 
Großbritanniens aufzuspielen. Hierzu dürfe es nicht kommen; eine 
solche Entwicklung wäre ein großes und inakzeptables Unrecht, so der 
Ex-Bürgermeister von London. Beobachter gehen davon aus, daß May und 
die Tories in den nächsten Tagen ein Verjährungsgesetz verabschieden 
werden, um genau diesen Fall zu verhindern.

Seit 1998 verschleppen die Behörden in London und Belfast jede
Aufarbeitung der "Troubles" in Nordirland, damit die Nachwelt niemals
das wahre Ausmaß der Zusammenarbeit der britischen Geheimdienste mit
den loyalistischen Paramilitärs bzw. ihrer Unterwanderung der IRA
erfahren soll. Aktuell ist die heimliche Zusammenarbeit von Armee und
Geheimdiensten Großbritanniens mit loyalistischen "Terrorgruppen" 
gegen die IRA ein großes mediales Thema wegen der verstörenden
Dokumentarfilme "No Stone Unturned" über das Loughlinisland-Massaker
1994 und "Unquiet Graves" über die "Glennane Gang" aus
protestantischen Paramilitärs und Polizisten, die unter anderem die
Autobombenanschläge von Dublin und Monaghan 1974 (33 Tote) verübt
hat. Ende November fing in Belfast eine öffentliche Anhörung über das
Blutbad an, das britische Soldaten 1971 im katholischen Viertel
Ballymurphy angerichtet haben. Damals starben zehn Menschen - alles
Zivilisten, darunter Frauen und Kinder - im Kugelhagel.

Ausgerechnet vor diesem Hintergrund ist es am 6. März bei einer
Debatte im britischen Unterhaus zu einer schweren und gezielten
Provokation gekommen. Auf Anfrage der DUP-Abgeordneten Emma Pengelly,
deren eigener Vater, Noel Little, 1991 wegen des illegalen Imports
größerer Mengen Waffen aus Südafrika für die protestantischen Ulster
Volunteer Force (UVF) und Ulster Defence Association (UDA) zu zwei
Jahren auf Bewährung verurteilt worden war, bat Mays
Nordirland-Ministerin Karen Bradley um eine Stellungnahme zur
möglichen Anklageerhebung gegen britische Soldaten wegen Bloody Sunday
und ähnlichem. Dazu meinte Bradley, 90 Prozent aller Todesfälle
während der "Troubles" gingen auf das Konto der "Terroristen". Die
Soldaten, die damals Ihrer Majestät Königin Elizabeth II. in 
Nordirland gedient haben, hätten "keine Verbrechen" begangen, "nach 
Befehl" gehandelt und sich stets "würdig" verhalten. Für die 
eindeutige und einseitige Aussage bekam Bradley von der DUP-Fraktion 
sichtlich zufriedenes Nicken.

In der Republik Irland sowie bei Katholiken und gemäßigten
Protestanten nördlich der Grenze schlugen die Worte Bradleys wie die
sprichwörtliche Bombe ein. Es hagelte geradezu an 
Rücktrittsforderungen. Nach Ansicht aller Kommentatoren in den 
regulären sowie den sozialen Medien - DUP-Getreue natürlich 
ausgenommen - hatte die Nordirland-Ministerin durch ihre unvorsichtige 
Formulierung großen Schaden angerichtet. Noch am selben Abend sowie am 
nächsten Tag hat sich die gescholtene Ministerin in einer Reihe von 
Interviews entschuldigt und von der umstrittenen Erklärung 
distanziert. Das sei nicht ihre Meinung, beteuerte sie - was natürlich 
die Frage aufkommen läßt, warum sie sich von der DUP derart hat 
vorführen lassen. Die Anwälte der Angehörigen der Opfer des 
Ballymurphy-Massakers wollen nun Anzeige gegen Bradley wegen 
Behinderung der Justiz bzw. des unzulässigen Versuchs der Einflußnahme 
auf ein laufendes Verfahren erstatten. Noch am 6. März war der Eingang 
dreier Briefbomben aus Irland in der britischen Hauptstadt - am 
Bahnhof Waterloo sowie an den Flughäfen Heathrow und London City - 
gemeldet worden. Der Absender ist bislang unbekannt. Der Vorfall macht 
jedoch deutlich, welchen Sprengstoff die Frage der irischen Grenze 
heute noch in sich birgt. Mit der innewohnenden Gefahr gehen einige 
britische Politiker entweder mit Absicht oder gespielter Ignoranz viel 
zu leichtfertig um.

8. März 2019
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AUSSTELLUNG/9632: Leipzig - "Studium - Reisen - Projekte. Skizzenbücher von Fischer-Art", 8.3.-23.06.19


Universität Leipzig - 07.03.2019

Neue Ausstellung "Studium - Reisen - Projekte. Skizzenbücher von
Fischer-Art" wird eröffnet



Am Abend des (heutigen) 7. März wird in der Bibliotheca Albertina der
Universität Leipzig die neue Ausstellung "Studium - Reisen - Projekte.
Skizzenbücher von Fischer-Art" eröffnet. Der Leipziger Künstler Fischer-Art
hat kürzlich 25 Skizzenbücher der Universitätsbibliothek (UB) als
Vorlass-Schenkung vermacht. Die Bücher umfassen Aufzeichnungen aus seiner
Studienzeit, Skizzen und Eindrücke, die er auf seinen Reisen festhielt
sowie Entwürfe zu dem einen oder anderen Projekt, das auch das Leipziger
Stadtbild prägt.

Die Ausstellung gibt einen ersten Einblick in das noch unerschlossene
Konvolut, das es ermöglicht, das künstlerische Schaffen von Fischer-Art
über 30 Jahre hinweg zu verfolgen. Den meisten Leipzigern ist der Name
Fischer-Art ein Begriff, denn wer am Fischer-Art Haus in der Südvorstadt
oder der Fassade an den Brühl-Arkaden vorbeikommt, weiß, was seine Kunst
ausmacht. Die Reaktionen auf seine Werke sind dabei durchaus
unterschiedlich.

Fischer-Art hat seit 1996 zahlreiche Kunst-am-Bau-Projekte realisiert. Er
arbeitet darüber hinaus auch als Maler, Bildhauer, Illustrator und
Zeichner. Der Kern seiner Arbeit - ganz gleich ob auf der Fassade, der
Leinwand oder in der Plastik - ist die Zeichnung. Seit 1992 hat er seine
Skizzenbücher mit Kompositionen, Entwürfen und Ideen gefüllt und diese zum
Jahreswechsel 2018/19 gesammelt der UB Leipzig übergeben. Prof. Dr. Ulrich
Johannes Schneider, Direktor der UB Leipzig betont: "Skizzenbücher von
Künstlern wie Michael Fischer sind Preziosen im Bestand. Hier handelt es
sich nicht nur um Manuskripte, sondern auch um Kunstwerke. Die
Universitätsbibliothek Leipzig ist froh und auch ein wenig stolz darauf,
dass der Leipziger Künstler die ersten 25 Skizzenbücher seiner Karriere
als Geschenk in unsere Obhut gibt."

Die Skizzenbücher dokumentieren die Zeit seines Studiums an der Hochschule
für Grafik und Buchkunst Leipzig (HGB), seine Aufenthalte im Ausland und
einige seiner Projekte inner- und außerhalb der Messestadt. Die
heterogenen Themen der Skizzen wechseln zwischen Architektur,
Figurenstudien, Kompositionen, Landschaft sowie Porträt. Notizen,
eingeklebte Dokumente und Zeitungsartikel halten mitunter sehr persönliche
Einblicke bereit, lassen den Werdegang des Zeichners Fischer-Art
nachverfolgen und den Arbeitsprozess einzelner Projekte nachvollziehen.
Die Ausstellung unterteilt diese Stationen des künstlerischen Werdegangs
in die drei Wegmarken Studium, Reisen und Projekte und greift in ihrer
Präsentation den Charakter eines Werkstattbesuches auf.

Die Ausstellung hat vom 8. März bis 23. Juni 2019 täglich von 10 bis 18
Uhr geöffnet, der Eintritt ist frei. Öffentliche Führungen finden am 28.
März mit Fischer-Art, am 16. Mai und am 13. Juni mit Dr. Christoph Mackert
jeweils um 18 Uhr und am 10. März mit Laura Rosengarten sowie am 31. März
mit Fischer-Art jeweils um 15 Uhr statt.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 07.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/728: Wiesbaden - Sonderveranstaltung zum 90. Geburtstag von Paul Mersmann, 18.03.2019


Theater im Pariser Hof

Die Kleinkunstbühne in Wiesbaden

Sonderveranstaltung zum 90. Geburtstag von Paul Mersmann mit
Besichtigung des Wandgemäldes "Zirkus"

am 18. März 2019 ab 18:00 Uhr



Der in Berlin 1929 geborene und 2017 in baden-württembergischen Creglingen
gestorbene Künstler hat in Wiesbaden deutliche Spuren hinterlassen,
wenngleich diese auch nicht ganz einfach zu entdecken sind. Am sichtbarsten
sind die Skulpturen im öffentlichen Raum, die rund um den Bahnhof Wiesbaden
zu betrachten sind. Sirona, Epona und Rosmorta sind in Bronze für die Stadt
Wiesbaden gefertigte Darstellungen keltischer Gottheiten.

Der in Wiesbaden für einige Jahre wirkende Bildhauer, Maler und
Schriftsteller schuf in privaten Häusern große Wandmalereien. In seinem
eigenen Haus in der Wagemannstrasse, welches zugleich als Atelier mit
Ausstellungsraum diente, in dem er Bilder seiner Frau, der Malerin Eleonore
Däubler-Mersmann ausstellte sowie Arbeiten von u.a. von Aristide Maillol
und Ossip Zadkine. Im öffentlichen Durchgang seines Wohnhauses und der
Grabenstrasse entstand ebenfalls ein großformatiges Wandbild. Er schuf
Wandmalereien in der Villa Glücklich, im Altenstift in der Hildastrasse und
im Theater im Pariser Hof.

"Zirkus", die Arbeit im Pariser Hof, entstand 1986, in einem Zeitraum von
knapp zwei Wochen: Am 16. Oktober 1986 erhielt er den Auftrag und am 1.
November eröffnete das Theater, nachdem es nach jahrzehntelangem Leerstand
von einer Gruppe engagierter Menschen wieder in Stand gesetzt worden war.

In diesem großformatigen Wandgemälde ist die starke Beschäftigung mit dem
Künstler Giorgio de Chirico, dem Begründer der "metaphysischen Malerei"
deutlich wahrnehmbar. Der reale Theaterraum wird um eine Dimension im
Ablauf einer Theaterproduktion, die üblicherweise nicht sichtbar ist,
erweitert: verschiedene Protagonisten eines Zirkus sind in surrealistisch
anmutender Weise in Übungsabläufen dargestellt. "Alles übt und entwickelt
sich, denn noch hat das eigentliche Stück nicht begonnen", schreibt Paul
Mersmann 2008 rückblickend zu dieser Arbeit.

So wird "Zirkus" bis heute zum Bestandteil der Aktivitäten der Betreiber
des Theater im Pariser Hof und fasziniert die Besucher vor Beginn und in
den Pausen einer Vorstellung.

Wir laden aus Anlass des 90. Geburtstages des Künstlers am 18. März 2019 um
18 Uhr herzlich ein zur besonderen Betrachtung des Gemäldes und Würdigung
des Künstlers mit Lesung und bitten um kurze schriftliche Anmeldung.

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Vorverkauf- und Bürozeiten

Montag und Mittwoch, 15:00 bis 18:00 Uhr

Tel: +49 (0)611/44 76 46 44

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de
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DA/641: Feministisch streiken heisst auch gewerkschaftlich organisieren


DA - Direkte Aktion 

anarchosyndikalistische Zeitung der Freien ArbeiterInnen Union (FAU-IAA)

Feministisch streiken heisst auch gewerkschaftlich organisieren!

von AG Feministische Kämpfe - FAU Dresden, vom 27. Februar 2019



In den letzten Jahren fanden in Polen, Spanien, den USA und vielen
anderen Ländern Frauen*streiks statt. Auch in Deutschland haben sich im
letzten Jahr Frauen*streikkomitees gegründet, um die Streikbewegung rund um
den 8. März auch hier aufzubauen und für bessere Lebens- und
Arbeitsbedingungen zu kämpfen.

Klingt super, aber häufig werden wir in feministischen Zusammenhängen -
zuletzt bei der bundesweiten Frauen*streik-Konferenz im November 2018 in
Göttingen - gefragt, wozu eigentlich gewerkschaftliche Organisierung gut
sein soll und ob das nicht letzendlich nur Bevormundung ist. Gewerkschaften
werden misstrauisch beobachtet - genauer die im DGB organisierten, denn
andere Gewerkschaften sind meist nicht bekannt.

Das ist auch kein Wunder. Streikende werden immer wieder vor den Kopf
gestoßen. So hat nach einem unbefristeten und sehr kraftvollen Streik für
die Aufwertung des weiblich geprägten Sozial- und Erziehungsdiensts im Jahr
2015 die (vorrangig männlich besetzte) Tarifkommission von ver.di einen
Kompromiss angenommen, obwohl die Streikenden weiter gehen wollten.

Trotzdem halten wir langfristige und verbindliche Strukturen wie
Gewerkschaften für wesentlich, um unsere Lage zu verbessern. Wichtige Ziele
gibt es genug: Lohnungleichheit überwinden, Arbeitszeit verkürzen bei
vollem Lohnausgleich, aber auch weibliche Arbeit insgesamt aufwerten.
Frauen und Menschen, die sich weder als Mann oder als Frau sehen, sind
immer noch nicht vollkommen gleichgestellt.

Wir brauchen Organisationen, die sich gegen den Rechtsruck stellen können,
der die von der feministischen Bewegung erkämpften Rechte wieder rückgängig
machen will. Aktuell schließen sich immer mehr Menschen zusammen, die den
rechtskonservativen Muff genauso wie den neoliberalen Wettbewerbsdruck satt
haben und sich nach einer solidarischen Gesellschaft sehnen. Es wäre viel
zu schade, die geknüpften Kontakte nach Beendigung einer Kampagne wieder
verpuffen zu lassen.

Auch im Alltag wollen wir uns gegenseitig unterstützen. Grund sich zu
wehren gibt es nicht nur an bestimmten Tagen, sondern (fast) immer und
(fast) überall. Gegenseitige Unterstützung wird vor allem durch
Langfristigkeit und Verbindlichkeit möglich. Über die Mitgliedsbeiträge
können Kassen aufgebaut werden, um Lohnausfälle bei einem Arbeitskampf
auszugleichen, aber auch Treffen oder Infomaterial zu finanzieren.
Gewerkschaftsmitglieder werden die Kämpfe anderer auch praktisch
unterstützen und bei Aktionen anwesend sein, die Kinder der betroffenen
Personen betreuen oder Essen besorgen. Außerdem können Erfahrungen über
Aktionen, Arbeitskampfmaßnahmen und deren Durchführung nicht nur gesammelt,
sondern auch weitergegeben werden. Rechtliches Wissen bleibt nicht Experten
vorbehalten, sondern wird unter Mitgliedern verbreitet.

Nicht zuletzt können wir uns in einer Gewerkschaft über tagtägliche
Probleme austauschen. Nur so können wir den Arbeitsplatz als einen Ort
begreifen, der aktiv gestaltet werden kann und muss. Denn nur dann können
wir vermeiden, dass Arbeitgeber diesen allein gestalten - in Form von
Lohneinsparungen, Unsicherheit und zunehmender Arbeitsbelastung. Das
funktioniert aber nur, wenn Gewerkschaft als Mittel verstanden wird, um die
Belange der Mitglieder durchzusetzen, und nicht als Organisation, in der
die Mitglieder durch einen Vorstand oder Funktionär*innen vertreten werden.
Basisdemokratische Gewerkschaften versuchen dieses Verständnis von
gewerkschaftlicher Selbstorganisierung stark zu machen: nicht der Vorstand
entscheidet, wann, für was und wie ein Arbeitskampf oder eine andere Aktion
stattfindet, sondern die betroffenen Mitglieder selbst.

Das muss auch nicht auf den Arbeitsplatz beschränkt bleiben, sondern auch
Mieter*innen oder Betroffene von Hartz IV können sich dort organisieren.
Solche Art Gewerkschaften gibt es auch in Deutschland: zum Beispiel die
Syndikate der FAU, die IWW (Industrial Workers of the World) oder unter_bau
an der Frankfurter Universität.

In solchen Gewerkschaften kann und muss viel selbst gemacht werden. Es wird
niemand zum Streik aufrufen, sondern wir überlegen zusammen, welche
Arbeitskampfmaßnahmen sinnvoll sind und wie sie umgesetzt werden. Es wird
nicht automatisch eine Rechtsschutzversicherung geben, sondern Mitglieder
finden gemeinsam heraus, ob das gebraucht wird. Das klingt erst mal nach
viel Arbeit, aber dafür können wir selbst entscheiden, wofür unsere
Gewerkschaft einsteht und wofür nicht. Abgesehen davon, dass gegenseitige
Unterstützung auch viel Energie zurück gibt.

Feminismus und langfristige Organisierung sind kein Widerspruch! Bildet
eine, zwei, viele basisdemokratische Gewerkschaften!

Der Artikel stammt aus der Zeitung zum 8. März, die von der fem*fau,
einer feministischen AG in der FAU, herausgegeben wurde. Die Zeitung ist
kostenlos erhältlich bei den lokalen FAU-Gewerkschaften und bald auch
online auf direkteaktion.org


URL:

https://direkteaktion.org/feministisch-streiken-heisst-auch-gewerkschaftlich-organisieren/

 * 

Quelle:

DA - Direkte Aktion

Redaktion: da-kontakt(ätt)fau.org

Herausgeber: Geschäftskommission der FAU

Ludwigstraße 37, 06110 Halle (Saale)

Telefon: +49 (0) 151 555 595 63

E-Mail: geko(ätt)fau.org

Internet: https://direkteaktion.org
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DAS BLÄTTCHEN/1876: Liebes- und "Giftbriefe"


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 5 | 4. März 2019

Liebes- und "Giftbriefe"

von Ulrich Kaufmann



Erwin Berner, das erste gemeinsame, 1953 geborene Kind Eva und Erwin
Strittmatters, hat gemeinsam mit Ingrid Kirschey-Feix jüngst den
Ehebriefwechsel seiner Eltern herausgegeben. Er umfasst 163 Briefe aus den
Jahren 1952 bis 1958, von denen Eva 51 schrieb. Die Lyrikerin plante noch
selbst, diese Briefgespräche herauszugeben. "Die Strittmatter-Leser sollten
erfahren, welch eine Ausnahmeliebe Eva und Erwin Strittmatter gelebt hatten
und dass kein Vorher und kein Nachher an Liebe an sie heranreichte", heißt
es einleitend in dem Band.

0In der Tat sind es großartige Liebesbriefe - voller Poesie und enormer
Dramatik. Sie wirken so stark, umso mehr als die meisten Zeitgenossen kaum
noch Briefe, noch seltener wohl Liebesbriefe schreiben. Allein die Anrede-
und Grußformeln sind die Lektüre wert: "Du Mädchen, Eva!", "Du
Mädchenfrau!", "Traumfrau!", "Böse, Du!", "Lieb' Evchen", "Guten Morgen,
schöne Frau" ... Eva steht da nicht nach: "Lieber Kleiner Mützenjunge!",
"Lubko Liebherz!", "Mein zweites Ich!", "Kranker Junge!"... Das letzte
Schreiben, in dem Eva auf einen "Giftbrief" reagiert, setzt so ein:
"Hochverehrter Herr Heumacher in Schulzenhof!"

Eva Braun, noch Verheiratete Werlitz, und Erwin, bereits Vater von vier
Söhnen, nähern einander behutsam. Die junge Literaturkritikerin und
Mitarbeiterin im Schriftstellerverband und der "Vater" des
"Ochsenkutschers" leben zunächst räumlich getrennt. Der Spremberger
Erzähler hat oft in der Hauptstadt zu tun. Gleich zu Beginn gießt der 18
Jahre ältere Erwin seiner Geliebten reinen Wein ein: "Jeder schöpferische
Mensch ist irgendwo in einer Herzkammer ein krasser Egoist um seines Werkes
willen. Das wirst Du ja wissen. Gar zu gerne möchte sich das Werk als
Geliebte Nr.1 aufspielen." Dies wird eine Konstante in ihrer Beziehung
bleiben, die noch zu erheblichen familiären Konflikten führen sollte.

Gleich ihr zweites Jahr (1953) hält gewaltige Belastungen bereit. Der
mächtige Trennungsschmerz, den beide spüren, als Erwin einen Monat mit
Kollegen in Ungarn weilt, erweist sich - in der Rückschau - als das
geringste Problem. Das politisch schwierige Jahr um den 17. Juni herum wird
in Erwins Briefen gelegentlich reflektiert. Weit mehr beschäftigt ihn die
Komödie "Katzgraben", die - trotz der gemeinsamen Arbeit mit Brecht -
keinesfalls sofort ein Erfolg wird. Als Erwin erfährt, dass Eva ein Kind
erwartet, brennen alle Sicherungen bei ihm durch. Er gibt ihr die "Schuld",
rät zu einem Abbruch der Schwangerschaft, denkt an Selbstmord. Die nunmehr
erwartete Tochter entpuppt sich schließlich als Erwin junior. Als reifer
Mann wird Erwin Strittmatter-Berner ein Buch über seine Eltern schreiben
("Erinnerungen an Schulzenhof"), in dem er mit Kritik - namentlich an
seinem Vater - nicht spart.

Im Folgejahr 1954 drehen sich die Briefe zwischen Schulzenhof und der
Stalinallee vor allem um die Frage, weshalb Eva nicht mit aufs Land zieht.
Sie ist das ländliche Leben nicht gewohnt, kümmert sich fast allein um Ilja
und Erwin jun. Sie hat ihre Arbeit in Berlin, bewegt Ideen zu Kinderbüchern
und weiß, dass "Tinkos" Vater Kindergeräusche im Hause nicht brauchen
kann ... (In Evas Texten und Erwins "Tagebüchern" ist manches davon
festgehalten.)

Es ist ganz erstaunlich, wie sich die Jüngere gegen den Egomanen, der auch
charmant und zärtlich sein konnte, behauptet. Eva analysiert scharf die
Krisen und Konflikte und erweist sich als unerschrockene Kritikerin und
Lektorin aller Texte ihres Mannes.

Der Leser möge entscheiden, was für ihn das Neue, das Spannende dieser
Briefdialoge ist. So ist wenig bekannt, dass der frühe Strittmatter
Gedichte schrieb, von denen er seiner Freundin einige zuschickte.

Am 5. April 1955 teilt er seiner "Liebsten, Schönsten!" mit: "Lese seit
(1946 war's wohl) den Rosegger wieder. In seinem 'Erdsegen' hat er
sprachlich etwas ähnliches gemacht, wie ich's versuche. Fundgrube für
mich ... Das Wiederlesen von Büchern ist eigentlich ein guter Messer fürs
eigene Reifen." Diese Lektüreerfahrung ist insofern interessant, als der
Erzähler zwei Jahrzehnte später erblassen sollte, als sein "Schüler" Alfred
Wellm anmerkt, dass ihn Strittmatters Kurzprosa an die Texte Peter
Roseggers (1843-1918) erinnere, den man nicht selten als volkstümelnden
Heimatdichter betrachtet.

Der solide kommentierte und reichlich bebilderte Band ist auch gediegen
gestaltet. Auf den Innenklappen ist vorn der erste Brief Erwins, hinten der
erste Evas faksimiliert. Erwins gestochene Handschrift gefällt, die seiner
späteren Ehefrau, die deutsche und lateinische Buchstaben munter mischt,
weniger. Strittmatter will auch hier erzieherisch wirksam werden. Erreicht
hat er auf diesem Felde wenig ...

Eva Strittmatter, Erwin Strittmatter: Du bist mein zweites Ich - der
Briefwechsel. Herausgegeben von Erwin Berner und Ingrid Kirschey-Feix.
Aufbau, Berlin 2018, 377 Seiten, 24 Euro.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 5/2019 vom 4. März 2019, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de
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GEGENWIND/793: Zu viele Wölfe?


Gegenwind Nr. 366 - März 2019

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Naturschutz

Zu viele Wölfe?

von Reinhard Pohl



Einhundertfünfzig Jahre lang war Schleswig-Holstein ein
"wolfsfreies Gebiet". Denn solange ist es ungefähr her, dass die Wölfe
hierzulande ausgerottet wurden, die früher selbstverständlich zum Land
gehörten. Erst seit die EU und das Bundesnaturschutzgesetz (§ 7)
den Wolf unter Schutz gestellt hat, breitet er sich langsam wieder
aus. Seit einigen Jahren leben wieder Wölfe in Deutschland, seit 2007
auch in Schleswig-Holstein.


In Schleswig-Holstein gibt es ein "Wolfsmanagement".
Wolfsberater werden vom Land bezahlt und arbeiten mit Jägern und
Nutztierhaltern zusammen, stehen außerdem für Fragen zur Verfügung.
Hier gibt es drei Stellen und zusätzlich 60 ehrenamtliche
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Zur Zeit leben zwei oder drei Wölfe in Schleswig-Holstein. Es gibt
hier aber kein Rudel, also keine Familie, sondern nur Einzeltiere.
Wenn ein Nutztier getötet wird, also zum Beispiel ein Schaf, wird nach
Möglichkeit die DNA gesichert, damit können einzelne Tiere
identifiziert werden. So kam 2016 der Wolf "GW491m" von Brandenburg
aus her, er fraß bei St. Peter Ording ein Schaf. Danach verschwand er
nach Dänemark, wo er eine Familie gründete, das "Ulfborger Rudel".
Seitdem sind zwei Söhne und zwei Töchter von ihm aus Dänemark durch
Schleswig-Holstein gezogen: "GW924m", "GW930f", "GW931f" und "GW932m".

2017 kam der Wolf "GW781m" hierher, Spuren wurden in Dithmarschen,
Nordfriesland, Rendsburg-Eckernförde und Schleswig-Flensburg gefunden.
Er ernährte sich von Wildtieren. Zur Zeit lebt er an der Nordküste
Dänemarks.

2018 fiel der Wolf "GW924m" auf: Im Kreis Pinneberg und Steinburg fraß
er mehrere Schafe, dazu überwand er auch hin und wieder einen Zaun.
Das machen Wölfe selten, weil sie meistens von ihren Eltern lernen,
wie man Rehe jagt. Wenn sie aber auf den Geschmack kommen, merken sie
bald: Die Schafe in Schleswig-Holstein sind so gezüchtet, dass sie
nicht mehr weglaufen, wenn ein Raubtier kommt. Das nutzen auch
verwilderte Hunde, die oft auch mehrere Tiere töten, weil sie eben
nicht weglaufen, sondern nur zugucken. Den Wolf "GW924m" will das
Umweltministerium jetzt aus dem Naturschutz ausnehmen und abschießen
lassen.

Dagegen gibt es auch Wölfe, die sich gut verstecken können: Im Mai
2018 war die Wölfin "GW930f", eine Schwester des Pinneberger Wolfes,
in Dithmarschen. Sie zog dann weiter, vermutlich nach Süden, aber lebt
bisher so unauffällig, dass niemand weiß, wo sie ist. Ihre Schwester
"GW931f" war im Mai 2018 im Kreis Pinneberg. Sie wurde allerdings beim
Versuch, die Autobahn A23 bei Tornesch zu überqueren, am 13. Mai
überfahren und starb.

Im Kreis Segeberg lebt seit langem die Wölfin "GW1120f". Sie lebt
allerdings versteckt im Wald und frisst ab und zu ein Reh. Man weiß
nur, dass sie aus Sachsen-Anhalt stammt, aber nicht, was sie sonst so
treibt. Von Schafen und Bauernhöfen hält sie sich fern.

Emotionale Diskussion

Wenn es um Wölfe geht, werden Diskussionen schnell emotional. Der Wolf
ist das am weitesten verbreitete Säugetier an Land, und objektiv
gesehen verläuft das Zusammenleben friedlich. Die Angst aus dem
Märchen, Wölfe würden Menschen töten, ist statistisch Unsinn.

Menschen werden getötet von:


	Menschen

	Mücken (weltweit rund 725.000 im Jahr)

	Schlangen (50.000 bis 100.000 im Jahr)

	Hunden (rund 25.000 im Jahr)

	Tsetsefliegen (rund 10.000 im Jahr)

	Wanzen (rund 10.000 durch Übertragung von Krankheiten)

	Skorpionen (rund 5.000 im Jahr)

	Bandwürmern (rund 2.000 im Jahr)

	Krokodilen (rund 1000 im Jahr)

	Elefanten (rund 500 im Jahr

	Quallen (rund 150 im Jahr)

	Rehen und Hirschen (rund 120 im Jahr durch Autounfälle)

	Tigern (rund 100 im Jahr)

	Bienen (rund 50 im Jahr, allergischer Schock)

	Spinnen (rund 50 im Jahr)

	Ameisen (rund 30 im Jahr)

	Kühen (rund 25 im Jahr)

	Pferden (rund 20 im Jahr)

	Leoparden (vielleicht 15 im Jahr)

	Haien (rund 10 im Jahr)



Vom Wolf sind keine Angriffe auf Menschen nachgewiesen. Das liegt
vermutlich daran, dass Wölfe seit langem gejagt werden und sich
deshalb vom Menschen fernhalten. Sie werden erschossen, weil sie
Konkurrent bei der Jagd auf Rehe waren und weil sie gelegentlich
Nutztiere wie Schafe als Nahrung verwenden. Kühe und Pferde sind nicht
betroffen, gelegentlich sind auch Ziegen die Opfer, die sich aber eher
wehren oder weglaufen.

Schafe kann man durch Zäune schützen. Sie sollten allerdings über 1,50
Meter hoch und stromführend sein - für die Versicherung oder eine
staatliche Entschädigung reichen allerdings etwas über einem Meter,
deshalb begnügen sich die meisten Schafhalter damit. Systematisch
schützen Schafhalter ihre Schafe vor allem im Herzogtum Lauenburg,
weil es dort die meisten Wälder gibt - und seit Jahren keinen Angriff
auf Schafe. Die Zäune schließen das also aus.

An der gesamten Westküste gibt es meistens sehr einfache Zäune, die
nur den Sinn haben, die Schafe am Weglaufen zu hindern. Wölfe, vor
allem aber Hunde werden durch solche Zäune nicht abgehalten. Im
Prinzip sind Schäfer aber verpflichtet, ihre Schafe vor Hunden und
Wölfen zu schützen, insbesondere wenn schon Tiere getötet wurden.
Amtstierärzte könnten das bei einer Kontrolle auch anordnen, machen
das aber normalerweise nicht.

Von den getöteten Schafen werden rund 80 Prozent von (verwilderten)
Hunden und rund 20 Prozent von Wölfen getötet. Insbesondere wenn
Landwirte eine Entschädigung verlangen, werden die Reste getöteter
Schafe entsprechend untersucht. Das Ergebnis dauert aus technischen
Gründen mehrere Wochen. Die meisten gemeldeten Tötungen durch Wölfe
stellen sich zwar nachträglich als Tötungen durch Hunde heraus, diese
späteren Mitteilungen werden aber selten in Zeitungen abgedruckt.

Wie groß ist das Problem?

In Schleswig-Holstein leben rund 200.000 Schafe, die rund 1.100
Betrieben gehören (Landwirtschaftsministerium). Von ihnen werden jedes
Jahr rund 11.000 getötet - von Menschen (Statistikamt Nord). Rund 100
Tötungen von Schafen werden Wölfen angelastet, meist durchlaufenden
Wölfen, das wird aber oft nicht bewiesen. Vermutlich sind es nicht
einmal 20 Prozent davon.

Aus Sicht der Schafe ist also der Mensch das Problem.

Nach Untersuchungen des Landwirtschaftsministeriums in Kiel wurden
2010 bis 2014 70 Schafe von Hunden getötet, aber nur fünf von Wölfen.
2016 waren es 21 getötete Schafe durch Hunde, vier durch Wölfe. Es
gibt wenig Informationen von Jägern dazu - immerhin eine Statistik: In
der Saison 2015/16 wurden 4098 Katzen und 2 Hunde erlegt.

Diskutiert wurde in Schleswig-Holstein in den letzten Wochen vor allem
über den Wolf "GW924m" im Kreis Pinneberg. AfD, CDU und FDP sprachen
sich für den Abschuss aus. Nachdem das Umweltministerium erklärt
hatte, ein Abschuss sei wohl rechtmäßig und würde auf Antrag
genehmigt, waren auch SPD und Grüne dafür. Damit kein einzelner
Schafhalter den Antrag stellen musste, stellte das Umweltministerium
ihn selbst und genehmigte den Abschuss natürlich auch.

Nach Umfragen sind 70 bis 80 Prozent der Bevölkerung gegen den
Abschuss. Dafür sind vor allem einzelne Verbände.

BUND Schleswig-Holstein für Wolfsschutz

Der BUND Schleswig-Holstein nannte die Genehmigung zum Abschuss "nicht
akzeptabel". Die Zäune, die der Wolf überwunden habe, seien höchstens
1,08 Meter hoch gewesen, das schafften Hunde spielend. Ein Abschuss
würde dazu führen, dass ein anderer Wolf in genau das Revier
einwandere. Wenn die Zäune nicht erhöht würden, hätten Schafhalter
über kurz oder lang wieder das gleiche Problem.

Wenn Zäune schützen sollten, müssten sie mindestens 1,20 Meter hoch
sein.

NABU: Abschuss "nachvollziehbar"

Der NABU zeigte dagegen Verständnis für die Entscheidung des
Umweltministeriums. Das begründete er ausführlich. Der Wolf in
Pinneberg, so der NABU, verhalte sich untypisch. Normalerweise würde
ein Wolf, der einen Zaun überwinden will, versuchen, drunter
durchzukriechen. Da dieser Wolf sechsmal oder achtmal gesprungen sei,
müsste er gelernt haben, alle anderen Wölfe aber nicht. Zumindest
einer der betroffenen Schafzüchter sei als sehr zuverlässig bekannt,
er war zweimal betroffen. Ein Wolf, der einen Zaun von 1,08 Meter
überspringen könnte, würde auch einen Zaun von 1,20 oder 1,40 Meter
schaffen. Und zu viel Aufwand können Schafzüchter nicht betreiben, da
die Schafe häufig auf andere Weiden umziehen müssten.

Herdenschutzhunde hält der NABU für die meisten Züchter für nicht
praktikabel. Sie sind teuer in Anschaffung und Unterhalt, und oft
müssten Schafhalter ihre Schafe auf acht bis zwölf Weiden verteilen -
das würde zu teuer.

Mildere Mittel hält der NABU auch für nicht praktikabel. So sei
vorgeschlagen worden, den Wolf mit Gummigeschossen zu erschrecken oder
mit einem Betäubungsgewehr zu betäuben und schlafend umzusiedeln. Dazu
müsste man aber möglicherweise wochenlang Wache halten, um ihn zu
erwischen. Und der NABU sieht die Gefahr, dass der inzwischen fast
erwachsene Wolf eine Wölfin trifft, Kinder zeugt und ihnen die
Schafjagd beibringt. Denn wenn ein Wolf das gelernt hat, weiß er eben,
dass Schafe eine viel einfachere Beute sind als Rehe.

Todesurteil?

Die Genehmigung zum Abschuss ist ein Todesurteil, allerdings ist die
Vollstreckung schwierig. Der Wolf darf nur in seinem Revier geschossen
werden, damit nicht versehentlich ein anderer Wolf getötet wird. Das
Revier kann der Wolf aber jeden Tag verlassen, er kann Dutzende von
Kilometern in einer Nacht laufen.

Insofern ist die Genehmigung zum Abschuss erst der erste Schritt. Der
zweite wäre, ihn auch zu erwischen.

 * 

Quelle:

Gegenwind Nr. 366 - März 2019, Seite 4 - 6

Herausgeber: Gesellschaft für politische Bildung e.V.

Schweffelstr. 6, 24118 Kiel

Redaktion: Tel.: 0431/56 58 99, Fax: 0431/570 98 82

E-Mail: redaktion@gegenwind.info

Internet: www.gegenwind.info

 

Der "Gegenwind" erscheint zwölfmal jährlich.

Einzelheft: 3,00 Euro, Jahres-Abo: 33,00 Euro.

Solidaritätsabonnement: 46,20 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





VORWÄRTS/1444: Rot ist das neue Grün!


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 05/06 vom 21. Februar 2019

Rot ist das neue Grün!

von Seyhan Karakuyu



Nach den erfolgreichen Klimastreiks der SchülerInnen gingen am
8. Februar Zehntausende von Menschen in der Schweiz auf die Strasse
für mehr Klimaschutz. Es war eine der grössten Protestaktionen in der
Schweiz der letzten Jahrzehnte und dies angeführt von jungen Menschen!
Super, doch...


Nach den erfolgreichen Klimastreiks am 21. Dezember und 18.
Januar der SchülerInnen in der ganzen Schweiz (siehe dazu auch Text
unten auf dieser Seite), wurde unter dem Motto "Tut nicht so
erwachsen! Unsere Erde braucht euch" zu Klimademos schweizweit
aufgerufen und zwar für den 8. Februar. Ziel war es, nebst den
Streiken an den Schulen den "Erwachsenen" und der Bevölkerung die
Forderungen und Realität der jungen Klimabewegung zu zeigen. In 13
Schweizer Städten demonstrierten rund 60.000 Menschen für mehr
Klimaschutz in Politik und Wirtschaft. "Damit ist der 'Klimastreik' in
der Schweiz eine der grössten Protestaktionen der letzten Jahrzehnte,
schreibt die NZZ dazu. Wer hätte gedacht, dass die junge Klimabewegung
der Jugend so rasch so viele Menschen mobilisieren kann? Doch, ist
alles Gold was glänzt?


Grünliberaler Charakter

Wir von der Kommunistischen Jugend Schweiz (KJS) waren natürlich
dabei. Für die Demo in Basel arbeiteten wir gemeinsam mit den
GenossInnen der SYKP einen Flyer aus, um die antikapitalistischen
Elemente einzubringen. Doch genau dabei stiessen wir an Grenzen, die
zu thematisieren sind, wie auch der junge Genosse John Kaufmann der KJ
Basel zu berichten weiss. Wir sprachen mit ihm:

John, wie war dein erster Eindruck und was hast du in der Folge
 beobachtet?



Das erste, was auffiel war, dass Menschen aus verschiedensten
Altersklassen an der Demonstration teilnahmen. Es waren alle
Generationen vertreten, was ich prinzipiell gut finde. Beim Flyern auf
dem Barfüsserplatz kamen dann einige Leute auf uns zu. Sie wiesen uns
darauf hin, dass das Verteilen von Flyern nicht erwünscht sei. Man
wolle nicht 'politisieren'. Das Apolitische zog sich dann durch den
gesamten Marsch durch. Die Parolen, die durch das Megaphon angestimmt
wurden, schienen mir oft ein wenig matt und angesichts der ernsten
Thematik vielleicht doch ein wenig banal. Die gleiche Stimmung war
auch in der Menge zu spüren. Einerseits finde ich es erfreulich, dass
die Bereitschaft zum gemeinsamen Aktivismus verschiedener Generationen
zu sehen war. Umso mehr finde ich es jedoch schade, dass diese Dynamik
nicht effektiver eingesetzt wurde. Man scheitert daran, den
politischen Hintergrund des Klimawandels aktiv zu thematisieren und
verliert in meinen Augen so die Glaubwürdigkeit. Im grossen Ganzen
behielt die Demonstration, trotz wenigen antikapitalistischen
Elementen, einen grünliberalen Charakter.


Was denkst du sollte sich innerhalb der Klimabewegung ändern
 und hättest du Interesse im Komitee selbst mitzuwirken?



Die Klimaerwärmung ist ein direktes Nebenprodukt des Kapitalismus und
somit ist der Umweltschutz nur im Kampf gegen den Kapitalismus
effektiv. Einen Klimaprotest zu 'apolitisieren' heisst für mich, ihm
jegliche Glaubwürdigkeit zu nehmen. Wichtiger als im bestehenden
Komitee aktiv zu sein, ist für mich der Aufbau der Zusammenarbeit
antikapitalistischer Organisationen für einen Klimaaktivismus, der
sich nicht davor fürchtet, zu 'politisieren'.


Der Kapitalismus schadet dem Planeten

Anders als in Basel sind die GenossInnen der KJS in der Westschweiz,
die Jeunes POP, schon länger beim Thema Umweltschutz aktiv. Bei ihnen
liegen auch viele Unterlagen zum Thema Marxismus und Ökologie. Grund
dafür ist sicher auch die enge Zusammenarbeit mit der COMAC, der
Jugendorganisation der Partei der Arbeit Belgiens. So nahm Anfang
Dezember eine Delegation aus der Westschweiz an der Klimakonferenz in
Belgien teil. Im Gegensatz zu Basel war in der Westschweiz kein Verbot
politischer Materialien bekannt. Die Sektion Neuenburg der Jeunes POP
nahm mit einem Transparent "Der Kapitalismus schadet dem Planeten
ernsthaft", Megaphon und antikapitalistischen Slogans an der
Demonstration in Neuenburg teil. In der Westschweiz wurde deutlich
rot-grüne Farbe bekannt. Wir sprachen mit Jordan Willemin, der an den
Demos und Streiks teilgenommen hat.


Jordan, wie war die Atmosphäre an der Klimademo im Vergleich
 zu den Streiks?



Viele Menschen verspotten den Klimastreik, indem sie sagen, dass junge
Menschen daran teilnehmen, nur um die Schule zu vermeiden. Wir konnten
sehen, dass dies nicht stimmt. Bei der letzten Demonstration war die
Beteiligung höher als bei den Aktionen zuvor. Die Atmosphäre war umso
festlicher und die Jugendlichen konnten ihre Motivation und
Entschlossenheit zur Veränderung zeigen. Alle Generationen waren bei
der Veranstaltung anwesend und schufen so eine breite Front für echte
Veränderungen.


Wie ist Jeunes POP in die Klimabewegung eingebunden?



Wir sind gut in die Bewegung eingebunden. Wir haben mehrere
Mitglieder, die in den verschiedenen Organisationskomitees für
Klimastreiks vertreten sind. Alle Sektionen der Jeunes POP nahmen an
den Streiks und Demonstrationen teil. Das Umweltthema ist für unsere
Jugendorganisation wichtig, daher ist es für uns selbstverständlich,
aktiv an einer solchen Bewegung teilzunehmen. Wir wollen zeigen, dass
der Kapitalismus das Klimaproblem nicht lösen kann, wir brauchen einen
Systemwechsel.


Wie weiter!

Es ist klar, dass nicht alle, die an den Streiks und Demonstrationen
teilnehmen, reformistisch oder "apolitisch" sind. Der Klimawandel ist
eine der grössten Verantwortungen unserer Zeit. Diese Verantwortung
wurde von der Jugend angenommen. Dies beweist, dass die Jugendlichen
mitbestimmen wollen, nicht einfach fern von der Politik bleiben wollen
und auf keinen Fall gewillt sind, einfach nur zu gehorchen. Es sind
bald nicht mehr die Gerontokraten, also die Greise, die uns zur Seite
schieben. Im Gegenteil: Die Jugend zwingt die "Grossen" auf die
Strassen. Doch wie auch aus den Worten der GenossInnen zu hören ist,
besteht die Gefahr, dass die dominierende grünliberale Präsenz die
ganze Bewegung verpuffen lassen könnte. Es liegt an uns, den
marxistischen Jugendorganisationen, Wege zu finden, um in der Bewegung
das Bewusstsein zu schaffen, dass im Kapitalismus die Klimaprobleme
nicht gelöst werden können, denn: Wie kann die Ursache des Problems
zur Lösung beitragen? Wir müssen gegen das grünliberale Paradigma
ankämpfen. Verteilt Flyer wo es geht, veranstaltet Infoabende zum
Thema und kommt an den Demos mit den Jugendlichen ins Gespräch!

 * 
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DOKUMENTATION/1605: ZDF - Drei neue Folgen "Terra X: Kielings wilde Welt", 17., 24. und 31.03.2019 (ZDF)


Terra X: Kielings wilde Welt

Drei neue Folgen

Ab 17. März 2019, sonntags, 19.30 Uhr

Inhalt:

– Die Sendetermine und -titel

– Terra X: Kielings wilde Welt – Uralte Paradiese

– Terra X: Kielings wilde Welt – Wildnis in Gefahr

– Terra X: Kielings wilde Welt – Geschützte Welten

– "Kielings wilde Welt" im Internet



Sonntag, 17. März 2019, 19.30 Uhr
Terra X: Kielings wilde Welt
Folge1: Uralte Paradiese

Sonntag, 24. März 2019, 19.30 Uhr
Terry X: Kielings wilde Welt
Folge 2: Wildnis in Gefahr

Sonntag, 31. März 2019, 19.30 Uhr
Terra X: Kielings wilde Welt
Folge 3: Geschützte Welten

 * 

Sontag, 17. März 2019, 19.30 Uhr
Terra X: Kielings wilde Welt
Folge 1: Uralte Paradiese

Buch & Regie: Iris Gesang, Beate Marx
Kamera & Regie: Andreas Kieling, Frank Gutsche
Zusätzliche Aufnahmen: Robin Jähne, Jon Gustafsson, Johannes Buchner, Lea Goldberg
Schnitt: Christian R. Timmann, Lisa Lischewsky
Grafik: Projector23
Ton: Erik Kieling
Farbkorrektur: Simon Veroneg
Sprecher: Constantin von Westphalen
Tonbearbeitung: Christian Riegel
Produktion: Viking Film Andreas Kieling
Produktion ZDF: Freda Adilovic, Claudia Comprix
Redaktionelle Mitarbeit: Pinar Aydin (ZDF), Marika Abada (ZDF/ARTE)
Redaktion: Renate Marel (ZDF), Petra Boden (ZDF/ARTE)
Archive und Institutionen: Denali-Nationalpark, Heinz Sielmann Stiftung, Universität Konstanz, Deutsches Primatenzentrum Göttingen, Freunde von Kirindy – Longon'i Kirindy e.V.
Länge: ca. 43 Minuten


Inhalt

In der ersten Folge besucht der Tierfilmer uralte Paradiese in Deutschland, Island, Alaska und auf Madagaskar. Überall trifft er engagierte Wissenschaftler und bietet teilweise intime Einblicke in verblüffende Naturphänomene.

Die Forschung ist sich einig: Seit dem Verschwinden der Dinosaurier war das Artensterben niemals so groß wie heute. Mittlerweile findet Evolution im Zeitraffer statt. Denn überall auf der Welt beschneidet der Mensch den Lebensraum von Pflanzen und Tieren. Zusätzlich erwärmt sich das Klima rasant. So bringt der Mensch Fluch, zugleich aber auch Segen. Engagierte Wissenschaftler kümmern sich um gefährdete Tiere und unternehmen große Anstrengungen, um ganze Lebensräume zu schützen.

Andreas Kieling besucht Forschungsprojekte auf drei Kontinenten und befragt Experten nach ihren Ergebnissen: Wie geht es den letzten 49 Wölfen im Denali-Nationalpark in Alaska, und wie kommen die berühmten Dallschafe mit einem durch Temperaturanstieg veränderten Futterangebot zurecht? Warum geht es ausgerechnet einem Allerweltsvogel, dem Star, in Deutschland so schlecht? Wie will Vogelexperte Professor Peter Berthold mit seiner Idee "Jedem Dorf sein Biotop" eine Trendwende herbeiführen? Stehen Island neue Vulkanausbrüche bevor, und wo lauern die größten Gefahren? Wie intelligent sind Madagaskars Lemuren, und haben sie eine Chance trotz rasant voranschreitender Abholzung von ungeschützten Waldgebieten? Genau das findet Andreas Kieling heraus.

Hochwertige Computergrafiken visualisieren verblüffende Forschungsergebnisse und Visionen: Ästhetische Highspeed-Aufnahmen, atemberaubend schöne Zeitraffer, beeindruckende Unterwasserbilder, intime Bilder einer Nistkastenkamera und brillante Luftaufnahmen lassen die Zuschauer staunen.

 * 

Sonntag, 24. März 2019, 19.30 Uhr
Terry X: Kielings wilde Welt
Folge 2: Wildnis in Gefahr

Buch & Regie: Iris Gesang, Beate Marx
Kamera & Regie: Andreas Kieling, Frank Gutsche
Zusätzliche Aufnahmen: Dietmar Nill, Danny Copeland, Johannes Buchner, Lea Goldberg
Ton: Erik Kieling
Schnitt: Christian R. Timmann, Lisa Lischewsky
Grafik: Projector23
Farbkorrektur: Simon Veroneg
Sprecher: Constantin von Westphalen
Tonbearbeitung: Christian Riegel
Produktion: Viking Film Andreas Kieling
Produktion ZDF: Freda Adilovic, Claudia Comprix
Redaktionelle Mitarbeit: Pinar Aydin (ZDF), Marika Abada (ZDF/ARTE)
Redaktion: Renate Marel (ZDF), Petra Boden (ZDF/ARTE)
Archive und Institutionen: Zoologische Gesellschaft Frankfurt, Naturforschungszentrum Südisland, Nationalpark Bayerischer Wald, Milan Geoservice GmbH, Hans Bibelriether, Manta Trust
Länge: ca. 43 Minuten


Inhalt

Im zweiten Teil seiner Expedition wendet sich Andreas Kieling Regionen zu, die einerseits für Tierparadiese stehen, andererseits aber auch Orte des bedrohlichen Artenrückgangs sind. So reist der Tierfilmer rund um die Welt und findet engagierte Wissenschaftler, die sich beispielhaft um den Tier- und Naturschutz kümmern. Vogelforscher auf Island, Naturschützer im Bayerischen Wald und Artenschützer auf Sumatra und den Malediven.

Nach aktuellen Schätzungen gibt es auf der Erde rund 8,7 Millionen verschiedene Lebensformen. Nur 76.000 – ein kleiner Bruchteil davon – ist bislang wissenschaftlich erfasst. Es gibt also noch viel zu tun. Die Forschung ist sich einig: Seit dem Verschwinden der Dinosaurier war das Artensterben niemals so groß wie heute. 22.000 bekannte Arten sind akut bedroht. Evolution findet mittlerweile im Zeitraffer statt. Denn überall auf der Welt beschneidet der Mensch den Lebensraum von Pflanzen und Tieren. Zusätzlich erwärmt sich das Klima rasant.

Engagierte Wissenschaftler kümmern sich um gefährdete Tiere und unternehmen große Anstrengungen, um ganze Lebensräume zu schützen. So die Mitarbeiter der Zoologischen Gesellschaft Frankfurt. Auf Sumatra haben sie eine Dschungel-Schule für Orang-Utans aufgebaut. Vor allem verwaiste Tiere werden hier auf ein Leben in Freiheit vorbereitet. Daneben steht der Schutz der gefährdeten Tieflandregenwälder, einem artenreichen Lebensraum, im Fokus der Arbeit.

Auf Island trifft Andreas Kieling auf einen engagierten Vogelexperten, der sein Leben den Papageitauchern verschrieben hat. Er nimmt den Tierfilmer mit auf seine jährliche Küstenrundfahrt zu den Kolonien der drolligen Buntschnäbel. Für den Rückgang ihres Bestandes sind die schwindenden Futtergründe im Meer rund um die Nordmeerinsel verantwortlich.

Das nächste Ziel ist Madagaskar. Andreas Kieling spürt der Frage nach, warum es ausgerechnet den ganz "großen" und "kleinen" Arten auf dieser Insel so schlecht geht. Wissenschaftler des weltweit engagierten Manta Trusts haben auch die eleganten Schwimmer rund um die Malediven im Blick. Zusammen mit den Forschern unternimmt der Tierfilmer hier atemberaubende Tauchgänge und erfährt viel über das Leben der Mantas. Dass es auch Tierparadiese vor der eigenen Haustür gibt, zeigt Andreas Kieling am Beispiel des Bayerischen Waldes. Hier geht er zusammen mit Experten der Frage nach, wie viel Wildnis wir uns in Deutschland leisten wollen.

 * 

Sonntag, 31. März 2019, 19.30 Uhr
Terra X: Kielings wilde Welt
Folge 3: Geschützte Welten

Buch & Regie: Iris Gesang
Kamera & Regie: Andreas Kieling, Frank Gutsche
Zusätzliche Aufnahmen: Tom Varley, Lea Goldberg
Ton: Erik Kieling
Schnitt: Christian R. Timmann, Lisa Lischewsky
Grafik: Projector23
Farbkorrektur: Simon Veroneg
Sprecher: Constantin von Westphalen
Tonbearbeitung: Christian Riegel
Produktion: Viking Film Andreas Kieling
Produktion ZDF: Freda Adilovic, Claudia Comprix
Redaktionelle Mitarbeit: Pinar Aydin (ZDF), Marika Abada (ZDF/ARTE)
Redaktion: Renate Marel (ZDF), Petra Boden (ZDF/ARTE)
Archive und Institutionen: Archive und Institutionen:WWF Deutschland, Dzanga-Sangha-Schutzgebiet, Lake-Clark-Nationalpark, Zoologische Gesellschaft Frankfurt, Gonarezhou-Nationalpark, Naturpark Obere Donau, Nationalpark Harz, Nationalpark Bayerischer Wald
Länge: ca. 43 Minuten


Inhalt

Erneut reist Andreas Kieling rund um den Globus, um im letzten Teil seiner Expedition großartige Beispiele geschützter Welten zu Zeiten des weltweiten Artensterbens zu präsentieren. Der Tierfilmer besucht eine Gorillafamilie in Afrika, Küstenbraunbären in Alaska, die größten Adler der Welt auf Hokkaido, Elefanten in Simbabwe und Luchse in Deutschland. Sie alle verdanken ihr Überleben engagierten Wissenschaftlern und Naturschützern.

Der Tierfilmer Andreas Kieling macht sich auf die Suche nach spannenden Forschungsprojekten in "geschützten Welten". Weltweit anerkannte Wissenschaftler und Naturschützer lassen ihn an ihrer täglichen Arbeit und ihrem Expertenwissen teilhaben. So erfährt Andreas Kieling, wie es Naturschützern gelingt, mit der Unterstützung des indigenen Volkes der BaAka in der Zentralafrikanischen Republik Gorillas an die Anwesenheit von Menschen zu gewöhnen. Auf der Alaska-Halbinsel geht er der Frage nach, warum die großen Küstenbraunbären im Frühjahr in den letzten Jahren deutlich weniger Muscheln zu fressen haben. Und das, obwohl das Ökosystem intakt ist. Was sind die Gründe, warum sich gefährdete Riesenseeadler und Mandschurenkraniche auf Hokkaido im Norden Japans so wohl fühlen? Und warum bleiben 11.000 Elefanten in Simbabwe lieber innerhalb des Gonarezhou-Nationalparks, obwohl sie kein Zaun vom Wandern abhält? Die letzte Geschichte führt schließlich nach Deutschland: Im Nationalpark Bayerischer Wald wird untersucht, welchen Einfluss Luchse auf die Rehpopulation haben.

Und im Harz erfährt Andreas Kieling, wie die schöne Katze in stark bebauten Kulturlandschaften überleben kann.

 * 

"Kielings wilde Welt" im Internet

Alle drei Folgen der Dokumentationsreihe "Terra X: Kielings wilde Welt" sind ab 16. März 2019, 19.30 Uhr, in der ZDFmediathek abrufbar. Zu jeder Folge gibt es auch ein Webvideo, das sonntags zum TV-Termin um 12.00 Uhr auf dem YouTube-Kanal "Terra X Natur & Geschichte" und in der Mediathek veröffentlicht wird. Die Dokumentationen und Webvideos sind zum Embedding mit Verweis auf "Terra X" für alle Interessierten freigegeben.
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – März 2019

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de
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FEATURE/1206: Deutschlandfunk Kultur - Online gegen Großmeister, 10.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Online gegen Großmeister

Fernschach ohne Briefporto

Von Fritz Schütte

Nachspiel. Feature

Sonntag, 10. März 2019, 18.05 - 18.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



16. September 1981. Im UEFA-Pokal ist Borussia Möchengladbach zu Gast
beim 1. FC Magdeburg. Frank lernt einen Fußball-Fan aus dem Westen
kennen. Es entwickelt sich ein reger Briefkontakt, denn beide mögen
eine in der DDR äußerst beliebte Sportart: Fernschach. Viereinhalb
Jahre nach ihrem Untergang gewinnt die DDR im Fernschach sogar noch
eine Bronzemedaille. Das Turnier hatte acht Jahre zuvor begonnen. Zwar
können Fernschachpartien immer noch Jahre dauern, aber dank des
Internets hat das Tempo merklich angezogen. Sogar Blitzschachpartien
mit streng limitierter Bedenkzeit werden heute ohne direktes Gegenüber
gespielt. Auf einigen Online-Plattformen können Laien sogar gegen
Großmeister antreten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Februar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/1905: Deutschlandfunk Kultur - "Heterotopia" von Luise Voigt, 11.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Heterotopia

Hörspiel von Luise Voigt

Deutschlandfunk Kultur 2018/54'37

(Ursendung)

Freispiel

Montag, 11. März 2019, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Fünf Menschen leben die Utopie eines sexuell befreiten und von
Geschlechterrollen losgelösten Miteinanders. Sie sehen und begehren
mit ganz eigenen Augen, unabhängig von gesellschaftlicher Konvention.
So wird der Moment eines Blicks zwischen zwei Fremden zum
Möglichkeitsraum, der sich auf den Grenzen zwischen 'hetero', 'homo'
und 'trans' aufspannt. Fünf Individuen, fünf Perspektiven. Wir
begleiten sie und erfahren, wohin sie ihr Begehren lenkt und über
welche Stationen sie die Suche nach ihrer sexuellen Identität geführt
hat.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 5. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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HÖRSPIEL/1904: Deutschlandfunk Kultur - "Das Ende von Laura und Paul", 11.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Das Ende von Laura und Paul

Von Christoph Prochnow

Deutschlandfunk Kultur 2017/54'23

Kriminalhörspiel

Montag, 11. März 2019, 21.30 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Im Dezember 1911 geht die Meldung durch die Weltpresse, dass Laura,
Tochter von Karl Marx, gemeinsam mit ihrem kreolischen Ehemann Paul
Lafargue in Draveil bei Paris den Freitod gesucht habe. Viele ihrer
linken Gesinnungsgenossen glauben nicht an einen Doppelselbstmord. So
auch Kriminalinspektor Cocu, der vom Polizeidienst suspendiert wurde.
Er fährt nach Draveil und versucht auf eigene Faust, den Hintergrund
dieses angeblichen Suizids aufzuspüren.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 5. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1852: Deutschlandfunk - Das Gesamtkunstwerk Marlene Dietrich, 10.3.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Von Kopf bis Fuß

Das Gesamtkunstwerk Marlene Dietrich

Von Jürgen M. Thie

Deutschlandfunk 2001

Freistil

Sonntag, 10. März 2019, 20.05 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Sie war ein Zwitterwesen, ein bisexuelles Gesamtkunstwerk, dessen
Tragödie darin bestand, in der Einsamkeit einer Pariser Luxuswohnung
vom eigenen Mythos überholt zu werden. Ein halbes Jahrhundert zuvor
war sie vom blauen Engel zur blonden Hollywood-Sirene aufgestiegen.
Ein Blick auf das atemberaubende Leben der Marlene Dietrich. Sie
stilisierte sich zu einem millionenschweren Produkt, zu einer
ambivalenten Ikone. Die Sendung ist die szenische Rekapitulation einer
Laufbahn, die im Tingeltangel-Berlin der wilden Zwanziger begann und
nach einem göttergleichen Leinwandleben auf den Bühnen der
Chanson-Paläste endete.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Februar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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CHIRURGIE/519: Gefäßchirurgie - Lasertherapie gegen Krampfadern vervielfacht die Rückfallrate (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 06.03.2019

Lasertherapie gegen Krampfadern vervielfacht die Rückfallrate



Bei der Entfernung von Krampfadern kommt es darauf an, dass das Leiden
nicht einige Jahre nach der Behandlung wieder auftritt und erneut
behandelt werden muss. Ein Bochumer Medizinerteam hat die Rückfallraten
nach verschiedenen Behandlungsoptionen über mindestens fünf Jahre
verglichen. Dabei stellte sich heraus, dass nach der heute häufig
angewandten Laserbehandlung bis zu fünfmal so oft Rückfälle auftreten wie
nach der konventionellen Krampfaderoperation. Die Forscher berichten im
Journal "Phlebologie" vom 26. Februar 2019.

Sicherheitsabstand wegen großer Hitze

Bei der Lasertherapie wird ein Katheter in die krankhaft erweiterte Vene,
die Vena saphena magna, eingeführt und mit Laserstrahlen stark erhitzt.
Dadurch wird die Vene verschlossen. "Wegen der starken Hitzeentwicklung
muss man dabei einen Sicherheitsabstand von der tiefen Beinvene halten,
von der die Vena saphena magna abzweigt", erklärt Prof. Dr. Achim Mumme,
Direktor der Klinik für Gefäßchirurgie am St. Josef Hospital, Klinikum der
Ruhr-Universität Bochum (RUB). Durch diesen Sicherheitsabstand bleibt
allerdings ein Stumpf der behandelten Vene stehen.

Vom Venenstumpf gehen die Rückfälle aus

"Bei der operativen Entfernung von Krampfadern ist das Stehenlassen eines
Stumpfes ein Behandlungsfehler, weil man weiß, dass es davon ausgehend
häufig zu Rückfällen kommt", sagt Achim Mumme. Gemeinsam mit seinem Team
analysierte er zahlreiche Veröffentlichung prospektiver Studien zum Erfolg
von Krampfader-Behandlungen. Diese Untersuchung bestätigte, dass auch bei
der Laserbehandlung die Stümpfe häufig zu Rückfällen führen: bis zu
5,6-mal häufiger als bei der operativen Entfernung von Krampfadern.

Enorme Kosten für die Sozialkassen

Die Folgekosten durch Rückfälle nach Krampfaderbehandlung sind enorm:
"Nach operativer Therapie liegen die Kosten bei über 60 Millionen Euro pro
Jahr. Wenn alle Krampfadern durch Laser behandelt würden, müssten die
Sozialkassen wesentlich mehr aufbringen, jedes Jahr rund 250 Millionen
Euro", rechnet Achim Mumme vor. Er und seine Kollegen raten dazu,
Patienten beim Vorgespräch auf die Studienlage hinzuweisen und
gegebenenfalls die operative Entfernung von Krampfadern als Methode der
ersten Wahl anzubieten.


Originalpublikation:

Originalveröffentlichung

Achim Mumme, Dominik Mühlberger, Yazad Sidhwa, Thomas Hummel: Alarmierend
hohe Rate saphenofemoraler Rezidive nach endovenöser Lasertherapie, 

in: Phlebologie, 2019

DOI: 10.1055/a-0798-6120

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum - 06.03.2019
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SPORTMEDIZIN/333: Sport hilft Parkinson-Betroffenen auch bei kognitiven Symptomen (idw)


Deutsche Sporthochschule Köln - 06.03.2019

Sport hilft Parkinson-Betroffenen auch bei kognitiven Symptomen

Deutsch-australisches Wissenschaftlerteam untersucht Effekte spezifischer
Sportformen auf die kognitive Leistungsfähigkeit von
Parkinson-Betroffenen. Veröffentlichung des Reviews im Journal of Parkinson's
Disease.



Die Parkinsonerkrankung ist eine chronische, neurodegenerative Erkrankung,
die aufgrund ihres Erscheinungsbildes (Zittern, Muskelsteifigkeit,
Gangunsicherheiten etc.) lange Zeit als Erkrankung des Bewegungsapparats
galt. Da aber neben motorischen Einschränkungen auch nicht-motorische
Symptome durch die Erkrankung auftreten, bezeichnen aktuelle Definitionen
Parkinson als heterogene multisystemische Erkrankung. Während Sport als
erfolgreiches Therapiemittel für motorische Einschränkungen gilt, ist der
Effekt auf weitere Symptome der Erkrankung, insbesondere kognitive
Einschränkungen, wenig bekannt.

Weltweit und losgelöst von der Parkinsonerkrankung ist ein Anstieg an
kognitiven Einschränkungen zu beobachten. Dieser geht nicht nur mit
erhöhten Kosten für das Gesundheitssystem einher, sondern auch mit einer
eingeschränkten Lebensqualität der Betroffenen sowie ihrer Angehörigen und
Pflegenden. 57% aller an Parkinson erkrankten Personen entwickeln eine
leichte kognitive Störung innerhalb der ersten fünf Jahre nach der
Diagnose; nach zehn Jahren lebt die Mehrheit der Betroffenen mit einer
Demenz. Die physiologischen Gründe hierfür sind nicht komplett erforscht,
aber eine Anhäufung von Plaques im Gehirn sowie eine Dysfunktion der
Mitochondrien und Neurotransmitter werden angenommen.

Ein deutsch-australisches Wissenschaftlerteam der Deutschen
Sporthochschule Köln (Institut für Bewegungs- und Neurowissenschaft) und
der University of the Sunhine Coast (VasoActive Research Group) hat nun in
einer systematischen Literaturanalyse überprüft, welche Effekte
spezifische Sportformen (Ausdauer-, Koordinations- und Krafttraining) auf
die kognitive Leistungsfähigkeit von Parkinson-Betroffenen haben.
"Allgemein wird davon ausgegangen, dass Sport die kognitive
Leistungsfähigkeit bei älteren Menschen verbessert beziehungsweise
aufrechterhält. Aber ob ein ähnlicher Effekt bei Menschen mit Parkinson zu
beobachten ist, ist unklar", erklärt der leitende Forscher der Studie Tim
Stuckenschneider von der Deutschen Sporthochschule Köln.

Insgesamt entsprachen elf Studien, veröffentlicht vor März 2018, den
Gütekriterien des Wissenschaftlerteams. In diesen Studien wurde die
Effektivität verschiedener Sportarten bei über 500 von der
Parkinson-Krankheit betroffenen Personen ermittelt. Es wurde kein negativer Einfluss
des Sports auf die kognitive Leistungsfähigkeit gefunden - im Gegenteil:
Vier Studien zeigten sogar eine signifikante Verbesserung spezifischer
kognitiver Symptome. Zudem führten die verschiedenen
Bewegungsinterventionen allgemein zu einer Linderung der
Krankheitssymptome.

Auf Basis dieser Ergebnisse fassen die ForscherInnen zusammen, dass Sport
grundsätzlich zu einer Verbesserung der kognitiven Leistungsfähigkeit bei
Personen mit einer Parkinson-Erkrankung führt. Allerdings könne zum
derzeitigen Zeitpunkt keine eindeutige Empfehlung gegeben werden, welche
Sportform (z.B. Koordinations-, Ausdauer-, Krafttraining) am besten zur
Verbesserung der Kognitionsleistung führe. Zwar scheint ein
Ausdauertraining besonders geeignet zu sein, um das Gedächtnis positiv zu
beeinflussen. Aber die Ergebnisse der durchgeführten Literaturanalyse
zeigten hier auch kontroverse Studienresultate. Aufgrund der derzeit noch
dünnen Studienlage empfiehlt das Wissenschaftlerteam daher, Sportformen
direkt miteinander zu vergleichen.

"Das Potential von körperlichem Training, körperliche und
nicht-körperliche Symptome zu verbessern, ist vielversprechend. Sport scheint
die Progression der Parkinson-Erkrankung verlangsamen zu können",
bilanziert Stuckenschneider. "Die Sporttherapie muss - und ist bereits
vielerorts - ein essentieller Bestandteil der Behandlung der
Parkinson-Erkrankung sein. Allerdings wird die Sporttherapie weitestgehend
empfohlen, um Motorsymptome zu behandeln. Im Sinne einer ganzheitlichen
Therapie sollten auch die Effekte des Sports auf die nicht-motorischen
Bereiche wie die Kognition anerkannt werden", fordert Stuckenschneider.
Hier seien nun Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler gefordert, die
effektivsten Sportformen zu identifizieren. Von diesen Empfehlungen
könnten künftig nicht nur die behandelnden Ärztinnen und Ärzte
profitieren, sondern dies würde letztlich insbesondere auch die
Lebensqualität der Betroffenen verbessern. "Unsere Arbeit zeigt, dass
Sport als Medizin wirken kann und dementsprechend als Therapie für
Betroffene empfohlen werden muss, um die vielfältigen Symptome der
Parkinson-Erkrankung zu bekämpfen", sagt Stuckenschneider.


Originalpublikation:

"The Effect of Different Exercise Modes on Domain-Specific Cognitive
Function in Patients Suffering from Parkinson's Disease: A Systematic
Review of Randomized Controlled Trials," 

by Tim Stuckenschneider,
Christopher D. Askew, Annelise L. Menêses, Ricarda Baake, Jan Weber, and
Stefan Schneider (DOI: 10.3233/JPD-181484) published in the Journal of
Parkinson's Disease, Volume 9, Issue 1 by IOS Press.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution532
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UMWELT/332: 15-faches Risiko für Schilddrüsenkrebs - 8 Jahre Super-GAU von Fukushima (IPPNW)


IPPNW - Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung
des Atomkrieges

Pressemitteilung vom 7. März 2019

15-faches Risiko für Schilddrüsenkrebs

8 Jahre Super-GAU von Fukushima



Acht Jahre nach der Atomkatastrophe von Fukushima haben Japaner, die
in der Präfektur Kinder waren als sich der Super-GAU ereignete, ein
mindestens 15-faches Risiko, an Schilddrüsenkrebs zu erkranken. Darauf
weist die Ärzteorganisation IPPNW anlässlich des achten Jahrestages
der atomaren Katastrophe hin. Laut der Datenbank des Japanischen
Krebsregisters betrug die Neuerkrankungsrate von kindlichem
Schilddrüsenkrebs in Japan vor der Atomkatastrophe rund 0,35 pro
100.000 Kinder pro Jahr. Bei einer Bevölkerung von rund 360.000
Kindern wären in der Präfektur Fukushima somit ca. eine einzige
Neuerkrankung pro Jahr zu erwarten gewesen, also etwa acht
Neuerkrankungen seit Beginn der Atomkatastrophe im März 2011.

Tatsächlich sind seitdem bei mittlerweile 205 Kindern in der
Feinnadelbiopsie Krebszellen gefunden worden. 167 dieser Kinder
mussten aufgrund eines rasanten Tumorwachstums, einer ausgeprägten
Metastasierung oder einer Gefährdung vitaler Organe mittlerweile
operiert werden. In 166 Fällen bestätigte sich die feingewebliche
Verdachtsdiagnose "Schilddrüsenkarzinom", in nur einem Fall lag ein
gutartiger Tumor vor. 38 Kinder warten weiterhin auf eine Operation.
Diese Zahlen basieren auf die aktuellsten Veröffentlichungen der
Fukushima Medical University (FMU) vom 27. Dezember 2018 und umfassen
alle Untersuchungsergebnisse, die bis Ende September 2018 erhoben
wurden.

Die FMU teilte zudem mit, dass von mittlerweile 217.513 vollständig
untersuchten Kindern (64,6% der gesamten Studienpopulation von 336.669
Betroffenen) bei 141.275 Kindern (65%) Knoten oder Zysten in der
Schilddrüse gefunden wurden. Besorgniserregend ist dabei vor allem die
Zahl der Pathologien, die bei Kindern gefunden wurden, die in den
Voruntersuchungen noch keine Auffälligkeiten hatten.

Dieses Ergebnis ist höchst signifikant und lässt sich aufgrund der
eindeutigen Voruntersuchungen aller Patient*innen nicht durch einen
Screeningeffekt erklären oder relativieren. Die IPPNW kritisiert zudem
Versuche der Fukushima Medical University, die
Schilddrüsenuntersuchungen zu unterminieren. So sollen die
Untersuchungsintervalle entgegen ursprünglicher Pläne und
Ankündigungen ab dem 25. Lebensjahr von 2 auf 5 Jahre ausgeweitet
werden. Zudem wurde bekannt, dass Mitarbeiter*innen der FMU Schulen
besuchen, um dort Kinder über deren "Recht auf Nichtteilnahme" und
"Recht auf Nichtwissen" aufzuklären. Neuerdings gibt es auf den
Formularen auch eine entsprechende "opt-out" Option, also eine
Möglichkeit, aus dem Screening entfernt zu werden. Zudem werden die
Kosten für die Untersuchungen ab Erreichen des 18. Lebensjahres nicht
mehr erstattet. "Es ist zu vermuten, dass diese Bemühungen darauf
abzielen, die Teilnahmequote weiter zu reduzieren und durch eine
systematische Verzerrung der Testergebnisse langfristig die gesamte
Studie zu entwerten", erklärt der IPPNW-Vorsitzende Dr. Alex Rosen.

"Die Bewohner von Fukushima und die Menschen in Japan haben ein
unveräußerliches Recht auf Gesundheit und auf ein Leben in einer
gesunden Umwelt. Die korrekte Fortführung und wissenschaftliche
Begleitung der Schilddrüsenuntersuchungen liegen im öffentlichen
Interesse und dürfen nicht durch politische oder wirtschaftliche
Beweggründe konterkariert werden", so Rosen.

 * 

Die IPPNW ist eine berufsbezogene, friedenspolitische Organisation,
die 1981 von einer Gruppe von Ärzten aus den USA und Russland
gegründet wurde. Ihre Überzeugung: 

Als Arzt hat man eine besondere Verpflichtung zu sozialer Verantwortung.
Daraus entstand eine weltweite Bewegung, die 1984 den UNESCO-Friedenspreis und
1985 den Friedensnobelpreis erhielt. Heute setzen sich Mediziner und
Medizinerinnen der IPPNW in über 60 Ländern auf allen fünf Kontinenten
für eine friedliche, atomtechnologiefreie und menschenwürdige Welt ein.

 * 

Quelle:

IPPNW - Deutsche Sektion der Internationalen Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges

Pressemitteilung vom 7. März 2019

Körtestr. 10, 10967 Berlin
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ARTIKEL/1502: Kongress "Vernetzte Gesundheit" - Versorgung von Alten, Schwulen, Verarmten ... im Fokus (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 2/2019

Kongress

"Armselig, ignorant und gleichgültig"

von Dirk Schnack und Astrid Schock



Alte, Schwule, Verarmte, Flüchtlinge: Ihre gesundheitliche
Versorgung steht in aller Regel nicht im Fokus - der Kongress "Vernetzte Gesundheit" rückte sie in den Mittelpunkt.


In Deutschland fühlen sich vulnerable gesellschaftliche Gruppen
im Abseits, wenn es um die gesundheitliche Versorgung geht: alte
Menschen, Lesben und Schwule, in Armut geratene Menschen, Flüchtlinge,
Menschen mit Migrationshintergrund, die schon seit einer Generation in
Deutschland leben.

Der Kongress "Vernetzte Gesundheit" stellte diese Gruppen in diesem
Jahr in den Mittelpunkt. Zu einer dieser vermeintlichen "Randgruppen"
zählt auch Dr. Klaus Gauger. Der Freiburger Journalist erkrankte mit
28 Jahren an paranoider Schizophrenie. Gauger schilderte in Kiel, wie
er in seinem Umfeld überall Mikrofone vermutete, wie er selbst seine
Eltern als Feinde wahrnahm und nach einer angedrohten Entmündigung
einer medikamentösen Behandlung zustimmte, die sein Leben weiter ins
Negative drehte. Nach der Klinikentlassung wurde er zum Getriebenen
zwischen seinen Wahnvorstellungen und der Suche nach Hilfe - die er im
deutschen Gesundheitssystem nicht und erst durch Zufall in der
spanischen Psychiatrie fand.

Gauger empfindet die ambulante Versorgung für Patienten wie ihn als
"armselig", die Einstellung unserer Gesellschaft als "gleichgültig."
Er verdeutlichte, dass diese Ignoranz nicht nur Leid für die
Betroffenen bedeutet, sondern auch volkswirtschaftlich unverständlich
ist: "So junge Leute einfach ins Abseits zu schieben, macht keinen
Sinn."

Es gibt aber auch Patienten, deren Erkrankung nicht im Fokus steht.
Ein typisches Beispiel sind für Prof. Burkhard Weisser Frauen, die
nach der Menopause Bluthochdruck entwickeln. Weisser,
Vorstandsmitglied der Deutschen Hochdruckliga, vermisst Engagement für
diese Patientengruppe, deren Erkrankung oft erst nach zehn Jahren
erkannt wird.

Weitere Gruppen, über die in Kiel diskutiert wurde:

• Menschen ohne Krankenversicherungsschutz: Hilfe finden sie in
den Praxen ohne Grenzen. Deren Gründer Dr. Uwe Denker bemüht sich seit
Jahren um politische Lösungen, damit diese Praxen überflüssig werden -
bislang vergeblich. Denker machte in Kiel deutlich, dass die
Betroffenen meist unverschuldet in Not geraten sind und ihre Beiträge
nicht mehr zahlen konnten. Das ernüchternde Fazit des
Allgemeinmediziners: "Ich kämpfe seit zehn Jahren und sehe wenig
Bewegung in der Politik."

• Lesben und Schwule: Sie erfahren nach Wahrnehmung von Gabriela
Lünsmann, Vorstandsmitglied des deutschen Lesben- und
Schwulenverbandes, zunehmend Akzeptanz und Gleichstellung. Aber ihre
besonderen Bedürfnisse finden nach ihrer Beobachtung im
Gesundheitswesen kaum Berücksichtigung. Als Beispiel nannte Lünsmann,
dass sich Ärzte oft nicht mit den speziellen Krankheitsrisiken dieser
Gruppe beschäftigen. Hinzu kommt "die Erfahrung, dass gesundheitliche
Probleme auf die Lebensweise zurückgeführt werden", ohne dass dies
begründet wäre.

• Flüchtlinge: Ihre Versorgung hat unter dem Strich gut
funktioniert, bilanzierte Dr. Carsten Leffmann. Der ärztliche
Geschäftsführer der Ärztekammer Schleswig-Holstein ist Mitglied des
Arbeitskreises Migration und Gesundheit im Norden. Erleichtert wurde
das Ergebnis durch den Umstand, dass viele junge und gesunde Menschen
unter den Flüchtlingen waren. Hinzu kam große Hilfsbereitschaft aus
den Gesundheitsberufen. Leffmann verwies aber auch auf noch bestehende
Defizite, besonders in der Aufarbeitung der zum Teil traumatischen
Erlebnisse vor und während der Flucht.

• Alte Menschen haben nach Erfahrungen der Geriaterin Dr. Meike
Reh, Chefärztin an den WKK in Heide und Brunsbüttel, vielfältige, zum
Teil gegenläufige Probleme. Da gibt es den alten Patienten, der
möglichst lange im Krankenhaus bleiben will, weil er dort gut umsorgt
wird und sich sonst allein fühlt. Andererseits Patienten, die so
schnell wie möglich entlassen werden wollen, weil sie sich die
Zuzahlung nicht leisten können.

Ein Thema, das im Gegensatz zu den vulnerablen Gruppen die
Gesundheitsexperten seit Jahrzehnten immer wieder beschäftigt, ist die
sektorenübergreifende Patientenversorgung. Sie stand im Mittelpunkt
des Pre-Workshops. Prof. Wolfgang Hoffmann, Direktor des Instituts für
Community Medicine an der Universität Greifswald, erwartet in diesem
Zusammenhang einen starken Wandel des bestehenden Systems. Er
beschrieb mehrere Entwicklungen, die die "alte Welt" des
Gesundheitswesens "hinwegfegen" werden:

• Die ärztliche Selbstverwaltung hat ihre Position gegenüber der
Politik geschwächt. Zugleich erstarken andere Gesundheitsberufe, die
zunehmend in die Verantwortung drängen und ihre Bedeutung etwa durch
Akademisierung untermauern.

• Die jüngere Ärztegeneration ist nicht bereit, auf eine
Zusammenarbeit "auf Augenhöhe" untereinander, aber auch nicht mit
anderen Gesundheitsberufen zu verzichten. Sie steht Modellen der
Delegation aufgeschlossener gegenüber als ihre Vorgänger und fordert
Teamarbeit ein.

• Die Transparenz erhöht sich. Einen wesentlichen Beitrag dazu
liefern die Digitalisierung und schon im Einsatz oder in der Erprobung
befindliche Instrumente wie elektronische Patientenakten.

• Das Verhältnis zwischen Ärzten und Patienten ändert sich.
Paternalistisches Verhalten gehört bereits größtenteils der
Vergangenheit an und wird zunehmend durch Shared Decision Making
abgelöst. "Die Patienten werden sich nicht mehr dominieren lassen",
sagte Hoffmann.

Auch andere Experten halten Änderungen für überfällig.
Gesundheitsökonom Prof. Herbert Rebscher erwartet aber keine Brüche,
sondern schrittweisen Fortschritt. "Wir sollten nicht auf eine große,
übergreifende Lösung warten", sagte Rebscher. Dr. Franz Bartmann,
früherer Kammerpräsident in Schleswig-Holstein und heute Berater mit
Schwerpunkt E-Health, setzt auf eine gezieltere Steuerung von
Patienten, die die heute noch zu beobachtende Beliebigkeit, mit der
Angebote im Gesundheitswesen in Anspruch genommen werden, einschränkt.
Dafür, so Bartmann, müssten Patientenpfade entwickelt werden.

Dr. Thomas Schang, neuer Vorstandschef der Agentur Deutscher Arztnetze
und Vorstand der Ärztekammer Schleswig-Holstein, plädierte für die
Beseitigung einer wichtigen Hürde für die übergreifende Versorgung:
"Die Basis der heutigen Vergütung ist die Menge, Ärzte werden bezahlt
wie Fabrikarbeiter", gab Schang zu bedenken. Um Ärzte zu einer
sektorenübergreifenden Arbeitsweise zu bewegen, müssten neue Anreize
gesetzt werden, die etwa die ärztliche Verantwortung in den
Mittelpunkt stellen.

Sektorenübergreifende Arbeit wird auch auf kommunaler Ebene immer
wichtiger. Wird eine Praxis nicht nachbesetzt, sorgen sich ältere
Patienten um die Versorgung vor Ort. Dass aber die Versorgung durch
den Zusammenschluss zu medizinischen Kompetenzzentren und damit die
Zusammenarbeit unterschiedlicher Fachrichtungen eine Verbesserung der
Versorgungsqualität, die Terminfindung und den Ausbau der Angebote
ermöglicht, wird meist mit Zufriedenheit festgestellt. Bartmann
appellierte an die Bundesregierung, den Breitbandausbau auch hierfür
verstärkt voranzutreiben und damit die Etablierung von
Videosprechstunden flächendeckend zu ermöglichen. So kann ein Patient
auch auf dem Land die höchste Kompetenz erhalten.

Eine enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit stellt für Prof. Matthias
Laudes, Oberarzt und Leiter des Bereichs Endokrinologie, Diabetologie
und klinische Ernährungsmedizin am Campus Kiel, auch bei der
Behandlung von adipösen Patienten einen wichtigen Faktor der
Behandlung dar. So müssen auch Hausärzte den Mut finden - und damit
ihrer Aufgabe als Vertrauensperson gerecht werden - und betroffene
Patienten direkt auf eine vorhandene Adipositaserkrankung ansprechen
und sie am Ende einer stationären Behandlung auch bei der Nachsorge
unterstützen. Das UKSH hat nach seinen Angaben am Campus Kiel eine
erfolgreiche funktionsübergreifende Zusammenarbeit erreicht: Seit Ende
2018 können adipöse Patienten eine antragsfreie und leitlinienkonforme
Versorgung erhalten. Eine Adipositas-Operation bedarf nicht mehr der
Antragsstellung auf Kostenübernahme und der Prüfung durch den MDK,
sondern kann direkt erfolgen. Das Konzept ist standardisiert und mit
den Ernährungsberatern und Krankenkassen in Schleswig-Holstein
erarbeitet. Der Leiter der Adipositaschirurgie des UKSH Kiel, Dr.
Markus Ahrens, arbeitet bereits daran, das Konzept weiterzuentwickeln
und eine Übertragung auf andere Regionen zu ermöglichen.

Erneut Thema war der bundesweit zu beobachtende Personalmangel. "Wer
sagt, er habe keinen Personalmangel, der lügt", sagte Prof. Jens
Scholz, Vorstandsvorsitzender des UKSH. Dass Diversity Management
hierfür ein Lösungsansatz sein könnte, erläuterte Ulrich F. Schübel
vom Institut für Diversity Management Medien & Tools aus Nürnberg.
Diversity Management erweitert den Suchradius und erhöht die
Durchlässigkeit auch etwa für Studienabbrecher, Migranten oder
Honorarkräfte. Auch die Vermeidung unbewusster Diskriminierung kann
erreicht und internationale Kompetenzen können genutzt werden. Die
Ameos-Gruppe nutzt bereits die Möglichkeiten des Diversity
Managements, um dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken.


Info

Neben Vorträgen in großer Runde stehen bei der Vernetzten Gesundheit
zahlreiche Workshops auf dem Programm. In diesem Jahr ging es dabei u.
a. um die kommunale Verantwortung, um die Frage, wie moderne
Therapieoptionen in die Versorgung gelangen und um neue
Gesundheitsangebote für Menschen mit Handicap.

10

Jahre lang veranstaltet die Landesregierung Schleswig-Holstein den
Kongress Vernetzte Gesundheit bereits. Zwischenzeitlich ausgerichtet
vom Wirtschaftsministerium ist inzwischen wieder das
Gesundheitsministerium Gastgeber in der Halle 400.



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- Zum Auftakt des Kongresses diskutierten Dr. Meike Reh, Dr. Uwe
Denker, Gabriela Lünsmann, Dr. Heiner Garg, Dr. Carsten Leffmann,
Prof. Burkhard Weisser und Dr. Klaus Gauger über den Umgang mit
vulnerablen gesellschaftlichen Gruppen in unserem Gesundheitssystem.

- Intensive Diskussionen prägten den Kongress Vernetzte Gesundheit:

Im oberen Bild: Prof. Helmut Hildebrandt und Dr. Franz Bartmann im
Gespräch mit Prof. Wolfgang Hoffmann. Im unteren Bild
Schleswig-Holsteins Gesundheitsminister Dr. rer. pol. Heiner Garg.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 2/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201902/h19024a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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INTERNATIONAL/044: Schwangerschaft ist die häufigste Todesursache für 15 bis 19-Jährige (DSW)


Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) - 7. März 2019

Schwangerschaft ist die häufigste Todesursache für 15 bis 19-Jährige

"Reproduktive Rechte in den Fokus rücken"



Hannover, 7. März 2019. Weltweit sind die Folgen von Schwangerschaft
und Geburt das größte Risiko für das Leben von Mädchen zwischen 15 und
19 Jahren. Vor allem in Entwicklungsländern ist der Handlungsbedarf
groß, denn dort treten 99 Prozent der Fälle von Müttersterblichkeit
auf und jede Zehnte wird vor ihrem 20. Lebensjahr schwanger - meistens
ungewollt. Täglich sterben hunderte von Mädchen und jungen Frauen an
starken Blutungen, Infektionen, Geburtskomplikationen oder unsicheren
Schwangerschaftsabbrüchen. Dies ist vor allem auf mangelnden Zugang zu
Verhütungsmethoden und fehlende Gleichberechtigung zurückzuführen.
Darauf macht die Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW) anlässlich
des internationalen Frauentages aufmerksam.

"Reproduktive Rechte sind kein schmückendes Beiwerk auf dem Weg zu
Gleichberechtigung. Denn erst mit körperlicher Autonomie fängt die
Freiheit an", betont Renate Bähr, Geschäftsführerin der DSW.
"Systematische Benachteiligung, mangelnde Aufklärung, eine schlechte
Gesundheitsversorgung und sexualisierte Gewalt sind eine tödliche
Kombination für Mädchen und Frauen - besonders in Entwicklungsländern.
Es wird Zeit, dass Mädchen und Frauen in ihren Wünschen und
Bedürfnissen ernst genommen werden."


Über die DSW

Die DSW ist eine international tätige Entwicklungsorganisation. Ziel
unserer Arbeit ist es, zur Umsetzung des Menschenrechts auf
Familienplanung und zu einer zukunftsfähigen Bevölkerungsentwicklung
beizutragen. Jugendliche sind daher die wichtigste Zielgruppe unserer
Projekte. Auf nationaler und internationaler Ebene nehmen wir Einfluss
auf politische Entscheidungsprozesse in den Bereichen Gesundheit,
Familienplanung und Gleichstellung der Geschlechter.

 * 

Quelle:

Deutsche Stiftung Weltbevölkerung (DSW)

Pressemitteilung vom 7. März 2019

Hindenburgstr. 25, 30175 Hannover

Telefon: 0511 94373-0, Fax: 0511 94373-73

E-Mail: hannover@dsw.org

Internet: www.dsw.org
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HERZ/1149: Herzinfarkt bei Frauen - Bauchschmerzen können ein Warnzeichen sein (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V./Deutsche Stiftung für Herzforschung - 06.03.2019

Herzinfarkt bei Frauen: Bauchschmerzen können ein Warnzeichen sein

Herzexpertin: Bei diesen Herzinfarkt-Symptomen sollten Frauen aufmerksam
sein



Laut Statistischem Bundesamt sind Herz-Kreislauf-Erkrankungen in
Deutschland nach wie vor die führende Todesursache bei Frauen. Im Jahr
2016 verstarben 185.867 Frauen an einer Herz-Kreislauf-Erkrankung, davon
20.539 an einem Herzinfarkt (Myokardinfarkt). "Viele
Herzinfarkt-Todesfälle bei Frauen ließen sich vermeiden, würden die
Herzinfarkt-Symptome richtig gedeutet - und so wertvolle Zeit gewonnen", sagt Prof.
Dr. med. Christiane Tiefenbacher vom Wissenschaftlichen Beirat der
Deutschen Herzstiftung und Chefärztin der Kardiologie am Marien-Hospital
Wesel.

Für Frauen wie für Männer gilt: Zögern sie bei Herzinfarkt oder akuten
Brustschmerzen zu lange mit dem Notruf 112, riskieren sie ihr Leben
(https://www.herzstiftung.de/Anzeichen-Herzinfarkt.html). In dieser
Verzögerung liegt die Gefahr, dass der Patient plötzlich
Herzkammerflimmern bekommt, ohnmächtig wird und in wenigen Minuten am
Plötzlichen Herztod versterben kann. Ebenso kann durch den Infarkt ein
größerer Teil des Herzmuskels irreparabel zerstört werden und der Patient
entwickelt dadurch akut oder auch langfristig eine Herzschwäche. Beim
Herzinfarkt zählt deshalb jede Minute nach dem Prinzip: Zeit ist
Herzmuskel.

Frauen rufen später den Notarzt als Männer

Bei über 65-jährigen Frauen vergehen bis zu viereinhalb Stunden, bis sie
in der Notaufnahme sind. Bei jüngeren Frauen dauert es durchschnittlich
zweieinhalb Stunden. Im Vergleich: Bei über 65-jährigen Männern sind es
rund dreieinhalb Stunden, bei jüngeren Männern gut drei Stunden, wie die
von der Deutschen Herzstiftung geförderte "MEDEA-Studie" des Deutschen
Zentrums für Herz-Kreislauf-Forschung (DZHK) in Kooperation mit dem
HelmholtzZentrum München und der Technischen Universität München zeigt.*

Herzinfarkt-Symptome: "Vernichtungsschmerz" fehlt bei älteren Frauen oft
Es gibt mehrere Ursachen für diese enorme Verzögerungszeit bei Frauen. Zum
einen leben ältere Frauen oft alleine und haben im Notfall niemanden, der
ihnen bei einem Herzinfarkt Hilfe holt. Zum anderen erkennen sie den
Herzinfarkt häufig nicht als solchen. Die Herzinfarkt-Symptome sind vor
allem bei älteren Frauen oft unspezifisch. Bei ihnen tritt seltener ein
starker Schmerz im Brustkorb (Vernichtungsschmerz) auf. "Das Fehlen von
Brustschmerzen ist ein Alterseffekt, der auch bei Männern zu finden ist.
Je älter die Herzinfarkt-Betroffenen sind, desto weniger Brustschmerz
nehmen sie wahr. Ältere Herzinfarkt-Patientinnen empfinden häufiger eher
ein Druck- oder Engegefühl in der Brust", erklärt Prof. Tiefenbacher.
Begleitet ist dieses häufig von Oberbauchbeschwerden, Übelkeit, Erbrechen,
Schweißausbruch, Rückenschmerzen, Kurzatmigkeit und Müdigkeit.

Schmerzen im Oberbauch: Frauen vermuten oftmals eine Magenverstimmung
Da die Beschwerden in der Brust bei älteren Frauen weniger intensiv
ausgeprägt sind, rücken die unspezifischen Herzinfarkt-Symptome wie
Bauchschmerzen, Übelkeit und Erbrechen in den Vordergrund. "Diese werden
von den betroffenen Frauen nicht selten fälschlicherweise als harmlose
Magenverstimmung gedeutet. Der lebensrettende Anruf bei der Rettungsstelle
bleibt dann aus - oder findet erst verspätet statt", weiß Prof.
Tiefenbacher. Die Kardiologin rät Frauen, bei Verdacht auf einen
Herzinfarkt sofort den Rettungsdienst unter der 112 zu rufen. Ältere
Frauen haben zudem die Möglichkeit, sich einem Hausnotrufsystem
anzuschließen, wie es der Malteser Hilfsdienst, die Johanniter, der
Arbeiter-Samariter-Bund, das Deutsche Rote Kreuz und andere anbieten.

Diabetes und Bluthochdruck erhöhen Herzinfarkt-Risiko bei Frauen

Die meisten Frauen erleiden einen Herzinfarkt etwa zehn Jahre nach der
Menopause. Bis zu den Wechseljahren sind die Herzkranzgefäße durch die
Geschlechtshormone (Östrogene) relativ gut geschützt. Jedoch können auch
Frauen im Alter zwischen 40 und 50 Jahren gefährdet sein, besonders wenn
sie rauchen. Neben Rauchen gehören Diabetes, Fettstoffwechselstörungen,
Bluthochdruck, Übergewicht, Bewegungsmangel und Stress zu den
Risikofaktoren für einen Herzinfarkt. Die genannten Einflussgrößen
begünstigen die Koronare Herzkrankheit (KHK).

Koronare Herzkrankheit geht Herzinfarkt voraus

Bei der Koronaren Herzkrankheit handelt es sich um eine
Herzkranzgefäßerkrankung, bei der sich die Herzkranzgefäße verengen, die
das Herz mit Blut versorgen. Verstopfen die Ablagerungen aus Fett und Kalk
(Plaques) ein Gefäß komplett, ist ein Herzinfarkt die Folge. Die KHK geht
dem Herzinfarkt fast immer voraus. "Der beste Schutz vor dem Herzinfarkt
ist und bleibt ein gesunder Lebensstil", betont Prof. Tiefenbacher.
"Darüber hinaus sollten Frauen regelmäßig ihr Herz checken lassen und die
dafür vorgesehenen Vorsorgeuntersuchungen wahrnehmen. Wird die Koronare
Herzkrankheit frühzeitig erkannt und behandelt, kann einem Herzinfarkt
vorgebeugt werden."

Anzeichen: Herzinfarkt

Der Herzinfarkt lässt sich durch folgende typische Alarmzeichen erkennen:

Was:

Schmerzen, die länger als fünf Minuten anhalten.

Wo: 

im Brustkorb, häufig hinter dem Brustbein. Manchmal auch nur im Rücken
(zwischen den Schulterblättern) oder Oberbauch (Verwechslung mit
"Magenschmerzen" möglich). Die Schmerzen können in die Arme, den Hals oder
den Oberbauch ausstrahlen.

Wie: 

Die Schmerzen sind flächenhaft und werden als brennend und drückend
mit Engegefühl in der Brust beschrieben.

Tipp: 

Was Frauen über ihr Herz wissen sollten, erläutert der aktualisierte
Sonderdruck der Deutschen Herzstiftung "Was ist bei Frauen anders?
Koronare Herzkrankheit". Dieser kann kostenfrei telefonisch unter 069
955128-400 oder per E-Mail 
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INFEKTION/1800: Bindung mit Folgen - Mechanismus entdeckt, mit dem Bakterien weiße Blutkörperchen attackieren (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 06.03.2019

Bindung mit Folgen

Forscher aus Freiburg und Ulm entdecken Mechanismus, mit dem Bakterien
weiße Blutkörperchen attackieren



Ein Forschungsteam um Prof. Dr. Winfried Römer und Dr. Elias Hobeika von
der Universität Freiburg und dem Universitätsklinikum Ulm hat einen
Mechanismus entdeckt, mit dem Bakterien weiße Blutkörperchen aktivieren
und damit zugleich das Immunsystem eines Organismus angreifen. Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler haben die Ergebnisse in der
Fachzeitschrift Science Signaling veröffentlicht.

Die Bakterienart Burkholderia ambifaria gehört zu einer Gruppe von
Bakterienstämmen, die Infektionen bei immungeschwächten Wirten verursachen
können. Diese Bakterien produzieren so genannte Lektine, das sind
Proteine, die sich an Kohlenhydrate binden. Das Lektin BambL ist unter
anderem in der Lage, an den B-Zell-Antigenrezeptor (BCR) zu binden. Dieses
Protein befindet sich auf der Oberfläche von B-Zellen, die zu den weißen
Blutkörperchen gehören. Der Antigenrezeptor besteht aus einer variablen
und einer konstanten Region, die zusätzlich mehrere Kohlenhydratreste
trägt. Mit seiner variablen Region bindet er spezifisch Antigene, zu denen
auch Krankheitserreger gehören. Im Zellinneren dient er als Andockstelle
für weitere Moleküle, die Signalprozesse in der Abwehrzelle auslösen.
Dadurch werden B-Zellen aktiviert und reifen zu Effektorzellen, den so
genannten Plasmazellen, heran, die große Mengen Antikörper gegen
Krankheitserreger produzieren.

Die Forscherinnen und Forscher haben herausgefunden, dass sich das Lektin
BambL in einer kontrollierten und künstlichen Umgebung an die
Kohlenhydratreste des Antigenrezeptors bindet und somit die B-Zellen
aktiviert: "Es hat uns überrascht, dass ein bakterielles Lektin den streng
regulierten Antigenrezeptor-Signalweg in Gang setzt", sagt Dr. Isabel
Wilhelm, eine Erstautorin der Studie. Eine längere Stimulation mit BambL
führte zu einem schnellen Tod der weißen Blutkörperchen. Der Vorgang war
nur in Zellen mit intaktem Antigenrezeptor möglich.

Die Injektion des Lektins in Mäuse führte innerhalb von drei Tagen zu
einer Immunantwort. Das zeigten erhöhte Mengen an B-Zellen in der Milz und
deren Rückgang im Knochenmark. Die Symptome nahmen bei Tieren mit voll
funktionsfähigem Immunsystem innerhalb von sieben Tagen ab. "Ein Risiko
könnte allerdings für immungeschwächte Patientinnen und Patienten
bestehen, wenn sie nicht in der Lage sind, eine wirksame Reaktion auf
Krankheitserreger aufzubauen", berichtet Dr. Ella Levit-Zerdoun, eine
weitere Erstautorin der Studie.

An den Arbeiten waren Forscherinnen und Forscher aus den Exzellenzclustern
im Bereich biologische Signalforschung BIOSS und CIBSS sowie der Spemann
Graduiertenschule für Biologie und Medizin der Universität Freiburg, dem
Max-Planck-Institut für Immunbiologie und Epigenetik und aus dem
Universitätsklinikum Ulm beteiligt. Die Entdeckung des Mechanismus
eröffnet dem Team die Möglichkeit für weitere Untersuchungen. Dabei sollen
die Auswirkungen des Erregers Burkholderia ambifaria auf Menschen,
mögliche Präventionsmaßnahmen und Behandlungsmethoden im Vordergrund
stehen.


Originalpublikation:

Wilhelm, I., Levit-Zerdoun, E., Jakob, J., Villringer, S., Frensch, M.,
Übelhart, R., Landi, A., Müller, P., Imberty, A., Thuenauer, R.,
Claudinon, J., Jumaa, H., Reth, M., Eibel, H., Hobeika, E. & Römer, W.
(2019): Carbohydrate-dependent B cell activation by fucose-binding
bacterial lectins. In: Science Signaling. 

DOI: 10.1126/scisignal.aao7194

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2019/bindung-mit-folgen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution69

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 06.03.2019
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E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - WIRKSTOFF/581: Insulin stärkt die Darmbarriere und schützt vor Darmkrebs (idw)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





WIRKSTOFF/581: Insulin stärkt die Darmbarriere und schützt vor Darmkrebs (idw)


Max-Planck-Institut für Stoffwechselforschung - 06.03.2019

Insulin stärkt die Darmbarriere und schützt vor Darmkrebs



Übergewicht fördert die Entstehung von Insulinresistenz und die Häufigkeit
an Darmkrebs zu erkranken. Kölner Wissenschaftler vom Max-Planck-Institut
für Stoffwechselforschung identifizieren eine neue Wirkungsweise des
Insulinsignalweges in der Darmschleimhaut, der für die Aufrechterhaltung
der Darmbarriere verantwortlich ist und den Zusammenhang von
Insulinresistenz und Darmkrebs erklärt.

Über die Darmschleimhaut werden nicht nur Nährstoffe aufgenommen, sondern
auch Krankheitserreger und Keime gelangen über das Essen in den Darm.
Daher wirkt die äußerste Zellschicht der Darmschleimhaut, das Darmepithel,
wie eine Barriere um das Eindringen von Krankheitserregern zu verhindern.
Die Zellen sind unter anderem über sogenannte Desmosomen miteinander
verknüpft, die wie Klettverschlüsse die Zellen eng verbinden.

Eine Zerstörung der Darmbarriere führt zum Eindringen von Bakterien, die
zu starken Entzündungen und damit zu einer Begünstigung von Darmkrebs
führen. "Bei Mäusen, die eine Fettdiät erhalten und übergewichtig sind,
können wir den sogenannten 'undichten Darm' beobachten", erzählt Anna Lena
Ostermann, die als Doktorandin in der Arbeitsgruppe von Thomas Wunderlich
die Hauptarbeit an dieser Studie geleistet hat. Sie fügt hinzu: "Diese
Mäuse entwickeln häufiger Darmkrebs als ihre dünnen Artgenossen."

Eine Folge von Übergewicht ist die Insulinresistenz, bei der die
Insulinrezeptoren nicht mehr auf Insulin reagieren. Das Hormon Insulin
wird von der Bauchspeicheldrüse ausgeschüttet, wenn in Folge von
Nahrungsaufnahme der Blutzucker steigt, um den Zellen zu signalisieren
diesen aufzunehmen. Auch das Darmepithel besitzt Insulinrezeptoren, obwohl
diese für die Aufnahme von Nahrung nicht großartig relevant sind.

Ostermann und Kollegen konnten nun zeigen, dass der Insulinsignalweg im
Darmepithel die Aufrechterhaltung der Darmbarriere gewährleistet. Die
Wirkung von Insulin in dieser Zellschicht aktiviert die Gene, die für die
Bildung der Desmosomen verantwortlich sind. Ein Wiederaufbau der
Desmosomen als Folge einer Verletzung der Darmbarriere kann somit bei
Patienten mit Insulinresistenz schlechter erfolgen und das Risiko für
Darmkrebs steigt.

Aber warum reguliert ein Signalweg, der für die Aufnahme von Zucker in die
Zellen verantwortlich ist, auch die Aufrechterhaltung der Darmbarriere?
"Ohne den Insulinsignalweg kann der Körper nicht leben, weil die Zellen
keinen Zucker aufnehmen können, der für die Energiegewinnung notwendig
ist. Die Aufrechterhaltung der Darmbarriere ist auch überlebenswichtig.
Deshalb sind diese beiden Prozesse womöglich an einen der wichtigsten
Signalwege geknüpft" fasst Wunderlich zusammen.


Originalpublikation:

AL Ostermann, CM Wunderlich, L Schneiders, MC Vogt, MA Woeste, BF
Belgardt, CM Niessen, B Martiny, AC Schauss, P Frommolt, A Nikolaev, N
Hövelmeyer, RC Sears, PJ Koch, D Günzel, JC Brüning, FT Wunderlich:

Intestinal insulin/IGF1 signalling through FoxO1 regulates epithelial
integrity and susceptibility to colon cancer. Nature Metabolism, 2019.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1065

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Stoffwechselforschung - 06.03.2019

WWW: http://idw-online.de
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FORSCHUNG/260: Autismus - Hirnaktivitäten als Biomarker (idw)


Forschungszentrum Jülich - 06.03.2019

Autismus: Hirnaktivitäten als Biomarker



Forscher aus Jülich, der Schweiz, Frankreich, den Niederlanden und
Großbritannien haben bestimmte Aktivitätsmuster im Gehirn von Menschen mit
Autismus entdeckt. Diese konsistenten Muster sogenannter funktioneller
Konnektivität könnten langfristig als Biomarker für Therapien eingesetzt
werden. Die Idee: Mediziner könnten künftig untersuchen, ob bestimmte
Behandlungen die Hirnmuster in Richtung gesunder Muster verschieben und
damit einen verbesserten Gesundheitszustand erzielen. Die Ergebnisse der
Studie, die mehr als 800 Autisten in vier Kohorten berücksichtigt, wurden
im Fachjournal "Science Translational Medicine" veröffentlicht.

Autismus gibt der Wissenschaft noch immer viele Rätsel auf: Die Krankheit
mit tiefgreifenden Entwicklungsstörungen ist weder heilbar, noch sind die
Ursachen vollständig geklärt. Für das gesamte Spektrum autistischer
Störungen wird der Oberbegriff "Autismus-Spektrum-Störung" (ASS)
verwendet. "In unserer Studie konnten wir ein generelles Muster der
Hirn-Konnektivität für ASS identifizieren", erklärt Dr. Jürgen Dukart vom
Institut für Neurowissenschaften und Medizin (INM 7) und Letztautor der
Studie. Die Ergebnisse könnten dazu beitragen, bisherige Therapieformen zu
optimieren oder neue Behandlungswege zu finden.

Verändert sich die Aktivität der Nervenzellen in zwei oder mehreren
Hirnregionen zeitlich synchron, gehen Wissenschaftler davon aus, dass sie
Netzwerke bilden und miteinander kommunizieren. Sie sprechen dann von
einer funktionellen Konnektivität, die sie mittels funktioneller
Magnetresonanztomografie (fMRT) auch bildlich erfassen können. Vor diesem
Hintergrund haben Wissenschaftler in den vergangenen zehn Jahren immer
wieder die funktionelle Gehirnaktivität von Autisten untersucht. "Das
Problem: Jede der Studien hat eigene Verfahren eingesetzt. Das hat zu sehr
unterschiedlichen Ergebnissen geführt. Eine Übereinstimmung gibt es da
kaum", erklärt Dukart.

Anders nun die aktuelle Studie, die Daten von insgesamt über 800 Autisten
berücksichtigt und auswertet: "Wir haben für alle vier Versuchsgruppen
eine identische Analyse- und Vorverarbeitungsmethode angewendet", erklärt
Dukart. So konnten die Forscher ihre Ergebnisse aus der größten Kohorte in
den anderen Gruppen replizieren: "Bestimmte Effekte tauchen konsistent in
allen vier Gruppen auf und unterscheiden sich von den Mustern der gesunden
Kontrollprobanden", so der Wissenschaftler. Damit könnten diese
Konnektivitäts-Muster langfristig in der Therapie als Biomarker, also als
messbare biologische Parameter für die Gehirnkonnektivität, eingesetzt
werden: "In einer therapeutischen Behandlung müsste es gelingen, die
Konnektivitäts-Muster medizinisch so zu beeinflussen, dass sie sich dem
gesunden Kontrollmuster annähern", erklärt Dukart. Dafür seien aber
weitere Studien notwendig, in denen dieser Biomarker für veränderte
funktionelle Konnektivität bei Autisten noch intensiver untersucht werden
soll.

Die Forscher fanden heraus, dass die funktionelle Konnektivität im Gehirn
der Autisten insgesamt im Vergleich zu gesunden Kontrollprobanden nicht
mehr oder weniger stark ist, sondern sich räumlich verschiebt. Diese
Verschiebung verursacht im Gehirn sogenannte lokale Unter- und
Überkonnektivitäten, die laut Studie mit ASS-Symptomen wie Sprachstörungen
und Beeinträchtigungen im alltäglichen Leben zusammenhängen. "Das lässt
sich am Beispiel des Flugverkehrs veranschaulichen: Fällt ein großer
Flughafen wie Frankfurt aus, werden die Flüge auf andere, kleinere
Flughäfen umgeleitet. So bleibt die Anzahl der Flüge in der Summe zwar
gleich, aber die Aktivität der einzelnen Flughäfen verändert sich:
Bestimmte Flughäfen verlieren an Bedeutung, das entspricht dem Zustand der
lokalen Unterkonnektivität bei Autisten. Hingegen werden andere Flughäfen
wichtiger, sie stehen für lokale Überkonnektivität", schildert Dukart. So
belegt die Studie, dass bestimmte Hirn-Regionen, die bei gesunden
Probanden stark mit einander verbunden sind, bei Autisten eine geringere
Konnektivität aufweisen - und zwar auf Kosten von anderen Regionen, die
dann wiederum stärker verbunden sind. "Das bezeichnen wir in der
Publikation als Verschiebungen in der Konnektivität", erklärt Dukart. Den
genauen Zusammenhang zwischen diesen Konnektivitätsverschiebungen und den
ASS-Symptomen wollen die Jülicher Forscher in weiteren Studien intensiver
untersuchen.


Originalpublikation:

"Patients with autism spectrum disorders display reproducible functional
connectivity alterations", Science Translational Medicine, 27 Feb 2019,
Vol. 11, Issue 481

DOI: 10.1126/scitranslmed.aat9223

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.fz-juelich.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/UK/DE/2019/2019-03-06-autismus-hirnaktivitaeten-als-biomarker.html - Pressemitteilung auf der Website des Forschungszentrums Jülich

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution50

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Forschungszentrum Jülich - 06.03.2019
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PFLEGE/758: Patientensicherheit ambulante Pflege - Blinder Fleck im Gesundheitswesen (ZQP)


Zentrum für Qualität in der Pflege - 6. März 2019

Patientensicherheit ambulante Pflege: Blinder Fleck im Gesundheitswesen



Berlin - In Deutschland fehlen bislang Wissen und Instrumente, um die
Patientensicherheit in der ambulanten Pflege zu stärken. Nun hat das
ZQP hierzu gemeinsam mit Experten aus Praxis, Wissenschaft und Politik
sieben zentrale Handlungsfelder identifiziert. Dazu zählen die
Sicherheitskultur sowie die Risikobereiche Medikation, Hygiene und
außerklinische Beatmungspflege.

Ein Viertel der pflegebedürftigen Menschen in Deutschland wird unter
Beteiligung eines ambulanten Pflegedienstes versorgt. Das waren
830.000 Personen im Jahr 2017. Insgesamt wird von einem hohen Risiko
für die Patientensicherheit in der häuslichen Versorgung ausgegangen -
insbesondere, wenn mehrere Akteure wie pflegende Angehörige,
professionell Pflegende und Ärzte zusammenwirken. Ungenügende
Kommunikation, fehlendes Wissen, Unachtsamkeit und Zeitdruck sowie
unklare Prozesse erhöhen gesundheitliche Risiken, etwa für
Infektionen, Medikationsschäden und Stürze. Maßnahmen zur
Patientensicherheit können hingegen dazu beitragen, Risiken frühzeitig
zu erkennen, Fehler zu vermeiden und Schäden abzuwenden. Doch bislang
ist das Thema Patientensicherheit in der ambulanten Pflege empirisch
betrachtet ein kaum bekanntes Terrain im deutschen Gesundheitssystem.
Unter anderem mangelt es an Erkenntnissen über Sicherheitsrisiken
sowie an wissenschaftlich fundierten oder fachlich konsentierten
Instrumenten zur Verbesserung der Patientensicherheit in der
ambulanten Pflege.

Vor diesem Hintergrund hat das Zentrum für Qualität in der Pflege
(ZQP) eine Perspektivenwerkstatt mit ausgewiesenen Expertinnen und
Experten aus Wissenschaft, Praxis und Politik zur Patientensicherheit
in der ambulanten Pflege durchgeführt. Das Institut für Public Health
und Pflegeforschung der Universität Bremen hat die Durchführung
wissenschaftlich begleitet. Beteiligt waren unter anderem das
Aktionsbündnis Patientensicherheit, der AOK-Bundesverband, die
Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege, der bpa, das
Bundesministerium für Gesundheit, das Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend, ambulante Pflegedienste sowie
Pflegeforscherinnen und -forscher.

Nach einer wissenschaftlichen Literaturstudie und vier
Expertenkonferenzen wurden sieben zentrale Handlungsfelder
identifiziert, die für eine Verbesserung der Patientensicherheit in
der ambulanten Pflege hoch bedeutsam sind: Wissen und Kompetenz von
beruflich Pflegenden (1), Personaleinsatz (2), Verantwortung
ambulanter Pflege im komplexen Setting (3), Kommunikation an der
Schnittstelle im Versorgungsprozess (4), Gesundheitskompetenz
Pflegebedürftiger und ihrer Angehörigen (5), Sicherheitskultur in der
ambulanten Pflege (6) sowie die speziellen Risikobereiche: Medikation,
Hygiene, außerklinische Beatmungspflege (7).

"Die Verankerung von Patientensicherheits-Management in der
Langzeitpflege - insbesondere im ambulanten Bereich - steckt in
Deutschland im Jahr 2019 immer noch in den Kinderschuhen. Dabei wird
seit Jahrzehnten über Pflegequalität diskutiert. Patientensicherheit
ist aber eine zentrale Bedingung für Pflegequalität", unterstreicht
Dr. Ralf Suhr, Vorstandsvorsitzender des ZQP, die Ergebnisse. Das
bedeute nicht, dass sich in der Praxis bis jetzt niemand um
Patientensicherheit kümmert." Aber es gäbe zu wenig spezifische
Erkenntnisse und auch Anreize, um systematisch besser zu werden und
aus kritischen Ereignissen zu lernen, so Suhr weiter.

Gerade im Handlungsfeld "Sicherheitskultur" wird deutlich, wie wichtig
systematisches Erfassen von kritischen Ereignissen und das Lernen aus
Fehlern wäre. Dazu kommt den Leitungspersonen in der Pflege eine
entscheidende Rolle zu, denn sie sollten maßgeblich zur Etablierung
einer offenen und konstruktiven Kultur im Umgang mit Fehlern
beitragen. In diesem Zusammenhang rät die Perspektivenwerkstatt auch,
Berichts- und Lernsysteme (CIRS) auf Organisationsebene einzuführen.
Hinzu kommt unter anderem die Empfehlung, Pflegevisiten weitaus
konsequenter als bisher in der ambulanten Pflege zu etablieren.

"Pflegenden muss ermöglicht werden, aus Fehlern zu lernen. Denn Fehler
gehören leider zur Arbeit - deren Fortführung aber nicht. Ich erwarte
von der Politik, dass sie für die Einrichtungen stärkere Anreize
setzt, eine systematische Fehlerkultur zu etablieren und CIRS-Systeme
zu etablieren", fordert Suhr.

Das vollständige Ergebnispapier mit einer detaillierten Beschreibung
der Handlungsfelder und Schlussfolgerungen für die Verbesserung der
Patientensicherheit in der ambulanten Pflege ist kostenfrei auf der
Webseite des ZQP verfügbar.

 * 

Die Stiftung Zentrum für Qualität in der Pflege ist Kooperationspartner in der Allianz für Menschen mit Demenz.

 * 

Quelle:

Zentrum für Qualität in der Pflege

Pressemitteilung vom 6. März 2019

Reinhardthöfe

Reinhardtstraße 45, 10117 Berlin

E-Mail: info@zqp.de

Telefon: 030 27 59 395 0, Telefax: 030 27 59 395 20

Internet: http://www.zqp.de
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PFLEGE/757: Gegen Personalmangel - Neue Aktion "Intensiv.Pflege.Leben!" (idw)


Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 06.03.2019

Gegen Personalmangel in der Pflege: Neue Aktion "Intensiv.Pflege.Leben!" startet heute



Bessere Zukunft in der Pflege: "Wir wollen der Intensivpflege ein
positiveres Gesicht in der Öffentlichkeit geben, den Personalmangel im
pflegerischen Bereich direkt angehen und echte Menschen vom Fach zeigen",
sagt Professor Uwe Janssens, Chefarzt der Klinik für Innere Medizin und
Intensivmedizin am St.-Antonius-Hospital in Eschweiler und Präsident der
Deutschen Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin
(DIVI). Zusammen mit der Deutschen Gesellschaft für Internistische
Intensivmedizin und Notfallmedizin (DGIIN) startet die DIVI heute die
gemeinsame Kampagne "Intensiv.Pflege.Leben!".

Ziel der gemeinsamen Aktion ist es, den Pflegenden eine Stimme zu
verleihen und zu zeigen, wie facettenreich und anspruchsvoll der Beruf
ist. Im Zuge der Kampagne stellen sich Pflegekräfte aus der
Intensivmedizin in regelmäßigen Abständen in kurzen Videoclips vor und
berichten von ihrem Arbeitsalltag, den Herausforderungen, aber auch über
die Gründe, warum sie ihren Beruf lieben.

Aufruf an Klinikleitungen: Den Pflegekräften ein Gesicht geben!

"Die Intensivmedizin ist ein Hochleistungsbereich. Hier zu arbeiten heißt,
schwerstkranke Patienten zurück ins Leben zu begleiten. Mit der Kampagne
wollen wir den Pflegekräften, die dieser Aufgabe mit großem Engagement
nachgehen, ein Gesicht geben. Die ständigen Weiterentwicklungen in der
Intensivmedizin und die damit verbundenen Herausforderungen sind die
wesentlichen Gründe, warum dieser Beruf für Pflegende so attraktiv ist.
Gleichzeitig wollen wir zeigen, wie zukunftsträchtig die Intensivmedizin
als Fachbereich ist", erläutert Professor Uwe Janssens. Er ruft andere
Klinikleitungen und Pflegedienstleitungen dazu auf, sich an der Aktion zu
beteiligen und auch zu zeigen, was die Intensivpflege zu bieten hat. "Nur
gemeinsam haben wir die Chance, so den Personalmangel anzugehen und für
den wichtigen Pflegeberuf zu werben."

Sie wollen die Aktion "Intensiv.Pflege.Leben!" unterstützen? Melden Sie
sich gerne per E-Mail bei Professor Uwe Janssens: praesident@divi.de

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.divi.de/presse/pressemeldungen/pm-gegen-personalmangel-in-der-pflege-neue-aktion-intensiv-pflege-leben-startet-heute

https://www.youtube.com/watch?v=fdOmLqFxDF4&feature=youtu.be

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment71160
Gegen Personalmangel in der Pflege: Neue Aktion "Intensiv.Pflege.Leben!" startet heute

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1527

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 06.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/1075: München - Befragen oder Beteiligen. Die Rolle von Stakeholdern in der Gesundheitsforschung, 28.-29.3.19


Akademie für Ethik in der Medizin (AEM) - 6. März 2019

Befragen oder Beteiligen: 

Die Rolle von Stakeholdern in der Gesundheitsforschung



Befragen oder Beteiligen: Die Rolle von Stakeholdern in der Gesundheitsforschung

Zeit: 28.3.2019 von 10.30-18.15 Uhr & 29.3.2019 vom 9.30-16.00 Uhr

Ort: Institut für Ethik, Geschichte & Theorie der Medizin der LMU, Lessingstr. 2, 80336 München

Es wird zunehmend gefordert, Stakeholder an der Gesundheitsforschung
zu beteiligen. Stakeholder bezeichnet dabei solche Gruppen, die direkt
oder indirekt von der geplanten Forschung bzw. dem
Forschungsgegenstand betroffen sind. Das können beispielsweise
Patient*innen, Angehörige, aber auch Gesundheitspersonal oder
politische Entscheidungsträger*innen sein. Mit der Umsetzung dieser
Aufgabe sind Gesundheitsforscher*innen in Deutschland bisher noch
weitestgehend alleine gelassen.

In der Reflexion von Stakeholder-Beteiligung sind Forscher*innen mit
einer großen terminologischen wie inhaltlichen Heterogenität
konfrontiert. Gesprochen wird von Stakeholder Engagement, Involvement,
Einbeziehung, Einbindung, Beteiligung oder Partizipation. Hinter den
Begriffen verstecken sich unterschiedliche Konzepte davon, wer, in
welchem Umfang und auf welche Art und Weise an der
Gesundheitsforschung beteiligt werden soll. Auch über die Ziele von
Beteiligung besteht Uneinigkeit.

Wie möchten Sie hiermit auf unsere Tagung hinweisen, die einen
Austausch zu den offenen Fragen rund um die Stakeholder-Beteiligung in
der Gesundheitsforschung ermöglicht und dabei auch unterschiedliche
Anwendungskontext - von der klinischen Forschung bis zur bioethischen
Deliberation - in den Blick nimmt.

Die Tagung besteht aus zwei Teilen. Am 28.03. findet eine
Vortragsveranstaltung statt, auf der Wissenschaftler*innen
verschiedene Projekte und Fragestellungen diskutieren werden. Das
Programm der Veranstaltung ist unter folgendem Link zugänglich: 

https://www.egt.med.uni-muenchen.de/veranstaltungen/stakeholder/index.html

Die Teilnahme ist kostenlos, aber um angemessen planen zu
können, bitten wir sie um eine zeitnahe Anmeldung. Nutzen Sie dafür
bitte obenstehenden Link.

Am 29.03. werden in einem Workshop Methoden der Beteiligung
verschiedener Zielgruppen von JProf. Marlen Niederberger vertieft
vermittelt. Weitere Informationen dazu finden Sie unter
folgendem Link: 

https://www.egt.med.uni-muenchen.de/veranstaltungen/workshop-methoden/index.html

Im Gegensatz zur Vortragsveranstaltung sind die Plätze für den
Workshop auf 25 begrenzt. Falls Sie Interesse an einer Teilnahme
haben, melden Sie sich doch bitte unter obenstehendem Link an. Die
Plätze werden nach dem "first come first serve"-Prinzip vergeben. Die
Anmeldung öffnet am 11. März um 12 Uhr. Wir werden Ihnen kurz nach
der Frist Bescheid geben, ob Sie einen Platz erhalten haben.

Bei Fragen melden Sie sich bitte an die Organisatorinnen:

Corinna Klingler, QUEST Center, Berliner Institut für

Gesundheitsforschung, Charité (corinna.klingler@charite.de)

Katja Kühlmeyer, Institut für Ethik, Geschichte & Theorie der Medizin,
LMU München (katja.kuehlmeyer@med.lmu.de)

Bettina Schmietow, Institut für Ethik, Geschichte & Theorie der
Medizin, LMU München (bettina.schmietow@med.lmu.de)

 * 

Quelle:

[AEM-AKTUELL:3384] vom 6. März 2019

Herausgeber: Akademie für Ethik in der Medizin (AEM)

Georg-August-Universität Göttingen

Humboldtallee 36, 37073 Göttingen

Telefon: 0551/39 96 80, Fax: 0551/39 39 96

E-Mail: info@aem-online.de

Internet: http://www.aem-online.de
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VORTRAG/847: Düsseldorf - Organspende ... Welche Wege aus dem Mangel sind zielführend?, 20.03.2019


Akademie für Ethik in der Medizin (AEM) - 6. März 2019

Organspende: Welche Wege aus dem Mangel sind zielführend?

Termin: 20.03.2019 (18.00 Uhr)

Ort: O.A.S.E (Geb.16.61), Universitätsklinik Düsseldorf

Moorenstr. 5, 40225 Düsseldorf



Eine gemeinsame Veranstaltungsreihe des Interdisziplinären Zentrums
für Palliativmedizin, der evangelischen und katholischen
Klinikseelsorge und dem Klinischen Ethikkomitee

Ethische Fragen stehen im Behandlungsprozess nicht führend im
Mittelpunkt, aber allen Beteiligten ist bewusst, dass diese nicht zu
vernachlässigen sind.

Gerade weil der medizinische Fortschritt nicht mehr aufzuhalten ist,
gibt es immer bessere und vielfältigere Behandlungsmöglichkeiten -
insbesondere in einem Universitätsklinikum, die in Folge ethische
Fragestellungen aufwerfen. Denn nicht alles was möglich ist, ist im
individuellen Fall auch sinnvoll.

Parallel wächst in unserer Gesellschaft das Bewusstsein für das Recht
auf Selbstbestimmung und der Wunsch nach Mitbestimmung im
Behandlungsprozess.

Diese Veranstaltung nimmt aktuelle ethische Fragestellungen in den
Fokus und bietet Interessierten ein Forum für einen offenen Austausch.

3 Impulsvorträge mit anschließender Podiumsdiskussion.

Moderiert durch den Journalisten Jascha Habeck

Vortagende:

Frau Prof. Dr. Ivens, Transplantationsbeauftrage UKD

Herr Dr. Kram, Leitender OA Klinik für Neurochirurgie

Herr Prof. Dr. in der Schmitten, Institut für Allgemeinmedizin

18:00-18:45 Uhr Vorträge

18:45-19:30 Uhr Podiumsdiskussion

Für Ihr leibliches Wohl wird gesorgt sein.

Die Zertifizierung ist bei der Ärztekammer beantragt.

Die Veranstaltung ist kostenfrei.

Die Anmeldung zu unseren Veranstaltungen ist auch online über das
Bildungsportal bildung.uniklinik-duesseldorf.de möglich.


Kontakt:

Klinisches Ethikkomitee

Koordinatorin

Birgit Hendrichs

kek@med.uni-duesseldorf.de

 * 

Quelle:

[AEM-AKTUELL:3382] vom 6. März 2019

Herausgeber: Akademie für Ethik in der Medizin (AEM)

Georg-August-Universität Göttingen

Humboldtallee 36, 37073 Göttingen

Telefon: 0551/39 96 80, Fax: 0551/39 39 96

E-Mail: info@aem-online.de

Internet: http://www.aem-online.de
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LABEL/5062: Warner Music Medien Newsletter KW 10 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 10

Hamburg, 7. März 2019



Am morgigen Freitag feiern wir den diesjährigen Weltfrauentag. Grund
genug, die zahlreichen Warner-Künstlerinnen hervorzuheben, die sich
mit ihrer Kunst für Themen wie Gleichberechtigung, Gleichstellung und
Diversity einsetzen und für unzählige Menschen auf der Welt zugleich
ein Vorbild und ein Sprachrohr sind. "Ich liebe es zu sehen, wie
die Frauen in meinem Leben füreinander da sind und einander helfen,
wo sie können", sagt die Hamburger Liedermacherin Lina Maly.
"We promised each other that we would do everything we could for
women... that our songs and our music would be equally as good as all
the men surrounding us. And it was", so die legendäre
amerikanische Singer/Songwriterin und Fleetwood-Mac-Frontfrau Stevie
Nicks. "Set your own rules and define your own life", rät die
junge Pop-Sensation Ava Max. Fest steht, je mehr Stimmen zu Gehör
kommen, umso schneller wird sich der Status quo verändern. Oder mit
den Worten Aretha Franklins: "R-E-S-P-E-C-T. Find out what it
means to me".

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

Anne - Marie

Im UK war sie die erfolgreichste Debüt-Künstlerin des Jahres 2018. In
ihrer Musik setzt sich Anne-Marie immer wieder für mehr
Selbstbewusstsein ein und dafür, bestehende Schönheitsideale über
Bord zu werfen. Dabei setzt die Selbstverteidigung [1], Stärke und
Erfolg.

Vor knapp einem Jahr veröffentlichte sie ihr Debütalbum "Speak Your
Mind" und landete einen gewaltigen Triumph, allem voran die Single
"Perfect To Me" - eine umgearbeitete Version des Songs "Perfect" aus
ihrem Gold-veredelten Debüt. Hier [2] ist der tolle Track im
begleitenden Musikvideo zu sehen.

Im Mai ist Anne-Marie hierzulande auf Tour:

03.05. München, Tonhalle | 06.05. Berlin, Tempodrom | 08.05. Köln,
Palladium | 11.05. Hamburg, Große Freiheit 36.


Bebe Rexha

Erst kürzlich machte die mehrfach Platin-ausgezeichnete,
Grammy-nominierte Sängerin und Songwriterin Bebe Rexha wieder
Schlagzeilen, als sie sich öffentlich gegen bekannte Mode-Designer
zur Wehr setzte, die sie zu dick fanden, um ihr ein passendes Outfit
für die Grammy-Verleihung zu designen.

"Ihr seid doch verrückt", konterte Bebe Rexha. "Ihr
behauptet, dass alle Frauen auf dieser Welt die Größe 38 und größer
tragen, nicht schön sind und eure Kleider nicht tragen dürfen."
Kurz zuvor hatte das Multitalent ihre neue Single "Last Hurrah" [3]
veröffentlicht, die auf ihren Smash-Hit "Meant To Be (feat. Florida
Georgia Line)" folgt.

"Last Hurrah" handelt von Lastern, wie wir sie alle haben und sprengt
einmal mehr die Grenzen. Es ist der erste Vorbote ihres kommenden
Albums.


Lizzo

"Hi, I'm black, femme and free! But most importantly, I'm me",
so Lizzo, die das Cover der aktuellen MusikWoche ziert. Und kaum eine
Künstlerin steht derzeit für mehr Frauenpower. Ihre Songs strotzen
vor Energie und Lebensfreude und behandeln gesellschaftliche Themen
wie Bodyshaming, Selbstliebe und LGBTQ-Rechte.

Die gebürtige Texanerin hat sich innerhalb kürzester Zeit als absolut
ungekünstelte Kultfigur etabliert, die mit ihrem "Juice" [4] die
Position und den Körper einer jeden Frau stärkt.

Dass Lizzo ebenso über eine gehörige Portion Humor und
Schauspieltalent verfügt, beweist sie mit diesem kürzlich
veröffentlichten Video [5] in dem sie ein wahnwitziges
Querflöten-Solo zu "Juice" von sich gibt. Gibt es eigentlich etwas,
was Lizzo nicht kann?!


Cardi B

Keine Frage, sie ist die amtierende Rap-Queen. Als erste Solo-Frau
überhaupt nahm Cardi B mit ihrem Debütalbum "Invasion Of Privacy"
kürzlich den Grammy für das beste Rap-Album entgegen und schrieb
damit Geschichte. Im neuen Video zu "Please Me" [6] macht sie mit
Bruno Mars nun L.A. unsicher.

Ihre Musik verhalf Cardi B zu einer beispiellosen Karriere und so
möchte sie auch andere Frauen dazu ermächtigen, ihren Weg zu gehen.
"I want you to feel that empowerment", sagte sie bereits 2017
in einem Interview mit The Guardian.

Am jährlichen Women's March in Washington D.C. im Januar konnte die
Rapperin zwar nicht persönlich teilnehmen, dafür prangten ihre
Sprüche an zahlreichen Plakaten, darunter auch der Satz: "Us bad
bitches is a gift from gawd".


Aretha Franklin

"In meinen Augen sollten Frauen nichts weiter tun als das, was sie
eh gerade tun: sich weiter vorwärts bewegen. Sich an die vorderste
Front begeben. Sich in Entscheidungspositionen hinein begeben und in
all jene Bereiche, die seit jeher von Männern besetzt waren",
lautet ein Zitat der Soul-Königin Aretha Franklin.

Am 10.03. feiert der TV-Sender CBS den einzigartigen Werdegang Aretha
Franklins mit dem zweistündigen Special "Aretha: A Grammy Tribute To
The Queen Of Soul" und herausragenden Performances zahlreicher
Künstlerinnen wie Alicia Keys, Brandi Carlile oder Janelle Monáe.

Am 22.03. veröffentlichen Rhino Records - erstmals auf Vinyl - Aretha
Franklins meistverkauftes Album "Amazing Grace: The Complete
Recordings" als 4-LP-Set.


ZAZ

Die Grande Dame des French Pop begeistert weltweit und wurde bereits
in einem Atemzug mit legendären Sängerinnen wie Edith Piaf oder Ella
Fitzgerald genannt. Auch in Deutschland verzauberte sie ihr Publikum
kürzlich wieder, als sie dort im Februar performte.

Auf ihrem aktuellen Album "Effet Miroir" (Spiegeleffekt) verbindet
sie gekonnt Elemente des Chanson mit südamerikanischen Gitarren, Pop,
Salsa und Rock und veröffentlichte nun, nach "Qué Vendrá" [7], ein
neues Video zum Track "Demain c'est toi" [8] - ein höchst emotionaler
und zutiefst persönlicher Song.

Außerdem gründete ZAZ die Initiative ZAZIMUT, die sich dafür
einsetzt, Projekte für eine Gesellschaft zu entwickeln, die
respektvoller mit dem Leben in all seinen Formen umgeht.


Jess Glynne

Mit "No One" enthüllte UK-Superstar Jess Glynne vor Kurzem die
nächste überragende Empowerment-Hymne aus ihrem brillanten zweiten
Album "Always In Between", das im Oktober letzten Jahres erschien,
Platz #1 der UK-Charts erreichte und als meistverkauftes Album einer
britischen Künstlerin 2018 Geschichte schrieb.

Auf "No One" bleibt sich Jess einmal mehr selbst treu und
thematisiert mit unvergleichlicher Stimme das allzu vertraute Gefühl,
sich selbst akzeptieren zu lernen, während man in der Liebe Berg- und
Talfahrten erlebt - hier [9] im wunderschönen Video zu sehen.

Jess Glynne besetzt mühelos die Zwischenräume von Pop, Soul, R&B und
House und ist aktuell die einzige britische Künstlerin, die jemals
sieben #1-Singles in den UK-Charts hatte.


Julie Bergan

Norwegens neueste Pop-Ikone ist die 24-jährige Julie Bergan, ein
wirbelndes Energiebündel mit einer alles überstrahlenden Stimme. 2014
wurde sie von NRJ zum "Artist Of The Year" gekürt, erreichte 2018
alleine auf Spotify über 300 Mio. Streams und wird dieses Jahr die
norwegischen Grammys moderieren.

Mit "STFU (Shut The F*** Up)" [10] veröffentlichte sie am vergangenen
Freitag ihre brandneue Single, die ebenso kraftvoll ist, wie die
Künstlerin selbst.

"Meines Erachtens werden weibliche Künstlerinnen oft
unterschätzt", so Bergan. "Vor allem im Pop. Ich sehe es als
meine Pflicht an, etwas dagegen zu unternehmen, Türen zu öffnen,
bestehende Vorurteile in Frage zu stellen und ein Beispiel für andere
Mädels zu setzen. Das treibt mich voran."


TRACK OF THE WEEK • Rita Ora - Only Want You

(6lack)

Nach einem phänomenalen 2018 legt Rita Ora mit ihrer neuesten Single
"Only Want You" nach. Ursprünglich auf ihrem hochgelobten Album
"Phoenix" enthalten, erscheint der Song nun in einer überarbeiteten
Version mit überzeugendem Feature des gefeierten US-Rappers 6Lack.
Sanfte Gitarrenriffs und warme Percussion leiten in den eingängigen
Pop-Refrain dieses aufrichtigen Lovesongs über, den es hier [11] im
offiziellen Musikvideo zu sehen gibt. Was immer Rita Ora auch in
Angriff nimmt, erhält durch sie eine wichtige Message. Nicht ohne
Grund wurde sie in ihrer kosovarischen Heimat vom Präsidenten zur
Ehrenbotschafterin für die Belange ihres Geburtslandes berufen. Bis
heute hat Rita Ora insgesamt beeindruckende sieben Mio. Singles
verkauft.


Alexa Feser

"Ich glaube, dass es noch nie eine bessere Zeit gab, um als Frau
in diese Welt geboren zu werden, als diese. Denn egal wohin man
sieht, es sind momentan vor allen Dingen auch die Frauen, die sich in
der Welt hervor tun, um die Fehler zu korrigieren, die sich auf
diesen Planet eingeschlichen haben. [...] Mein Herz klatscht, wenn
ich sehe, was die bewegen und auf die Beine stellen", sagt Alexa
Feser anlässlich des Weltfrauentags.

Aktuell steht die erfolgreiche deutsche Pop-Sängerin kurz vor der
Veröffentlichung ihres neuen Albums "A!", das am 10.05. erscheint und
so tief blicken lässt, wie man es von ihr selten erlebt. Davon zeugt
auch der ermutigende Single-Vorbote "1A" [12].

Vom 23.04. bis zum 12.10. ist Alexa Feser mit ihrem neuen Album
hierzulande auf "A!"-Tour [13] live unterwegs:

23.04. Köln, Luxor (Support: Luisa Babarro)

24.04. Stuttgart, clubCANN (Support: Luisa Babarro)

26.04. Leipzig, Werk 2 (Support: Luisa Babarro)

27.04. Berlin, Lido (Support: Luisa Babarro)

28.04. Frankfurt, Zoom (Support: Luisa Babarro)

29.04. Hamburg, Knust (Support: Luisa Babarro)


Weitere Veröffentlichungen


	
ALBUM 



	
VÖ

08.03.2019

08.03.2019

08.03.2019

08.03.2019

15.03.2019

22.03.2019

22.03.2019

29.03.2019

19.04.2019

19.04.2019

26.04.2019

26.04.2019

03.05.2019

10.05.2019


	
KONFIGURATION

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital

Physisch & Digital


	
ARTIST

FiNCH ASOZiAL

FiNCH ASOZiAL

Foals

Paul Weller

Angel Du$t

Jenny Lewis

Wallows

Ben Platt

Lizzo

The Kiez

Josh.

MARINA

Nie und Nimmer

Alexa Feser


	
TITEL

Vorglühen (EP)

Dorfdisko

Everything Not Saved Will Be Lost Pt.1

Other Aspects, Live At The Royal Festival Hall

Pretty Buff

On the Line

Nothing Happens

Sing To Me Instead

Cuz I Love You

Hi, We Are The Kiez

Von Mädchen und Farben

LOVE + FEAR

Laute Stille

A!









  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=b4977519837d1846d38fc11a55eafc6b00cba8a0db647232367a61ec477fee6822e98df29c5c9c8e1d094d44b49ad6ac

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=b4977519837d184624b0bc52e05c66b274ed620c01b1983515b07f1d8a48b724cd049a927d4573e906932b18e4e5fbe8

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=b4977519837d1846c6e9dc97fc2e018fa0325044b3d8227df4598c40dd67fe56d707b427ae27c61d3f23f642f957ca94

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=b4977519837d184600c8df4545609786954830e86a091bf2454d5bbbbb7717b3afb42f9e7ca15a79adee34e445fa7267

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=b4977519837d1846d2130b8ebc8a8447b78e63e0ce58c84288b6216ca8ca24e713405f1aca8d67a070423004934c5276

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=b4977519837d1846750a5d79c6fce2ba32aa917af35209d1c00365bb920ee8832689f4db293e3351b7f7793e9197e61c

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=b4977519837d18467bc49e1aa13ce7f6f81a1a2d1d62f483c4ddf21af8e51de4dad70aad9e04452edc2c156c045db06c

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=b4977519837d1846d7f18e43deeb63feb74c16b47e3e9d687efb1762dc2cf8f5fc189929f1d7b5e34596a633a7b4ef8a

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=b4977519837d184651d445804207bd9cb40afda356d6bfbe47f5c995ffda67c4d2939ef4c6581a2974f0a65f49210e9a

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=b4977519837d1846b00e00d07f2aca3d527f43a61d950076f4fd78f6ebc9163f371429e8fa5e920e0b264a00ea2d26bf

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=b4977519837d18467c68080acb5de81056e0e10d478cf4068f976315560be6114ade9ecbcbd3cf729e07ca3e61af670d

[12] http://click.email.artistarena.com/?qs=8ea6e56b57adb9008d07cd81b37316cb0bdff2553c6fd682ab3830eb26c1901aea6cffda222ea28bb7f64651e3c6ae22

[13] http://click.email.artistarena.com/?qs=8ea6e56b57adb900f6a5f3eebca26543946b866249c3ca1f5818fcb0c1891872f835a85580024116163518f4d7c68153

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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KLASSIK/10186: München - Studiokonzert mit Calidore String Quartet aus Kalifornien, 19.3.2019 


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 4. Februar 2019

BR-KLASSIK

Studiokonzert mit Calidore String Quartet aus Kalifornien

Dienstag, 19. März 2019, 20.00 Uhr, Studio 2 des BR-Funkhauses

Euro 24,- / 32,- (Schüler und Studenten 8,-)



Im vierten BR-KLASSIK-Studiokonzert dieser Saison ist am
Dienstag, 19. März 2019, das amerikanische Calidore String Quartet in
München zu hören. Auf dem Programm im Studio 2 des BR-Funkhauses steht
Kammermusik von Mendelssohn, Webern, Prokofjew und Osvaldo Golijov.
Konzertbeginn ist um 20.00 Uhr, BR-KLASSIK überträgt das Konzert live
im Hörfunk.

Der Name ist eine liebevolle Hommage und zugleich Programm: In
"Calidore" verschmilzt das amerikanische "California" mit dem
französischen "doré" (golden). Die Musiker spielen damit auf ihre
kalifornische Heimat und die kulturelle Vielfalt des "Golden State"
an, die sie in ihre Arbeit aufnehmen und weitertragen möchten.


Preisträger beim ARD-Musikwettbewerb

Das Streichquartett formierte sich 2010 an der Colburn School of Music
in Los Angeles und gewann zwei Jahre später beim ARD-Musikwettbewerb
den 3. Preis. Weitere Auszeichnungen folgten. Nicht zuletzt im Rahmen
des BBC New Generation Artist Program hat sich das Calidore String
Quartet mittlerweile auch in Europa einen Namen erspielt. Im
BR-KLASSIK-Studiokonzert schlägt das Quartett einen weiten Bogen - mit
Musik von Prokofjew und Golijov über Webern bis zu Mendelssohns spätem
Streichquartett in f-Moll.


Mitwirkende

Calidore String Quartet

Jeffrey Myers, Violine

Ryan Meehan, Violine

Jeremy Berry, Viola

Estelle Choi, Violoncello

Meret Forster, Moderation


Programm

Sergej Prokofjew (1891-1953)

Streichquartett Nr. 2 F-Dur über Karbadinische Themen, op. 92

Osvaldo Golijov (*1960)

"Tenebrae", Fassung für Streichquartett

Anton Webern (1883-1945)

Fünf Sätze für Streichquartett, op. 5

Langsamer Satz

Felix Mendelssohn Bartholdy (1809-1847)

Streichquartett Nr. 6 f-Moll, op. 80 (MWV R 37)

Karten

Euro 24,- / 32,- (Schüler und Studenten 8,-)

Erhältlich bei BRticket über www.shop.br-ticket.de oder Tel. 0800 /
5900 594 (gebührenfrei) sowie über MünchenTicket www.muenchenticket.de
oder Tel. 089 / 54 81 81 81.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 4. Februar 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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AUSLAND/8999: Aus aller Welt - 08.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Finnische Regierung kurz vor Parlamentswahl zurückgetreten

In Finnland ist die Mitte-rechts-Regierung überraschend
zurückgetreten. Ministerpräsident Juha Sipilä reichte am
Freitagmorgen bei Präsident Sauli Niinistö sein Rücktrittsgesuch ein.
Der Regierungschef begründete den Schritt mit dem Scheitern eines
wichtigen Reformpakets im Sozial- und Gesundheitsbereich. Demnach
konnte sich die Regierungskoalition, bestehend aus seiner
Zentrumspartei, der Nationalen Sammlungspartei und der
moderat-nationalistischen Blaue-Zukunft-Partei, nicht auf eine
gemeinsame Vorlage einigen. Das Kabinett wird vorerst
geschäftsführend im Amt bleiben. In dem nordeuropäischen Land stehen
am 14. April die nächsten regulären Parlamentswahlen an.

8. März 2019
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JUSTIZ/8999: Kriminalität und Rechtsprechung - 08.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



REWE-Markt in Essen ausgeraubt

Nach einem bewaffneten Raubüberfall auf einen REWE-Markt im Essener
Südostviertel verläuft die Fahndung nach den unbekannten Tätern
bislang erfolglos. Nach Angaben der Ermittler erbeuteten die mit
einer Pistole bewaffneten Räuber am Donnerstagabend eine größere
Summe aus dem Tresor des Lebensmitteleinzelhändlers.

8. März 2019
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MILITÄR/8996: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 08.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



Russische und türkische Marineschiffe absolvieren Seemanöver

Schiffe der russischen Schwarzmeerflotte haben gemeinsam mit der
türkischen Marine verschiedene Einsatzszenarien im Schwarzen Meer
trainiert. Wie das Pressebüro der russischen Flotte der
Nachrichtenagentur Tass mitteilte, beteiligten sich das
Patrouillenschiff Wassili Bykow und das Minenräumboot Valentin Pikul,
die in der Hafenstadt Noworossijsk in der Region Krasnodar
stationiert sind, sowie die Korvette Burgazada und der Minensucher
Akçay der türkischen Seestreitkräfte an dem mehrtägigen
Marinemanöver. Die Kriegsschiffe übten unter anderem das Begleiten
eines Schiffsverbands in verminten Gewässern.

8. März 2019
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POLITIK/8998: Aus Parlament und Gesellschaft - 08.03.2019 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Politiker würden Kramp-Karrenbauer nicht zur Kanzlerin wählen

In der SPD mehreren sich die Stimmen, die eine Amtsübergabe von
Kanzlerin Angela Merkel an CDU-Chefin Annegret Kramp-Karrenbauer vor
Ablauf der Legislaturperiode ablehnen. Sollte Frau Merkel versuchen,
ihre Kanzlerschaft an Frau Kramp-Karrenbauer zu übergeben, gäbe es
sofort Neuwahlen, sagte der Chef des konservativen Seeheimer Kreises
in der SPD, Johannes Kahrs, dem Spiegel-Magazin. Ähnlich äußerte sich
auch der Vorsitzende der Jungsozialisten in der SPD. Wir könnten eine
solche Machtübergabe definitiv nicht mitmachen, erklärte Kevin
Kühnert. Die SPD werde der CDU sicher nicht bei der Bewältigung ihrer
Führungskrise helfen, bekräftigte der SPD-Vorsitzende von
Nordrhein-Westfalen, Sebastian Hartmann.

8. März 2019
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Schweres Verkehrsunglück in Mexiko

Im südmexikanischen Bundesstaat Chiapas ereignete sich ein schwerer
Verkehrsunfall. Nahe der Ortschaft Francisco Sarabia kam ein
Lastwagen von der Straße ab und überschlug sich. Mindestens 25
Migranten aus Mittelamerika, die auf dem Lkw mitfuhren, kamen bei dem
Unglück ums Leben. Zudem wurden 32 Personen verletzt. Chiapas wird
vor allem von Migranten aus Guatemala, Honduras und El Salvador als
Transitregion genutzt, um an die US-Grenze zu gelangen.
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Neue Raumkapsel Crew Dragon im Atlantik gewassert

Das private Raumfahrtunternehmen SpaceX in Kalifornien hat den
Testflug des neuen bemannbaren Raumschiffs Crew Dragon erfolgreich
abgeschlossen. Fünf Stunden nachdem sich die Kapsel von der
Internationalen Raumstation ISS abkoppelte, ist sie im Atlantischen
Ozean nahe der Küste von Florida gewassert. Der Demonstrationsflug
gilt als wichtiger Schritt für die Rückkehr der USA zu bemannten
Weltraummissionen. Seit dem Ende des Space-Shuttle-Programms der NASA
im Jahr 2011 können Astronauten nur noch mit russischen Sojus-Kapseln
zur ISS gelangen.

Etwa 27 Stunden nach dem Start vom Kennedy Space Center der NASA in
Florida hatte das neue Raumschiff am vergangenen Sonntag die
Orbitalstation erreicht. Astronauten waren bei der ersten Mission
noch nicht an Bord, dafür aber eine lebensgroße Puppe. Der mit
Sensoren ausgestattete Dummy soll Aufschluß über die Belastungen
geben, denen ein Raumfahrer an Bord der Kapsel ausgesetzt ist. Für
Mitte Juli plant SpaceX, seine Raumkapsel erstmals bemannt zu
starten.
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Uno-Menschenrechtskommissarin will Einladung nach Venezuela folgen

Die Uno-Hochkommissarin für Menschenrechte, Michelle Bachelet, will
auf Einladung von Venezuelas Präsidenten Nicolás Maduro dessen Land
besuchen. Am 11. März werde dort eine Expertenkommission zu einem
zehntägigen Aufenthalt erwartet, teilten die Vereinten Nationen in
New York mit. Die Fachleute werden den Besuch der Hochkommissarin
vorbereiten und mit Vertretern der Regierung und des Parlaments sowie
Opfern von Menschenrechtsverletzungen und Repräsentanten der
Zivilgesellschaft sprechen. Bachelet stattet Venezuela nur dann einen
offiziellen Besuch ab, wenn ihre Kommission berichten kann, daß die
Bedingungen dafür erfüllt sind. Bachelet möchte sich ihre
Gesprächspartner selbst aussuchen und mit allen Seiten sprechen, um
einen umfassenden Bericht vorlegen zu können, der nicht nur eine
Seite zeigt.

Bei der 40. Sitzung des UNO-Menschenrechtsrates hatte Bachelet mit
Blick auf Venezuela von einer Spirale gesprochen, bei der die durch
die Sanktionen der USA und der EU verschlimmerten wirtschaftlichen
und sozialen Schwierigkeiten des Landes Proteste hervorrufen, welche
wiederum zu repressiven Handlungen und größeren Verletzungen von
zivilen und politischen Rechten führen.

Zur Zeit versucht der Vorsitzende der Nationalversammlung, Juan
Guaidó, den sozialistischen Präsidenten Maduro mit allem ihm zu
Gebote stehenden Mitteln aus dem Amt zu drängen. Guaidó wird darin
energisch von den USA, Deutschland und weiteren Verbündeten
Washingtons unterstützt.

Die Chilenin Bachelet war zweimal Präsidentin ihres Landes. Vor dem
Regime von Augusto Pinochet mußte sie mit ihrer Mutter fliehen. Die
Sozialistin studierte an der Ostberliner Humboldt-Universität Berlin
Medizin.
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Viele Kinder leiden an chronischen Erkrankungen

Niedersachsens Kinderärzte schlagen Alarm. Mehr als jedes vierte von
ihnen untersuchte Kind leidet an einer Erkrankung, die chronisch
verlaufen kann. Rund 29 Prozent leiden etwa an Asthma, Neurodermitis
und Heuschnupfen. Das ergab eine DAK-Studie laut Deutschem
Ärzteblatt. Dabei waren Jungen häufiger betroffen als Mädchen. Fast
die Hälfte aller Jungen und Mädchen ist mindestens einmal im Jahr
beim Arzt oder im Krankenhaus. Besonders häufig sind dabei
Atemwegserkrankungen. Außerdem sind Kinder aus der Stadt der Studie
zufolge anders krank als Gleichaltrige vom Land. Während Stadtkinder
deutlich häufiger Karies (plus 31 Prozent) haben, öfter unter
krankhaftem Übergewicht leiden und stärker von diagnostizierten
Verhaltensstörungen und Depressionen betroffen sind, haben Landkinder
häufiger eine akute Bronchitis.
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Anklage gegen Chemnitzer Justizvertreter

Ein Iraker aus Chemnitz hat Strafanzeige gegen einen Staatsanwalt und
einen Haftrichter gestellt, weil er nach dem tödlichen Messerangriff
auf den Kubadeutschen Daniel Hillig beim Stadtfest im August letzten
Jahres neben einem Syrer vorübergehend festgenommen worden war. Der
Anwalt des Irakers sprach im Zusammenhang mit den Verdächtigungen
gegen seinen Mandanten von einem reinen Fantasiegebilde, wie Der
Spiegel vorab zu seiner aktuellen Ausgabe berichtete. Demnach wollten
die Ermittler schnelle Fahndungserfolge vorweisen und die
Öffentlichkeit beruhigen. Der Iraker war Mangels Beweisen oder
dringenden Tatverdachts nach Wochen in Untersuchungshaft freigelassen
worden. Dem Anwalt zufolge war sein Mandant laut Haftbefehl von dem
Syrer belastet worden, obwohl dieser tatsächlich eine Tatbeteiligung
des Irakers verneint hatte. Die rechte Szene von Chemnitz nahm den
Mord und die Festnahmen zum Anlaß für Aufmärsche und massive
Ausschreitungen.
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Frankfurter EZB-Zentrale präsentiert ihre Kunstsammlung

Da Kunst Spekulationszwecken dienen kann, ist es nicht weiter
verwunderlich, daß sich auch Großbanken gern Sammlungen zulegen.
Häufig stehen die Kunstwerke allerdings in Tresorräumen herum oder
sind für die Öffentlichkeit nicht zugänglich.

Nun hat die Europäische Zentralbank (EZB) mit Sitz in Frankfurt am
Main erklärt, daß sie zum Ende des Frühjahrs ausgewählte Gemälde und
Skulpturen mit regelmäßigen Führungen öffentlich machen will.

Die seit 2014 bestehende Sammlung umfaßt demnach fast 500 Werke
zumeist jüngerer zeitgenössischer Künstler, die jeweils aus den
Mitgliedsländern der EZB kommen. Daneben wird eine App über die
Sammlung aus den Zwillingstürmen im Frankfurter Ostend unterrichten
sowie Interviews mit den Künstlern beisteuern.
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Gleichstellung von Frauen bei der Bundeswehr kein Thema

Zum Internationalen Frauentag am 8. März haben Soldatinnen der
Bundeswehr am Vormittag vor dem Brandenburger Tor in Berlin 1000
Rosen und Nelken an Passantinnen verteilt. Die Soldatinnen forderten
weniger die Gleichstellung von Frauen und Männer und kritisierten
nicht Patriarchat oder Sexismus, sondern wiesen mit ihrer Aktion auf
die bereits verwirklichte Emanzipation von Frauen in der Truppe hin.
Eine Sprecherin des Verteidigungsministeriums sagte dazu, Frauen
hätten in der Bundeswehr alle Chancen, aus eigener Kraft alles zu
werden von der Matrosin bis zum General. Zur Zeit sind bei der
Bundeswehr 22.100 Soldatinnen eingestellt. Fast jede dritte Bewerbung
für die Offizierslaufbahn kam im vergangenen Jahr von einer Frau.
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Minister Müller sagt Mexiko Unterstützung für Migrationspolitik zu

Der für Entwicklung und wirtschaftliche Zusammenarbeit zuständige
Minister Gerd Müller ist Anfang der Woche nach Mexiko geflogen. Nach
einem Besuch der im Süden liegenden Grenzstadt Tapachula sagte er dem
Land die Unterstützung Deutschlands bei der Versorgung von Migranten
und Flüchtlingen zu. Das gilt auch für den Plan von Präsident López
Obrador, die Herkunftsländer der Migranten zu fördern. Außerdem lobte
der CSU-Politiker die Migrationspolitik Obradors, weil Flüchtlinge
nach Mexiko einreisen dürfen und sich dort frei bewegen und arbeiten
können. Jedes Jahr kommen rund 600.000 Menschen aus Guatemala, El
Salvador und Honduras nach Mexiko. Die meisten versuchen in die USA
zu gelangen.
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Bald kein kostenloses Parken mehr für Oslos E-Autos

Gegen Ende des Ölzeitalters unterstützt die norwegische Regierung
massiv die Umstellung auf Elektroautos. Das betrifft vor allem die
Besteuerung, aber auch das Parken und die Versorgung der Konsumenten
mit Strom.

So ist beispielsweise in der Hauptstadt Oslo das "Tanken" von
Elektrizität kostenlos. Bisher kostenlos, muß es eigentlich heißen,
weil inzwischen die ersten Ladesäulen der insgesamt rund 1300
Stationen umgerüstet werden. Dann kostet die Ladestunde tagsüber einen
Euro und nachts die Hälfte.

Diese Maßnahme, die eigentlich nichts einbringt, wurde ergriffen, weil
die Fahrzeughalter häufig sehr viel länger die Zapfsäulen belegen, als
sie müßten, mit der Folge, daß es für die zunehmende Zahl der
E-Autofahrer immer schwieriger wird, eine freie Station in ihrer Nähe
zu finden. Deshalb will die Stadtverwaltung das Gratis-Parken nach und
nach abschaffen.

Norwegen erlebt besonders in den Städten einen Boom an Elektroautos.
Gegenwärtig sind es landesweit bereits über 200.000. Nach Schätzungen
wird in diesem Jahr die Hälfte der neu zugelassenen Wagen
strombetrieben sein.
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Greta Thunberg in Schweden zur Frau des Jahres gewählt

Die schwedische Klimaaktivistin Greta Thunberg ist in einer von der
Zeitung Aftonbladet in Auftrag gegebenen Umfrage zur wichtigsten Frau
des Jahres gewählt worden. Eine von der schwedischen Zeitung
"Expressen" eingesetzte Jury kürte Thunberg zudem zur Frau des Jahres. Sich
selbst bezeichnete die 16jährige Thunberg gegenüber Aftonbladet
weiterhin als Kind. Sie ist Vorbild für Tausende von Schülerinnen und
Schülern, die in vielen Ländern Freitags während der Schulzeit für
ihre Zukunft und eine effektive Klimapolitik demonstrieren.
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Weitere exotische Mückenart in Deutschland heimisch

Nach der Asiatischen Tigermücke und der Asiatischen Buschmücke hat
nun eine weitere exotische Mückenart Hessen erreicht und sich dort
angesiedelt. Es handelt sich dabei um die Mücke "Aedes koreicus", wie
Wissenschaftler des Senckenberg-Forschungszentrums Biodiversität und
Klima und der Frankfurter Goethe-Universität laut Deutschem
Ärzteblatt mitteilten. Sie stammt aus Ostasien und ist eigentlich in
Korea, Japan, China und Teilen Rußlands zu Hause. Sie gilt als
potentieller Überträger von Krankheiten wie der Japanischen
Enzephalitis sowie von Fadenwürmern. Allerdings ist die Gefahr in
Deutschland extrem gering, daß man sich hier mit diesen Krankheiten
ansteckt, da es sie in Europa praktisch nicht gibt.
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Tesla erhält Kredit von chinesischen Banken

Der Elektroautobauer Tesla aus dem kalifornischen Palo Alto erhält
für seine neue Gigafactory bei Schanghai von mehreren chinesischen
Banken Kredite über umgerechnet fast 500 Millionen Dollar. Zu den
Kreditgebern gehören die China Construction Bank, die Agricultural
Bank of China, die Industrial and Commercial Bank of China und die
Shanghai Pudong Development Bank. Die Geldinstitute stellten Tesla
ihre Unterstützung bei weiteren Investitionen auch in den USA in
Aussicht. Die Gigafactory in China wird laut Tesla zwei
Milliarden Dollar kosten. Der Spatenstich für die dritte Großfabrik
des Autoherstellers erfolgte Anfang des Jahres. Im Mai soll sie
stehen. Ende dieses Jahres soll die Fertigung von Model 3 für den
chinesischen Markt anlaufen. Außerdem werden in dem Werk die
Fahrzeugbatterien hergestellt. Auf längere Sicht ist die Fertigung
des neuen Kompakt-SUV Model Y geplant. Die Fabrik wurde auf eine
Jahresproduktion von 500.000 Fahrzeugen ab 2020 ausgelegt. Tesla
umgeht mit der Fertigung in der Volksrepublik Importzölle von 40
Prozent und profitiert von den dort niedrigen Arbeitslöhnen. Außerdem
subventioniert der Staat Elektrofahrzeuge.
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Vorsicht bei App-gesteuerten Autoalarmanlagen

Das waren noch Zeiten, als eine Uhr noch eine Uhr, ein Telefon noch
ein Telefon und ein Auto noch ein Auto war. Heute sind sie alle smart
geworden. Das ist aber nicht immer ohne Risiken. So meldete golem.de,
daß einige Autoalarmanlagen, die eigentlich das Gefährt vor Diebstahl
schützen sollen, Hackern die Übernahme der Autos ermöglichten.
Sicherheitsforscher des britischen Unternehmens Pen Test Partners
hatten Alarmanlagen geprüft, die sich über eine App steuern lassen,
damit der Autofahrer sein Gefährt lokalisieren oder die Türen öffnen
kann. Dabei stellten die Sicherheitsforscher fest, daß sie sich durch
eine fehlerhaft konfigurierte Schnittstelle Zugang zu Fahrzeugen
verschaffen konnten. Bei einer Aktualisierung prüfte die App nämlich
nicht, ob eine Anfrage autorisiert war. So konnten die Forscher
Paßwort und E-Mail-Account ändern, ohne daß der Fahrzeugbesitzer das
mitbekam. Dadurch konnten sie Fahrzeuge lokalisieren, die Alarmanlage
aktivieren oder deaktivieren, die Türen öffnen und den Motor starten.
Sie hätten also ein Auto, das mit einer Alarmanlage gegen Diebstahl
gesichert war, einfach stehlen können. Nachdem die Forscher die
Sicherheitslücke entdeckt und die Hersteller informiert hatten,
schlossen diese die Sicherheitslücke innerhalb weniger Tage.
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INSTRUMENTE/450: Milchstraße und darüber hinaus - Himmelsdurchmusterung der nächsten Generation (idw)


Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam - 06.03.2019

Milchstraße und darüber hinaus: Himmelsdurchmusterung der nächsten
Generation



Das 4-Meter spektroskopische Multi-Objekt-Teleskop 4MOST wird als größte
Beobachtungseinrichtung ihrer Art den aktuell drängendsten astronomischen
Fragen der Galaktischen Archäologie, der Hochenergie-Astrophysik, der
Evolution der Galaxien sowie der Kosmologie nachgehen. Mit der
Veröffentlichung von 13 Artikeln stellt das Konsortium nun 4MOST der
Wissenschaftsgemeinde vor.

In einer Spezialausgabe des ESO Messengers geben mehrere Artikel einen
Überblick über das Projekt und informieren detailliert über die erste
Ausschreibung von Beobachtungszeit, den wissenschaftlichen Betrieb und die
Beobachtungsstrategie. "Ebenso werden die geplanten
Himmelsdurchmusterungen vorgestellt. Die ESO-Gemeinschaft wird so auf die
erste Ausschreibung in der zweiten Jahreshälfte 2019 für die Nutzung von
4MOST vorbereitet" sagt Roelof de Jong, Projektleiter von 4MOST. "Für die
astronomische Gemeinschaft wird das eine einmalige Gelegenheit sein,
Beobachtungszeit mit 4MOST für die ersten fünf Jahre zu beantragen."

Der Multi-Objekt-Spektrograph 4MOST wird für das VISTA-Teleskop (Visible
and Infrared Survey Telescope for Astronomy) der ESO am Paranal
Observatorium in Chile gebaut. Als einer der besten Beobachtungsstandorte
weltweit ermöglicht das Observatorium die Beobachtung einzigartiger
Objekte der südlichen Hemisphäre, insbesondere des galaktischen Zentrums
und der Magellanschen Wolken. Das Design von 4MOST erlaubt die
Aufzeichnung von mehreren zehn Millionen Spektren in fünf Jahren über den
gesamten Südhimmel.

Das Instrument befindet sich derzeit bei verschiedenen Instituten des
Konsortiums in der Konstruktionsphase, die das Leibniz-Institut für
Astrophysik Potsdam (AIP) koordiniert. Während die Fertigung bis 2021
erfolgt, beginnt bereits die Auswahl der Beobachtungsanträge. Sobald die
Subsysteme an den einzelnen Instituten fertiggestellt sind, werden sie
nach Potsdam geliefert und ausführliche Tests am vollständigen System
durchgeführt. Im Jahr 2022 erfolgt dann der Transport nach Chile und die
Installation am VISTA-Teleskop.

4MOST unterscheidet sich von anderen ESO-Instrumenten darin, dass es
gleichzeitig mehrere unterschiedliche wissenschaftliche Ziele während
einer einzigen Beobachtung verfolgen kann. Das wissenschaftliche Programm
selbst besteht aus Himmelsdurchmusterungen, um sowohl verschiedene
Komponenten der Milchstraße und der Magellanschen Wolken mittels
Galaktischer Archäologie zu untersuchen, als auch kosmologische Parameter,
die Eigenschaften von Dunkler Energie und Dunkler Materie und die
Geschichte der Entstehung von Galaxien und Schwarzer Löcher
aufzuschlüsseln. Alle Beobachtungen von 4MOST werden frei zugänglich im
ESO-Archiv veröffentlicht.

Das 4MOST-Konsortium besteht aus 15 Instituten aus Deutschland,
Großbritannien, Frankreich, Schweden, der Schweiz, Australien und den
Niederlanden. Die Leitung liegt beim Leibniz-Institut für Astrophysik
Potsdam (AIP). Mehr als 330 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler,
Ingenieurinnen und Ingenieure arbeiten an 4MOST und haben an den
Veröffentlichungen mitgewirkt.

4MOST Konsortium:

Leibniz-Institut für Astrophysik Potsdam (AIP)

Australian Astronomical Optics, Macquarie University (AAO)

Centre de Recherche Astrophysique de Lyon (CRAL)

European Southern Observatory (ESO)

Institute of Astronomy, Cambridge (IoA)

Max-Planck-Institut für Astronomie, München (MPIA)

Max-Planck-Institut für extraterrestrische Physik, München (MPE)

Zentrum für Astronomie der Universität Heidelberg (ZAH)

NOVA/ASTRON, Dwingeloo

Rijksuniversiteit Groningen (RuG)

Lunds Universitet (LU)

Uppsala Universitet (UU)

Universität Hamburg (UHH)

University of Western Australia (UWA)

École polytechnique fédérale de Lausanne (EPFL)


Originalpublikation:

https://www.eso.org/sci/publications/messenger/

Weitere Informationen unter:

https://www.4most.eu/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution164
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MELDUNG/197: Ausgerechnet! Unser Universum (idw)


Deutsches Museum - 07.03.2019

Ausgerechnet! Unser Universum



Die neue Planetariumsshow im Deutschen Museum zeigt, wie Münchner
Wissenschaftler mit Hilfe von Hochleistungsrechnern die Geschichte des
Weltalls simulieren.




[image: Bild: © Deutsches Museum / Bastian Harfold]

Ausschnitt aus der neuen Show: In der Kuppel über dem Projektor sieht
man die Simulation von Galaxien in Bewegung.

Bild: © Deutsches Museum / Bastian Harfold



Was geschah nach dem Urknall? Wie entstehen Sterne und Galaxien? Welche
Rolle spielt dabei die Dunkle Materie? Um zu verstehen, wie sich unser
Universum entwickelt, haben Wissenschaftler mit Hilfe des
Hochleistungsrechners SuperMUC aufwendige und spektakuläre Simulationen
erstellt. In Zusammenarbeit mit dem Münchner Exzellenzcluster Universe und
dessen Nachfolger Origins, in denen verschiedene wissenschaftliche
Institutionen zusammengeschlossen sind, ist daraus nun eine neue
Fulldome-Show entstanden, die künftig regelmäßig im Planetarium des
Deutschen Museums gezeigt wird. Als Sprecher für die ca. 30-minütige Show
konnte der bekannte Forscher und Wissenschaftsjournalist Harald Lesch
gewonnen werden.

Ausgerechnet: unser Universum fürs Fulldome-Format. Aus einem Projekt, das
über mehrere Jahre von Wissenschaftlern in einem einzigartigen
Forscherverbund betrieben wurde, ist jetzt die neue Show für das Planetarium
des Deutschen Museums entstanden. Ausgangspunkt war die Arbeit eines Teams
von theoretischen Astrophysikern der Ludwig-Maximilians-Universität um
Klaus Dolag. "Um die Entstehung von Galaxien und großen
Strukturen im Kosmos zu verstehen, haben wir einen Teil des Universums mit
der gesamten Materie darin mit Hilfe von Hochleistungsrechnern simuliert",
sagt der Wissenschaftler.

Die Ergebnisse dieser Simulation, die mithilfe von SuperMUC, einem der
leistungsfähigsten Computer weltweit, errechnet wurden, lassen sich
bildlich darstellen. Raumflüge durch den frühen Kosmos werden möglich und
man kann zuschauen, wie sich Galaxien bilden - ideal für ein
Fulldome-Planetarium, wo man nicht vor dem flachen Bildschirm sitzt, sondern
direkt in die Szene geworfen wird und durch Raum und Zeit schwebt. Das
Planetarium besitzt damit eine einzigartige Möglichkeit, solche
wissenschaftlichen Daten erlebbar zu machen. In der neuen Planetariumsshow
sind aber nicht nur die spektakulären Simulationen zu sehen, die künstlich
erzeugten Raumflüge und Filmsequenzen werden auch immer wieder in Bezug
gesetzt zu echten Aufnahmen aus dem Weltall.

Tatsächlich ist die Erforschung der Galaxien und der ganz großen
Strukturen im Kosmos das Ergebnis eines langen wissenschaftlichen
Prozesses, der vor 400 Jahren Fahrt aufnahm, als Galileo sein Teleskop zum
Himmel richtete. Die neue Fulldome-Show will den Besucher auf der Erde
abholen und über einen kurzen Abriss der Astronomiegeschichte dann in
weiter entfernte Gebiete unseres Universums entführen. Am Ende geht es
wieder auf die Erde zurück, zu den Instituten und Teleskopen, die uns den
weiten Kosmos so nahe bringen können.

Auf die üblichen Effekte des Fulldome-Kinos wird dabei bewusst verzichtet.
"Unsere Planetariumsshow visualisiert echte wissenschaftliche Daten und
wurde von echten Wissenschaftlern produziert. So können wir den Menschen
hautnah zeigen, wie die Forscher arbeiten und zu welchen Ergebnissen sie
kommen", sagt Christian Sicka, der zuständige Kurator im Deutschen Museum.
Und Klaus Dolag ergänzt: "Für die Animationen im Film haben meine
Mitarbeiter etliche Auswertungsprogramme erstellt und sogar die
Außenaufnahmen wurden von unseren Studenten gemacht."

Die Produktion war nur durch die enge Kooperation zwischen den
Wissenschaftlern und dem Planetariumsteam des Deutschen Museums möglich.
Dabei waren einige technische Herausforderungen zu bewältigen: Angefangen
von den speziellen Anforderungen einer Fulldome-Projektion über die
riesigen Datenmengen von rund einem Petabyte (rund eine Million Gigabyte),
die gespeichert werden müssen, bis hin zur Rechenzeit. "Obwohl für die
Visualisierung einige hundert Computer gleichzeitig an einem Bild
arbeiteten, brauchten einzelne Bilder oft mehrere Minuten. Bei fast 50 000
Einzelbildern kommen da mehrere Monate zusammen", so Dolag.




[image: Bild: © Deutsches Museum / Bastian Harfold]

Das Wendelstein-Observatorium, wo die Fotos aus dem All für die
Planetariumsshow entstanden sind.

Bild: © Deutsches Museum / Bastian Harfold



Herausgekommen ist ein knapp halbstündiger Einblick in die astronomische
Forschung, die mit den Einrichtungen in und um München ein weltweit
renommiertes Zentrum hat. Zu den prominentesten Köpfen vor Ort zählt
sicher Harald Lesch. Der Astrophysiker und Wissenschaftsjournalist konnte
als Sprecher für die neue Fulldome-Show gewonnen werden: "Reiseleiter war
ich noch nie und dann gleich so eine tolle Reise. Dank der Arbeit meiner
Münchner und Garchinger Kolleginnen und Kollegen, ihrer wundervollen
Simulationen und Beobachtungen, können wir eine unmögliche Tour durch Raum
und Zeit machen. Wir zeigen das Universum wie es heute ist und wie es dazu
geworden ist. Bitte schnallen Sie sich an, wir fliegen heute ausnahmsweise
mit Überlichtgeschwindigkeit!" Und Kurator Christian Sicka ist sicher,
"dass unsere neue Planetariumsshow mit ihren einzigartigen
Visualisierungen und den unterhaltsamen Erklärungen viele Besucher
faszinieren wird".


Weitere Informationen unter:

http://www.deutsches-museum.de/presse

http://www.youtube.com/watch?v=JacxWNIAYD0

http://www.lrz.de

https://www.usm.uni-muenchen.de/

http://www.universe-cluster.de

https://www.exzellenz.tum.de/

https://www.mpa-garching.mpg.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1175
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Deutsches Museum, 07.03.2019
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SONNE/125: Geboren aus der Sonne - Neue Erkenntnisse über die Entstehung von koronalen Massenauswürfen (idw)


Karl-Franzens-Universität Graz - 06.03.2019

Geboren aus der Sonne: Neue Erkenntnisse über die Entstehung von
koronalen Massenauswürfen



Die Ergebnisse von Forschungen an der Universität Graz, der University of
Science and Technology China und der Universität Potsdam beschreiben
erstmals die Entstehung eines koronalen Massenauswurfs aus
Mini-Flussröhren.




[image: Bild: © Tingyu Gou et al., The birth of a coronal mass ejection, Science Advances, 6 March 2019]

Entwicklung eines koronalen Massenauswurfs durch Verschmelzung einer
Vielzahl kleiner magnetischer Flussröhren

Bild: © Tingyu Gou et al., The birth of a coronal mass
ejection, Science Advances, 6 March 2019



Koronale Massenauswürfe auf der Sonne, die sich in den interplanetaren
Raum ausbreiten, sind für die stärksten Störungen des Weltraumwetters
verantwortlich. Ihre Auswirkungen können bis zur Erde reichen und hier zu
Störungen des Flugverkehrs oder gar Stromausfällen führen. Astrid Veronig
vom Institut für Physik und Observatorium Kanzelhöhe der Universität Graz
erforscht die Vorgänge auf der Sonne. Ein detailliertes Verständnis der
hochenergetischen Prozesse soll dazu beitragen, genauere Vorhersagen zum
Weltraumwetter treffen zu können. "Nun konnten wir erstmals zeigen, dass
sich koronale Massenauswürfe aus einer Vielzahl sehr kleiner
Plasmastrukturen in Form einzelner magnetischer Flussröhren entwickeln",
berichtet Veronig über neue Erkenntnisse, die soeben im renommierten
Forschungsjournal "Science Advances" veröffentlicht wurden. Erstautorin
der Publikation ist Tingyu Gou von der University of Science and
Technology China (USTC). Ihre Forschungen machte sie während eines
einjährigen Aufenthaltes als Dissertantin an der Universität Graz in
Zusammenarbeit mit Astrid Veronig.

Koronale Massenauswürfe zählen zu den energiereichsten Prozessen in
unserem Sonnensystem. "Dabei werden riesige Wolken von magnetisiertem
Sonnenplasma in den interplanetaren Raum geschleudert, wo sie sich mit
Geschwindigkeiten bis zu einigen Millionen Kilometern pro Stunde
ausbreiten", erklärt Veronig.

Dass einem solchen Auswurf Magnetfeldverschmelzungen in der Sonnenkorona
zugrunde liegen, ist bekannt. Wie diese jedoch im Detail ablaufen und wie
die kleinskaligen physikalischen Prozesse zu den großräumigen
Massenauswürfen führen, wurde nun in einer internationalen Kooperation von
der Universität Graz, der USTC und der Universität Potsdam erstmals
beantwortet. Dazu haben die ForscherInnen Aufzeichnungen eines koronalen
Massenauswurfs aus dem Jahr 2013, aufgenommen vom Solar Dynamics
Observatory (SDO) und von der Satellitenmission RHESSI - beide von der
NASA - analysiert.

Aus den Daten, die Informationen über Dichte, Temperatur und Magnetfeld
des Sonnenplasmas sowie über hochenergetische Teilchenströme lieferten,
wurde deutlich: "Alles beginnt mit vielen kleinen magnetischen Flussröhren
von einigen Tausend Kilometern Durchmesser, die sich nacheinander durch
Magnetfeldverschmelzung ablösen, wodurch - ähnlich dem Schneeballeffekt -
immer großräumigere Strukturen entstehen, bis die magnetischen Flussröhren
innerhalb von dreißig Minuten Ausmaße von mehreren Millionen Kilometern
erreichen", beschreibt Veronig den Vorgang.

Diese Einsichten können jetzt in Modelle einfließen und so dazu beitragen,
die physikalischen Prozesse, die zur Eruption von koronalen
Massenauswürfen führen, besser zu beschreiben und letztlich auch ihre
Auswirkungen auf der Erde besser voraussagen zu können.


Originalpublikation:

The birth of a coronal mass ejection

Tingyu Gou, Rui Liu, Bernhard Kliem, Yuming Wang, Astrid M. Veronig

Science Advances

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution35
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FORSCHUNG/1132: Neurowissenschaften - Im Geäst der Nervenzellen (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 07.03.2019

Neurowissenschaften - Im Geäst der Nervenzellen



Wie rechnen Nervenzellen? Dieser fundamentalen Frage sind
Neurowissenschaftler um Andreas Herz auf der Spur. Mit einer neuen Methode
können die Forscher das komplexe Zusammenspiel in den Nervenfortsätzen
besser als bislang entflechten.

Damit Menschen fühlen, lernen und handeln können, müssen alle
Informationen, die sie über ihre Umwelt erhalten, in Nervensignale
übersetzt und im Gehirn verarbeitet werden. Dafür empfängt und verrechnet
jede Nervenzelle der Großhirnrinde die Signale Tausender anderer Neuronen.
"Um die Funktion des Gehirns zu verstehen, ist es essenziell aufzuklären
wie Nervenzellen operieren", sagt Andreas Herz, Professor für
Computational Neuroscience. Mit seinem an der LMU und dem Bernstein
Zentrum München angesiedelten Team hat Herz nun ein neues Analysewerkzeug
entwickelt, um die Berechnungen einzelner Neuronen zu charakterisieren.
Wie die Wissenschaftler im Fachmagazin PLoS Computational Biology
berichten, hängt die Signalverarbeitung stark davon ab, an welcher Stelle
der Zelle der synaptische Input erfolgt.

Perspektivenwechsel

Die spezifischen Berechnungen einer Nervenzelle werden von der
geometrischen Form und den biophysikalischen Eigenschaften ihres
sogenannten dendritischen Baumes geprägt. Dendriten sind verästelte
Fortsätze, die vom Nervenzellkörper ähnlich wie die Zweige eines Baums
auswachsen und Kontaktstellen (Synapsen) für andere Zellen bilden.
Synaptische Eingänge werden zunächst lokal integriert und dann mit den
Ergebnissen anderer lokaler Berechnungen kombiniert bevor sie
weitergeleitet werden. "Um solche komplizierten Kaskaden zu analysieren,
müssen Forscher mehrere synaptische Eingänge gleichzeitig aktivieren",
sagt Stefan Häusler, der Leiter der Studie. Sowohl experimentell als auch
in Computersimulationen wurde dafür in der Regel bislang untersucht, wie
sich das Ausgangssignal einer Zelle verändert, wenn ihre Eingänge variiert
werden.

Aufgrund der Komplexität der dendritischen Verarbeitungskette ist es
jedoch eine Herausforderung, festzustellen, welcher Verarbeitungsschritt
eine beobachtete Änderung tatsächlich verursacht hat. "Trotz ihrer
grundlegenden Bedeutung für die Gehirnfunktion ist man noch weit davon
entfernt, die dendritische Verarbeitung zu verstehen", sagt Herz. Nun hat
der Neurowissenschaftler mit seinem Team einen neuen Ansatz entwickelt:
Anstatt wie bisher zu analysieren, wie sich die Zellreaktion bei
unterschiedlichen Eingangsreizen ändert, wechselten die Forscher die
Perspektive: Sie halten die Reaktion des Neurons konstant. "Dadurch
bekommen wir wertvolle Einblicke in das Zusammenspiel der Eingänge", sagt
Florian Eberhardt, der Erstautor der Arbeit: Wenn die Forscher
beispielsweise einen linearen Anstieg eines Eingangsreizes durch eine
gleich große Verringerung an einer zweiten Stelle ausgleichen müssen, um
die Zellreaktion konstant zu halten, lässt dies den Rückschluss zu, dass
beide Signale im Dendritenbaum addiert wurde. Wenn dagegen die relativen
Änderungen ausgeglichen sein müssen, deutet dies auf eine Multiplikation
hin. Die "Iso-Response-Methode" ermöglicht es den Forschern, einzelne
Verarbeitungsschritte trotz der enormen Komplexität des dendritischen
Baumes zu entwirren.

"Wir haben unsere Methode in Computersimulationen von Pyramidenzellen -
das ist der häufigste Zelltyp in der Großhirnrinde - eingesetzt. Damit
konnten wir zeigen, dass bestimmte Arten von dendritischen Ästen rein im
Feed-Forward-Verfahren arbeiten: Sie leiten das resultierende Signal ohne
Rückkopplung nur in eine Richtung weiter", sagt Häusler. Typischerweise
ist dies der Fall, wenn sich die dendritischen Äste in der Nähe des
Zellkörpers befinden. Dendritische Äste, die weiter vom Zellkörper
entfernt sind, zeigen dagegen komplexeres Verhalten, das auf
Rückkopplungseffekte schließen lässt.

"Bisher haben wir uns auf ein etabliertes Computermodell einer
Pyramidenzelle konzentriert. Unsere Ergebnisse deuten nun daraufhin, dass
die unterschiedlichen Arten dendritischer Äste differenzierte Funktionen
übernehmen, je nachdem, wo sie lokalisiert sind.", sagt Herz. "Im nächsten
Schritt wollen wir unseren Ansatz in Experimente integrieren, um die
dendritischen Berechnungen realer, biologischer Neuronen zu enthüllen. Das
wird unser Verständnis von Hirndynamik und -berechnung systematisch
verbessern.


Originalpublikation:

Tuft dendrites of pyramidal neurons operate as feedback-modulated
functional subunits 

Florian Eberhardt, Andreas V.M. Herz, Stefan Häusler

PLoS Computational Biology 2019

https://journals.plos.org/ploscompbiol/article?id=10.1371/journal.pcbi.1006757

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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ZOOLOGIE/1617: Forscher am Naturkundemuseum Berlin entdeckt neue Erdviper in Westafrika (idw)


Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und
Biodiversitätsforschung - 07.03.2019

Forscher am Naturkundemuseum Berlin entdeckt neue Erdviper in Westafrika



Ein internationales Forscherteam unter Leitung von Mark-Oliver Rödel vom
Museum für Naturkunde Berlin fand im Nordwesten Liberias und im Südosten
Guineas drei Erdvipern, die später als eine bisher unbekannte Art
(Atractaspis branchi) identifiziert wurden. Die Entdeckung, die in der
Zeitschrift Zoosystematics and Evolution publiziert wurde, belegt erneut
den einzigartigen Status des westlichen Teils der Waldzone Oberguineas als
Zentrum reicher und endemischer Biodiversität. Erdvipern haben einen
Schädelaufbau der es ihnen ermöglicht, mit einem Reißzahn, der aus dem
Mundwinkel ragt, seitlich zu stechen.

Erdvipern besitzen im Verhältnis zur Länge des Kopfes die längsten
Fangzähne unter den Schlangen. Sie liegen in horizontaler Lage auf dem
Oberkieferknochen. Die Giftzähne sind nur wenig beweglich und können
seitlich aus dem Maul rausgesteckt werden. Erdvipern haben damit ein
ungewöhnliches Giftabgabesystem, das es ihnen erlaubt, anzugreifen und
seitlich mit einem aus dem Mundwinkel ragenden Reißzahn zu stechen. Das
Maul kann dabei mehr oder weniger geschlossen bleiben. Die meisten dieser
grabenden Schlangen sind nicht giftig genug, um einen Menschen zu töten,
allerdings sind einige in der Lage, schwere Gewebenekrosen zu verursachen.
Das beschriebene Verhalten macht es aber unmöglich, sie mit den Fingern
hinter dem Kopf zu halten.

Die neue Art wurde zu Ehren des kürzlich verstorbenen südafrikanischen
Herpetologen Prof. William Roy (Bill) Branch, einem weltweit führenden
Experten für afrikanische Reptilien, benannt. Die neue Art Atractaspis
branchi lebt im primären Regenwald und am Rande des Regenwaldes im
westlichen Teil der Wälder Oberguineas. Die Schlange ist
höchstwahrscheinlich endemisch in dieser bedrohten biogeographischen
Region, die bereits für ihre einzigartige und vielfältige Fauna bekannt
ist.

"Die Entdeckung einer neuen und vermutlich endemischen Art ist nicht sehr
überraschend", so Mark Oliver Rödel, "Es sind jedoch weitere
Untersuchungen erforderlich, um das Verbreitungsgebiet der neuen
Schlangenart zu erfassen und mehr Informationen über ihre ökologischen
Bedürfnisse und biologischen Eigenschaften zu sammeln."


Der Originalartikel kann heruntergeladen werden unter:

https://zse.pensoft.net/article/31488/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1323
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EUROPA/1768: Atomkatastrophe Fukushima - Europäischer Atomausstieg für mehr Sicherheit


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. März 2019

Atomkatastrophe Fukushima: Europäischer Atomausstieg für mehr Sicherheit



Zum Jahrestag der Atomkatastrophe von Fukushima am 11. März erklärt
Sylvia Kotting-Uhl MdB:

Acht Jahre nach Fukushima ist Europa weit davon entfernt, aus der
Unbeherrschbarkeit der Atomkraft die nötigen Konsequenzen zu ziehen.
Vielmehr provoziert das Agieren mancher Länder geradezu den nächsten
Störfall. Die Bundesregierung muss sich für einen europaweiten
Atomausstieg und eine Reform des skandalösen Atomhaftungsrechts
einsetzen und die zwei hiesigen Atomfabriken stilllegen.

In Belgien lässt die Atomaufsicht zwei Schrottmeiler weiterlaufen, die
derart gravierende Mängel aufweisen, dass sie eigentlich nie in
Betrieb hätten gehen dürfen. In Frankreich drückt die Atomaufsicht
beide Augen zu und will den AKW-Neubau in Flamanville in Betrieb gehen
lassen, obwohl dessen mangelhaftes Herzstück gegen die dortigen
Qualitätsanforderungen verstößt.

Zudem wollen mehrere Länder ihre Altmeiler in den Überalterungsbetrieb
schicken, trotz aller Anfälligkeit und Gefahr. Ohne Abschaltungen
kommt schon in zehn Jahren mehr als die Hälfte des europäischen
Atomstroms aus Uraltmeilern. Ein gefährliches, unverantwortliches
Spiel mit dem Risiko, zu dem Deutschland mit zwei Atomfabriken bislang
auch noch beiträgt.

Die Krone setzt dem Ganzen ein skandalöses Atomhaftungsrecht auf:
Anstatt darauf ausgerichtet zu sein, nach einem Atomunfall konsequent
den Opfern zu helfen, dient es noch immer vor allem den
AKW-Betreibern. Wettbewerbsverzerrung inklusive. Die Bundesregierung
muss sich für eine EU-weite drastische Verschärfung der Atomhaftung
einsetzen. Sollte die absehbar nicht machbar sein, muss Deutschland
aus den jetzigen Haftungsabkommen aussteigen und dem Beispiel
Österreichs und Luxemburgs folgen. Deren eigenständige Atomhaftung
richtet sich strikt am Opferschutz aus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. März 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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SOZIALES/1964: Behörden und Unternehmen müssen mehr für die Gleichstellung tun


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. März 2019

Behörden und Unternehmen müssen mehr für die Gleichstellung
tun

Ministerin ist bei der Umsetzung in den Bundesbehörden gefordert



Zum Internationalen Frauentag 8. März 2019 erklären die
Stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag, Nadine Schön, und der frauenpolitische Sprecher Marcus
Weinberg:

Nadine Schön: "Dem öffentlichen Dienst kommt für die Gleichstellung
von Frauen und Männern eine Vorbildfunktion zu. Daher ist es richtig,
dass wir bis 2025 die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und
Männern in Leitungsfunktionen erreichen wollen. Uns als
CDU/CSU-Fraktion ist dabei wichtig, dass Führungspositionen stärker
als bisher in Teilzeittätigkeit ermöglicht werden. Dies schafft eine
bessere Vereinbarkeit von Familie und Karriere für Männer und Frauen.
Es muss Schluss sein mit dem Entweder-Oder.

Schluss sein muss auch mit der Tatsache, dass es Unternehmen gibt,
die zwar melden müssen, welche Zielvorgaben sie sich für den
Frauenanteil ihrer Führungspositionen geben (Flexi-Quote), dies aber
nicht tun. Auch die Tatsache, dass mehrere Unternehmen sich die
Zielgröße Null geben ohne dies zu begründen, ist unsäglich. Mit der
Flexi-Quote haben wir denen eine goldene Brücke gebaut, die immer
gesagt haben, dass die Unternehmen selbst ein Interesse daran haben,
dass der Frauenanteil in Führungspositionen auch ohne feste Quote
steigen wird. Diese Flexiquote komplett zu ignorieren, ist ein Schlag
ins Gesicht derjenigen, die diese goldene Brücke gebaut haben. Das
können wir nicht achselzuckend hinnehmen, deshalb muss es hier
Sanktionen geben."

Marcus Weinberg: "Bundesfrauenministerin Franziska Giffey hat ihre
Aufgabe, die tatsächliche Gleichstellung von Frauen und Männern in
den Bundesbehörden zu befördern, bislang nicht zur Chefsache gemacht.
Trotz klarer Absprachen im Koalitionsvertrag gibt es keinen
Aktionsplan für die Bundesbehörden. Wer neue Gesetze zur Erhöhung des
Anteils von Frauen ankündigt, ohne die Umsetzung der bestehenden
Gesetze mit Nachdruck und konkreten Maßnahmen zu verfolgen, macht den
zweiten Schritt vor dem ersten.

Der Staat muss bei der Gleichstellung vorangehen und kann gegenüber
der Wirtschaft keine Forderungen aufstellen, die er selbst nicht
erfüllt. Zu starke Schutzmaßnahmen zugunsten von arbeitenden
Schwangeren und Müttern können außerdem Einstellungs- und
Beförderungshürden werden. Im Interesse der Frauen müssen wir daher
genau hinsehen, dass sich Gesetze nicht zu einem Bumerang entwickeln.

In der Gleichstellungspolitik ist viel und Wesentliches erreicht
worden. Das ist ein Erfolg. Aber auch im Jahr 2019 gibt es noch
Beispiele, bei denen der Staat Frauen und Männer ohne Grund ungleich
behandelt. So werden Frauen an zweiter Stelle in Formularen der
Verwaltung genannt: in den Familienbüchern, Heiratsurkunden,
Geburtsurkunden und im Formular der Einkommenssteuer selbst dann,
wenn die Frau die Hauptverdienerin ist. Frauen werden auch
schlechtgestellt, was die Besteuerung von Hygieneartikeln anbelangt.
Damenhygiene gehört zum Grundbedarf von einem großen Teil der
Bevölkerung und wird besteuert wie ein Luxusartikel. Das sind
Schlechterstellungen von Frauen, die abgeschafft gehören."

 * 
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UMWELT/807: Realismus statt Wolfsromantik


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. März 2019

Realismus statt Wolfsromantik

Union nimmt Ängste und Sorgen der Menschen ernst



Bundesumweltministerin Schulze hat nach langen Drängen der Union
Vorschläge zum Umgang mit Wölfen vorgelegt. Dazu erklärt die
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta
Connemann:

"Endlich bewegt sich das Bundesumweltministerium. Höchste Zeit. Das
war längst überfällig. Der Wolf hat das Märchen verlassen und ist
Realität. Gerade in den ländlichen Regionen haben Menschen Angst um
sich, ihre Kinder und ihre Tiere. Täglich gibt es Meldungen über
Wolfsrisse. Die Zahl der verletzten und getöteten Haus- und Nutztiere
ist explodiert. Bislang war dies für die Bundesumweltministerin ein
Karnevalsgag. Schulze im Wolfspelz - das ist ein Schlag für die
Betroffenen. Deshalb musste die Bundesumweltministerin jetzt handeln.
Aber die Vorschläge reichen nicht. Diese Kritik von Julia Klöckner
teilen wir uneingeschränkt.

Uns fehlt das grundsätzliche Bekenntnis: Die Sicherheit von Menschen
hat oberste Priorität. Tierschutz ist nicht teilbar. Ein Pferd, ein
Schaf, ein Hund haben den gleichen Schutz verdient wie ein Wolf.

Märchen und romantisierende Betrachtung helfen uns nicht weiter.
Unsere Fraktion fordert deshalb eine realistische Bewertung der
Wolfsbestände in Deutschland und Europa. Dies kann nicht national
erfolgen. Wölfe kennen keine Ländergrenzen. Deshalb wollen wir natur-
und artenschutzrechtliche Veränderungen. Auf europäischer Ebene muss
der Schutzstatus auf "geschützt" herabgestuft werden. Die heute auf
nationaler Ebene bereits bestehenden Spielräume sind zu nutzen. Dafür
ist das Bundesnaturschutzgesetz zu ändern - und zwar stärker als es
das BMU beabsichtigt. Kleinere Änderungen mit Placeboeffekt reichen
nicht.

Ja, die Rückkehr des Wolfes ist ein Erfolg der Artenschutzpolitik.
Aber dies hat Folgen für Menschen und Tiere. Statt Schönfärberei
brauchen wir eine realistische Betrachtung dieser Folgen und
entsprechendes politisches Handeln.

Wir wollen auch zukünftig Weidetierhaltung in Deutschland. Für den
Schutz der Tiere brauchen wir praxisgerechte Lösungen. So ist die
Beweislast für Entschädigungen bei Nutz- und Haustierrissen
umzukehren. Wo - wie auf unseren Deichen - kein technischer Schutz
gegen Wölfe möglich ist, müssen auch Schutzjagden möglich sein. Wir
brauchen lokale und regionale Bestandsmanagementpläne für den Wolf
sowie "wolfsfreie" Regionen unter Einbeziehung der Problemlage
unserer Weidetierhalter. Den Jagdausübungsberechtigten sollte die
Durchführung von Management- und Entnahmemaßnahmen übertragen
werden."

Hintergrund: 

Bereits im vergangenen Jahr hat die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ein
Positionspapier "Wölfe in Deutschland - Sorgen ernst nehmen,
Sicherheit schaffen, Bestände regulieren" beschlossen.

 * 

Quelle:
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SOZIALES/2599: Liste geschlechtsspezifischer Ungerechtigkeiten ist ellenlang


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 7. März 2019

Liste geschlechtsspezifischer Ungerechtigkeiten ist ellenlang



"Auch 100 Jahre nach Einführung des Frauenwahlrechts wiegen die
strukturellen Ungerechtigkeiten zwischen Männern und Frauen, die sich
durch weibliche Biografien und den gesellschaftlichen Alltag ziehen,
tonnenschwer", erklärt Doris Achelwilm, gleichstellungs- und
queerpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf den
morgigen Internationalen Frauentag. Sie fährt fort:

"Frauen bekommen in Deutschland durchschnittlich über 20 Prozent
weniger Lohn. Es sind überwiegend Frauen, die in
Verantwortungsgemeinschaften den Großteil der unbezahlten
Familienarbeit leisten. Frauen machen weitaus häufiger
Gewalterfahrungen als Männer. Sie haben weltweit weniger Besitz und
Vermögen. Der Frauenanteil in deutschen Parlamenten ist tendenziell
rückläufig. Diese Liste geschlechtsspezifischer Ungleichheiten ist
ellenlang und ließe sich noch weiter fortsetzen.

Ich gehe davon aus, dass morgen so viele Frauen wie lange nicht auf
die Straße gehen, um für ihre Rechte zu demonstrieren und die
gesellschaftliche Aufgabe echter Gleichstellung wirksam
voranzutreiben. Dazu gibt es in vielen Städten Gelegenheiten. In
Berlin wird der erste in Deutschland organisierte Frauen*Streik ein
breites Spektrum emanzipatorischer, feministischer, queerpolitischer,
migrantischer Kämpfe zusammenbringen. Wer die Arbeit nicht verlassen
kann, aber mitstreiken möchte, hat vielleicht die Möglichkeit, für
einige Minuten sichtbar und entschlossen zu pausieren; Veränderung
fängt immer auch im Kleinen an.

Als LINKE werden wir in und außerhalb der Parlamente weiter mit
Nachdruck an den vielschichtigen Zielen, die sich frauen-,
gleichstellungs- und queerpolitisch stellen, arbeiten. Das betrifft
Initiativen zu Equal Pay, Ehegattensplitting, Kitaversorgung und
Repräsentation in Parlamenten und Gremien genauso wie Schutz vor
Ausbeutung oder Gewalt sowie das Vorantreiben wahlrechtlicher
Regelungen für ein Paritätsgesetz. DIE LINKE im Bundestag arbeitet
derzeit intensiv an verschiedenen Vorschlägen und einem eigenständigen
Parité-Gesetzentwurf."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 7. März 2019

Deutscher Bundestag
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BUNDESTAG/8113: Heute im Bundestag Nr. 247 - 07.03.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 247

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 7. März 2019, Redaktionsschluss: 16.09 Uhr

1. Knapp 38.000 Finanzanlagenvermittler

2. Finanzmarktregulierung technologieneutral

3. Qualität der Innenraumlauft



1. Knapp 38.000 Finanzanlagenvermittler

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/PK) Anfang 2019 hatten 37.874 Gewerbetreibende eine
Erlaubnis als Finanzanlagenvermittler. Hinzu kamen 191
Gewerbetreibende mit einer Erlaubnis als Honorar-Finanzanlagenberater,
wie aus der Antwort (19/8105) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/7795) der FDP-Fraktion hervorgeht.

Nach Schätzungen der zuständigen Länder hätten rund 80 Prozent der
Gewerbetreibenden sowohl eine Erlaubnis als Finanzanlagenvermittler
als auch eine Erlaubnis als Versicherungsvermittler.

Die Bundesregierung strebt den Angaben zufolge eine zügige Übertragung
der Aufsicht über Finanzanlagenvermittler auf die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) an. Die geplante Gesetzgebung
werde in den beteiligten Ressorts derzeit noch erörtert.

 * 

2. Finanzmarktregulierung technologieneutral

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Finanzmarktregulierung folgt nach Angaben der
Bundesregierung einem technologieneutralen Ansatz. Unternehmen, die
erlaubnispflichtige Geschäfte betrieben, würden von der Bundesanstalt
für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) kontrolliert. Dies sei
unabhängig davon, ob es sich um "tradierte oder moderne
Finanzinstitute" handele, heißt es in der Antwort (19/8104) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/7794) der FDP-Fraktion.

Wesentlich für die aufsichtsrechtliche Klassifizierung eines
Unternehmens sowie für die Intensität der Aufsicht sei, welche
Produkte oder Dienstleistungen angeboten würden und welche Risiken
damit einhergingen.

Die BaFin verstehe unter dem Begriff "Big Tech" große, global
agierende Technologieunternehmen, die sich vorwiegend auf 
Online-Dienstleistungen, IT-Plattformen oder die Bereitstellung digitaler
Infrastrukturen fokussierten. Beispiele seien Google (Alphabet) und
Amazon, aber auch Alibaba, Apple, Facebook, Microsoft, Baidu oder
Tencent.

Diese Unternehmen träten im Finanzdienstleistungsbereich global in
unterschiedlichen Funktionen auf, etwa als Dienstleister für
Zahlungsdienste oder Cloud-Lösungen.

 * 

3. Qualität der Innenraumlauft

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die aktualisierten Richtwerte des Ausschusses für
Innenraumrichtwerte (AIR) werden durch das Umweltbundesamt im
Bundesgesundheitsblatt voraussichtlich im Mai 2019 bekannt gemacht.
Das geht es aus einer Antwort der Bundesregierung (19/8111) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/7851) hervor. Darin hatte sich die
Fraktion nach der Qualität der Luft in öffentlichen Räumen wie etwa in
Kindergärten, Schulen oder Krankhäusern erkundigt. Die Messungen der
kurzzeitig und langfristig zu erfassenden Richtwerte sollen auf
Grundlage der VDI-Richtlinie 4300 erfolgen.

Erstmals wurden Richtwerte für Stickstoffdioxid im Jahr 1998
abgeleitet. Diese wurden im Dezember 2018 vom Ausschuss für
Innenraumrichtwerte (AIR) beim Umweltbundesamt aktualisiert. Als
Vorsorgerichtwert empfahl der Ausschuss eine Konzentration von 80
Mikrogramm Stickstoffdioxid (NO2) pro Kubikmeter und als
Gefahrenrichtwert eine Konzentration von 250 Mikrogramm pro
Kubikmeter. Die Richtwerte sind jedoch keine Grenzwerte und ziehen
auch keine Überwachungspflicht nach sich.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 247 - 7. März 2019 - 16.09 Uhr
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HAMBURG/4692: Hansaplatz - Grotes Aktionismus ist keine Lösung (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 8. März 2019

Hansaplatz: Grotes Aktionismus ist keine Lösung



16 Videokameras sollen den Hansaplatz in St. Georg fast rund um die
Uhr überwachen. Innensenator Grote begründet diese Überwachung unter
anderem mit Straßenkriminalität, angeblichen No-Go-Areas und der Angst
vor einem Zuwachs von AfD-Wähler_innen.

"Videoüberwachung verhindert weder Straßenkriminalität, noch schafft
sie real mehr Sicherheit. Den unterschiedlichen Ansprüchen und
Wahrnehmungen der Anwohner_innen am Hansaplatz wird Grote so nicht
gerecht", erklärt dazu die stadtentwicklungspolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Heike Sudmann.
"Der Senat muss sich endlich den vom Runden BürgerInnen-Tisch
Hansaplatz geforderten Dialog aller Betroffenen stellen!"

Als 2014 die Wogen rund um den Hansaplatz hochschlugen, hatten
Bürger_innen, soziale Einrichtungen/Vereine, die evangelische
Kirchengemeinde und das Polizeikommissariat in Sz. Georg einen Runden
Tisch gegründet. Die Kriminalitätsrate sank, auch noch im Jahr 2017.

"Populistische polizeiliche Maßnahmen verkaufen sich vielleicht gut,
eine nachhaltige Änderung bringen sie nicht", so Sudmann. "Auch 2014
standen in den Medien Repression und polizeiliche Maßnahmen im
Vordergrund. Die mühselige, nicht immer vom Erfolg gekrönte
Auseinandersetzung mit den sozialen Problemlagen hat aber viel mehr
geholfen. Dieser Weg muss auch jetzt wieder eingeschlagen werden."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 8. März 2019
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RHEINLAND-PFALZ/5081: "Es ist höchste Zeit für mehr Frauen in den Parlamenten" (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
08.03.2019

Rauschkolb zum Weltfrauentag 2019: "Es ist höchste Zeit für mehr
Frauen in den Parlamenten"



Zum heutigen Internationalen Frauentag erklärt die frauenpolitische
Sprecherin der SPD-Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz, Jaqueline
Rauschkolb:

"Frauen prägen unsere Gesellschaft in vielfältiger Weise, sie sind
Gründerinnen und Forscherinnen, Sportlerinnen und Erzieherinnen,
Handwerkerinnen oder Politikerinnen. Am Internationalen Frauentag
feiern wir heute den mutigen Kampf der Frauenbewegung für gleiche
Rechte für Frauen und die Gleichstellung von Frauen in allen
Lebensbereichen. Die Hälfte der Bevölkerung sind Frauen, sie sollten
daher auch die Hälfte der zentralen Stellen in Politik und Wirtschaft,
in Wissenschaft und Forschung sowie in Kultur und Medien besetzen. In
vielen gesellschaftlichen Bereichen ist dieses Ziel leider noch lange
nicht erreicht. In Wirtschaft, Politik und Gesellschaft sind Frauen
noch immer unterrepräsentiert. Bei gleichem Lohn für gleiche Arbeit,
bei der Rente oder bei Pflege und Erziehung ist tatsächliche
Gleichstellung noch in weiter Ferne. Als Sozialdemokratinnen und
Sozialdemokraten werden wir nicht müde werden, uns für nachhaltige
Verbesserungen für Frauen in diesen Bereichen einzusetzen."

"Im Bestreben für eine gleichberechtigte Gesellschaft und eine
lebendige Demokratie sind Frauen und Männer Partnerinnen und Partner.
Vor 100 Jahren waren es mutige Feministinnen und Feministen auf der
Straße, in den Parteien und in den Parlamenten, die das
Frauenwahlrecht erstritten. Unser gemeinsames Ziel bleibt bis heute
eine moderne und fortschrittliche Gesellschaft, in der Männer und
Frauen ihr Wissen und ihre Erfahrungen, ihre Interessen und
Sichtweisen auf Augenhöhe einbringen können. 100 Jahre nach der
Einführung des Frauenwahlrechts ist es nun höchste Zeit für mehr
Frauen in den Parlamenten. Es braucht eine breite öffentliche Debatte
darüber, wie dieses Ziel einer paritätischen Besetzung auf allen
politischen Ebenen erreicht werden kann. Männer sollten dabei nicht an
der Seitenlinie stehen, sondern als Demokraten an der Seite der Frauen
auf dem Spielfeld stehen."

"Wenn es darum geht, die Errungenschaften der internationalen
Frauenbewegung zu verteidigen, müssen Demokratinnen und Demokraten,
Feministinnen und Feministen in Deutschland und Europa an einem Strang
ziehen. Am Internationalen Frauentag richtet sich der Blick daher auch
auf die anstehende Europawahl, die für den gesellschaftlichen
Fortschritt und den Zusammenhalt in Europa zur Schicksalswahl werden
kann. Rechtspopulistische und konservative Kräfte in Europa stellen in
diesen Tagen auch sicher geglaubte Frauenrechte wieder infrage. An der
Europawahl werden die Weichen dafür gestellt, ob die Europäische Union
bei der Gleichstellung von Frauen und Männern weiter voranschreitet
oder ob Frauenrechte und Gleichberechtigung aufs Abstellgleis
geschoben werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. März 2019

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz
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RHEINLAND-PFALZ/5080: Nachhaltigkeit und Digitalisierung - Top-Themen der Tourismusbörse (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 07.03.2019

Nachhaltigkeit und Digitalisierung sind Top-Themen bei der ITB 

Das UNESCO-Welterbe als besondere Herausforderung



Anlässlich des Besuchs der rheinland-pfälzischen Enquete-Kommission
Tourismus auf der Tourismusmesse ITB in Berlin erklärt die Sprecherin
für tourismuspolitische Themen der GRÜNEN Landtagsfraktion, Jutta
Blatzheim-Roegler:

"Der Dreiklang von Naturschutz, Nachhaltigkeit und Tourismus ist für
Rheinland-Pfalz Chance und Herausforderung gleichermaßen. Betroffen
davon sind in besonderer Weise die Welterbestätten. Mit dem
UNESCO-Welterbe Oberes Mittelrheintal haben wir in Rheinland-Pfalz
eine Region, die völlig zu Recht ein Paradies für Wanderer und
Weinliebhaber ist - und damit ein attraktives Ziel für Touristinnen
und Touristen aus aller Welt.

Auch weil das Obere Mittelrheintal 2019 zu den Top-Empfehlungen des
Reiseführers 'Lonely Planet' gehört, sollten wir die nachhaltige
Entwicklung des Tourismus in Rheinland-Pfalz besonders in den Fokus
nehmen. Auf der ITB haben wir heute von der UNESCO erfahren, welche
Strategien dabei helfen können, die Werte der Welterbestätte besser zu
verstehen und Interesse für die lokale Kultur zu wecken.

Digitale Informationen, regionale Wertschöpfungsketten und vernetzte
Mobilität sind für uns GRÜNE wichtige Eckpfeiler bei der Entwicklung
eines nachhaltigen und qualitativ hochwertigen Tourismusangebots.
Gerade der nachhaltige Tourismus verzeichnet ein überdurchschnittlich
hohes Wachstum. Dies zeigt sich auch an den steigenden Besucherzahlen
des Nationalparks Hunsrück-Hochwald."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 7. März 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz
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BILDUNG/1508: Internationaler Frauentag - Mehr Investitionen in gute Bildung sind ein wichtiger Beitrag zur Gleichstellung


SPD-Presseerklärung vom 8. März 2019

AfB/AsF: Internationaler Frauentag - Mehr Investitionen in gute Bildung sind ein wichtiger Beitrag zur Gleichstellung



Aus Anlass des Internationalen Frauentages am 8. März erklären Meike
Jensen, stellvertretende Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft für
Bildung in der SPD (AfB) und die Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft
sozialdemokratischer Frauen (AsF), Maria Noichl:

Gute Bildung ist der Schlüssel zu einem erfüllten Leben, nicht nur im
Beruf. Sie ist notwendige Voraussetzung, um gleichberechtigt am
gesellschaftlichen Leben teilhaben zu können. Bildungsinvestitionen
sind Zukunftsinvestitionen! Daher fordern wir mehr Investitionen in
die Bildung. Kaum ein Land in der Welt investiert gegenwärtig weniger
für Bildung, gemessen am Bruttoinlandsprodukt, als Deutschland.

Frauen und Bildung, das gehört seit eh und je eng zusammen, das
wussten schon die klugen Frauen, die sich bereits vor weit über 100
Jahren für die Teilhabe von Frauen an Beruf, Politik und Gesellschaft
eingesetzt haben. Schon damals war klar, dass Gleichstellung nur mit
einem gleichberechtigten Zugang zu Bildung möglich ist.

1865 gründeten sozialdemokratische Frauen den ersten
Frauenbildungsverein, der sich für Bildung und Erwerbstätigkeit von
Frauen einsetzte, damit Frauen ein selbstbestimmtes Leben führen
konnten. Auch wenn Frauen in den letzten 150 Jahren vieles erkämpft
und erreicht haben, so bleibt doch immer noch viel zu tun, um echte
Chancengleichheit und Gleichstellung zu erreichen.

Gleichberechtigung beginnt schon in der Kita. Wir verlangen, dass
Mädchen und Jungen gleichermaßen in all ihren Fähigkeiten gefördert
werden, um Mädchen nicht frühzeitig auf ein bestimmtes Welt- und
Berufsbild festzulegen. Immer noch wählen zu viele Mädchen
hauptsächlich aus einer Handvoll Berufen aus, die als typisch weiblich
gelten und schlechter bezahlt sind als die als männlich geltenden
Berufsfelder.

Wir fordern daher schon in der Schule eine Berufsorientierung, die
Mädchen die volle Bandbreite möglicher Berufe aufzeigt und sie
speziell ermutigt, auch Berufe aus dem naturwissenschaftlichen Bereich
zu wählen.

Mit der zunehmenden Digitalisierung des Unterrichts gilt es,
besonderes Augenmerk auf die Mädchen zu legen. Lehrerinnen und Lehrer
müssen in ihren Fortbildungen dafür sensibilisiert werden, speziell
auch die Mädchen im Umgang mit den neuen Lernformen zu fördern.
Frauen verdienen bei gleicher Ausbildung immer noch weniger als
Männer. Diese Lücke ist inakzeptabel. Gleicher Lohn für gleiche Arbeit
sollte eine Selbstverständlichkeit sein. Wir erwarten, dass Aufstieg
durch Bildung und Weiterbildung auch für Frauen in der Berufswelt
konsequent umgesetzt werden. Frauen in Führungspositionen dürfen keine
Ausnahme mehr bilden.

In der Wissenschaft sind Frauen unterrepräsentiert, obwohl gleich
viele junge Frauen wie Männer studieren. Die gläserne Decke muss
durchbrochen werden; wir wollen, dass mehr Frauen als bisher als
Professorinnen berufen werden. Hochschulbildung muss weiblicher
werden!

Machen wir ernst - investieren wir in die Zukunft. Bildung ist
Zukunft, auch und gerade für Frauen!

 * 

Quelle:

SPD-Presseerklärung vom 8. März 2019

Herausgeber: SPD Parteivorstand, Pressestelle

Bürgerbüro, Willy-Brandt-Haus
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WIRTSCHAFT/2838: Gabi Weber zum Rückkehrerprogramm "Perspektive Heimat"


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 8. März 2019

Arbeitsgruppe: Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

"Perspektive Heimat" ohne Ausbildung bringt wenig



Gabi Weber, entwicklungspolitische Sprecherin:

Das Rückkehrerprogramm 'Perspektive Heimat' des
CSU-Entwicklungsministers Müller wird diesen Monat zwei Jahre alt. Es
soll geflohene Menschen dazu bewegen, in ihre Heimatländer
zurückzukehren. Gebracht hat es bisher wenig, denn Menschen ohne
Ausbildung haben keine Zukunftsperspektiven in ihren Heimatländern.

"Menschen ohne Ausbildung und nur mit einem 'Start-Geld' von knapp
2000 Euro in ihre Heimat zurück zu bringen, ergibt keinen Sinn. Die
Wirtschaft in den Herkunftsländern liegt meist am Boden, es fehlt
schlicht an Arbeitsplätzen. Da helfen sicher auch keine
Bewerbungstrainings in den im Rahmen des Programms errichteten
Rückkehrzentren in den Herkunftsländern.

Anstatt Startkapital in einer wirtschaftlich nahezu aussichtslosen
Situation anzubieten, sollten die Mittel in den Aufbau einer
zukunftsfähigen Wirtschaft investiert werden. Dazu braucht es auch gut
ausgebildete Menschen. Das können wir in Deutschland leisten. Dann
können die Ausgebildeten Unternehmen aufbauen und sich aus eigener
Kraft in ihrer Heimat eine Perspektive schaffen. Dies ist nicht von
heute auf morgen zu haben und es widerspricht den schnellen Erfolgen,
die derzeit der Minister seinem Ministerium abverlangt."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. März 2019
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HOCHSCHULE/2265: Minister unterzeichnet neue Zielvereinbarungen mit Niedersachsens Hochschulen (idw)


Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur - 07.03.2019

Minister unterzeichnet neue Zielvereinbarungen mit Niedersachsens
Hochschulen

Thümler: "Digitalisierungsoffensive für Wissenschaft und Forschung
konsequent weiterentwickeln"



Digitalisierung, Internationalisierung sowie Wissens- und
Technologietransfer - das sind die Schwerpunkte der neuen
Zielvereinbarungen für die Jahre 2019 bis 2021, die Niedersachsens
Wissenschaftsminister Björn Thümler heute (Donnerstag) gemeinsam mit den
Präsidentinnen und Präsidenten der 20 Hochschulen in staatlicher
Verantwortung unterzeichnet hat. "Die Zielvereinbarungen bilden
nachvollziehbar ab, in welchen Themenfeldern wir gemeinsam mit den
Hochschulen in den nächsten Jahren vorankommen wollen", sagt Thümler. "Der
Abschluss mehrjähriger strategischer Zielvereinbarungen ist ein
wesentliches Instrument moderner Hochschulsteuerung. Die Gespräche waren
geprägt von einer Diskussionskultur auf Augenhöhe. Das ist wichtig, denn
wir wollen starke, autonome Hochschulen in Niedersachsen."

Auch der Vorsitzende der Niedersächsischen Hochschulkonferenz, Prof. Dr.
Wolfgang-Uwe Friedrich, zeigte sich mit dem Ergebnis der Gespräche
zufrieden: "Die Sicherung der Grundfinanzierung und die Fortentwicklung
des Hochschulpaktes 2020 zählen zu den besonders wichtigen Ergebnissen.
Und mit Digitalisierung und Transfer werden zentrale Handlungsfelder
bearbeitet."

Mit der Schwerpunktsetzung auf die Digitalisierung sollen sowohl Forschung
als auch Lehre in diesem Bereich weiter ausgebaut werden. "Die
Digitalisierung ist ein gesamtgesellschaftlicher Wandlungsprozess. Die
Potenziale, aber auch die Auswirkungen und Risiken dieser Entwicklung,
gilt es zu erforschen. Gleichzeitig braucht Niedersachsen eine zeitgemäße,
um digitale Elemente angereicherte Hochschullehre, um als Studienstandort
attraktiv zu bleiben", betont Thümler. "Mit der Verankerung in den
Zielvereinbarungen wollen wir die im vergangenen Jahr gestartete
Digitalisierungsoffensive für die Bereiche Wissenschaft und Forschung
konsequent weiterentwickeln."

Gleichzeitig sollen die Hochschulen in ihren Bemühungen um
Internationalisierung und länderübergreifende Kooperationen, vor allem im
Hinblick auf Europa, gestärkt werden. "Unsere Universitäten und
Hochschulen brauchen die Freiheit, dort zu kooperieren - regional,
thematisch oder institutionell -, wo sie für sich einen wissenschaftlichen
Mehrwert sehen", so der Minister. "Ziel muss die Stärkung der europäischen
Identität sein - durch grenzüberschreitende wissenschaftliche
Zusammenarbeit und die Mobilität von Menschen."

Intensiviert werden soll außerdem die Vernetzung mit Wirtschaft und
Gesellschaft. Thümler: "Der Schlüssel für eine dauerhafte
Wohlstandssicherung ist Innovation durch Wissens- und Technologietransfer.
Die Hochschulen sind der Motor für diese Entwicklung. Gleichzeitig tragen
sie auch gesellschaftliche Verantwortung. Hier gilt es für die
Hochschulen, sich noch stärker zu öffnen."

Mit den Zielvereinbarungen legen Hochschulen und Wissenschaftsministerium
für den Vertragszeitraum individuelle, konkrete und überprüfbare
Entwicklungsziele in unterschiedlichen Themenfeldern fest. Die
Zielvereinbarungen werden auf Gegenseitigkeit geschlossen und verpflichten
beide Seiten zur Erfüllung der gemeinsamen Ziele.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution769

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur, 07.03.2019
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FRAGEN/061: Deutschland - Landwirtschaft mit Zukunft? (PROVIEH)


PROVIEH MAGAZIN - Ausgabe 2/2018

Deutschland - Landwirtschaft mit Zukunft? 

Ein Interview mit Professor Dr. Friedhelm Taube

von Kathrin Kofent und Stefanie Pöpken



Frage: Herr Taube, Sie sind Professor an der Agrar- und
Ernährungswissenschaftlichen Fakultät der Universität zu Kiel und
Mitglied im Wissenschaftlichen Beirat beim
Bundeslandwirtschaftsministerium in Berlin. Ihr Forschungsschwerpunkt
betrifft unter anderem die ökologischen Auswirkungen
landwirtschaftlicher Produktionssysteme. Worin sehen Sie Ihre Aufgabe
und wie sieht die Zukunft der Landwirtschaft aus?

Friedhelm Taube: Wir Universitätsprofessoren gehören - wenn wir
es denn wollen - zu den wenigen Personenkreisen, die uneingeschränkt
unabhängig sind in ihrem Tun, und sich nicht von bestimmten Geldgebern
abhängig machen müssen. Ich verstehe mich als Agronom und verbinde das
mit dem Anspruch, Landwirtschaft als Systemwissenschaft zu betrachten,
das bezieht auch den internationalen Kontext mit ein. Hochentwickelte
Staaten mit Technologievorsprung, wie Deutschland, haben eine globale
Verantwortung in Bezug auf die Frage, wie ein gutes Modell von
Landwirtschaft künftig zu gestalten ist: Wie schaffen wir Fairness im
Welthandel? Hier kann man zu sehr unterschiedlichen Ergebnissen
kommen, aber sicherlich stehen wir an einer gewissen Zeitenwende.
Bislang sind wir davon ausgegangen, dass wir durch Effizienzsteigerung
und durch technischen Fortschritt mehr oder weniger alle Probleme
lösen können. Inzwischen zeigen jedoch der Ressourcenverbrauch und die
entsprechenden Studien zu den Konsequenzen, dass wir diesen Entwurf
des Konsums und der Landnutzung aus den so genannten hoch entwickelten
Gesellschaften nicht auf die ganze Welt übertragen können. Dafür
werden die Ressourcen nicht reichen.

Wir stehen also in der Verantwortung, Konzeptmodelle zu erstellen, die
für die Zukunft nicht nur die Sicherung der Welternährung
gewährleisten, sondern in einen größeren Kontext eingebettet werden
müssen und die wir als Verursacher vieler der geschilderten Probleme
wiederum vordenken sollten.

Frage: Gibt es ein Hauptproblem - wo ist anzusetzen?

Friedhelm Taube: Ja, das ist die alles andere überlagernde
Fokussierung auf technische Lösungen, die im Sinne der Steigerung der
Arbeitsproduktivität das hohe Maß an Betriebsspezialisierung
hervorgebracht hat, das wir heute sehen. Das hat deshalb zu den heute
sichtbaren Fehlentwicklungen in der Landwirtschaft geführt, weil die
damit verbundenen ökologischen Kosten nicht auf die Verursacher
umgelegt wurden. Eine langfristige einseitige Spezialisierung der
Bodennutzung (Futterbau/Tierhaltung versus reiner Ackerbau) passt
nicht langfristig auf biologische Systeme, denn hier spielen Aspekte
wie Resilienz eine wesentlich größere Rolle. Gerade bei der
Betrachtung pflanzlicher Produktion fällt auf, dass diese
Spezialisierungen ganze Systeme regelrecht in die Sackgasse gefahren
haben. Für eine Zeitlang geht es mittels "chemischer Lösungen" immer
gut, doch wenn die Elastizität des Systems überstrapaziert wird, kommt
die Quittung. Eine Umsteuerung ausgehend von der Bodennutzung und dem
Pflanzenbau ist nötig hin zu Fruchtfolgen des klassischen
Gemischtbetriebes. Ob dann tatsächlich ein einzelner Betrieb wieder
zum klassischen Gemischtbetrieb wird, ist eher unwahrscheinlich.
Vielmehr sollten neue Wege von Kooperationen zwischen Acker- und
Tierhaltungsbetrieben mehr Raum gewinnen, um "virtuelle
Gemischtbetriebe" über gemeinsame Fruchtfolgen/Bodennutzung zu beider
Nutzen zu realisieren. Das Ziel sollten Systeme mit weiten
Fruchtfolgen sein und der bedarfsgerechten Rückführung von organischem
Dünger. So wird das gesamte System stabiler. Die Notwendigkeit der
Diversifizierung von Produktionssystemen kann man auch für den Bereich
der Milcherzeugung aufzeigen: Die Ausrichtung der Milcherzeugung der
letzten 30 Jahren, sichtbar an den Zuchtprogrammen für die Rasse
Holstein Friesian (HF), sind "Einnutzungsrinder", das heißt, sie sind
nicht nur allein auf eine hohe Milchproduktion spezialisiert, sondern
sie benötigen dafür zunehmend Futter vom Acker, weil die Energiedichte
von Grünlandfutter für die Leistungen von 12.000 - 15.000 Liter Milch
pro Jahr bei weitem nicht mehr ausreicht. Etwas provozierend
formuliert: Diese Tiere werden inzwischen zunehmend so ernährt wie
Schweine. Sie werden unter anderem mit Raps, statt mit dem
'Koppelprodukt' Rapsextraktionsschrot gefüttert, um eine noch höhere
Energiedichte zu erreichen. Ohne dieses proteinreiche Futter würde
eine solch hohe Milchleistung nicht funktionieren. Auf dem
Universitäts-Versuchsgut Lindhof gehen wir bewusst einen ganz anderen
Weg: Wir nutzen die Erfahrungen der "Weideländer" Irland und
Neuseeland und modifizieren diese für Schleswig-Holstein, das heißt
Milch aus Gras mit nur ganz geringem Einsatz von Konzentratfutter.
Dazu nutzen wir die kleinrahmige Rinderrasse Jersey sowie
Kreuzungstiere aus Jersey und anderen Rassen für unsere Forschung.
Unsere Tiere werden mit Gras und Leguminosen (Weißklee, Rotklee,
Luzerne) gefüttert und sie können vor allem hohe Leistungen aus
Weidefutter umsetzen - sie werden auf der Weide satt. Das Protein
kommt von den Leguminosen, nicht aus Raps und Soja. Und zusätzlich
setzen wir Kräuter in den Weidefuttermischungen ein, die
gesundheitsfördernd wirken können. Mit diesem Ansatz erreichen wir
eine Milchleistung von über 11.000 Litern Milch pro Hektar Weidefläche
und von über 6.000 Liter je Kuh.

Frage: Warum kann man sich nicht mit einer "6.000-7.000-Liter-Kuh" zufrieden geben?

Friedhelm Taube: Weil das andere Leitbild der "Maximierung der
Einzeltierleistung" über Jahrzehnte getrieben allein von
betriebswirtschaftlichen Zwängen ohne Berücksichtigung der
ökologischen Konsequenzen nicht einfach von heute auf morgen
umgedreht werden kann. Das ist ein Prozess, aber er ist notwendig,
wenn die ökologische Tragfähigkeit gewährleistet bleiben soll, denn de
facto wirtschaftet heute ein großer Teil der intensiven Milcherzeuger
mit Nährstoffüberschüssen, die absolut nicht tolerierbar sind. Die
Forschung muss also zeigen, wie es gehen kann und das Spannende an
unseren ersten Ergebnissen ist ja, dass der Ertrag unseres Ansatzes
tatsächlich unter Berücksichtigung der globalen Flächenansprüche gar
nicht geringer ist. Wenn Sie rechnen, wie eine 11.000 Liter Kuh
konventionell mit drei Tonnen Kraftfutterbedarf im Jahr im Vergleich
zu einer 5.000 Liter Kuh im irischen Weidesystem fast ohne Kraftfutter
in Bezug auf Flächenbedarf und Treibhausgasemissionen abschneidet,
müssen Sie auch die Flächenansprüche und Emissionen der zusätzlichen
Futtermittel wie Weizen, Raps und Soja miteinbeziehen. Dann ist der
Flächenbedarf pro Liter Milch tatsächlich in beiden Systemen nahezu
identisch. Beide benötigen etwa 1,8 Quadratmeter je Liter Milch. Dass
sich also etwas ändern muss, das realisieren viele junge
Betriebsleiterinnen und Betriebsleiter. Wir haben noch nie so viele
konventionelle Landwirte auf dem Lindhof gehabt wie jetzt. Sie spüren
auch, dass Veränderungsbedarf besteht. Wir führen unser
Versuchsprogramm auf dem Lindhof unter Ökolandbaubedingungen durch,
aber es wäre wünschenswert, dass nicht nur ökologische Betriebe,
sondern im verstärkten Maße konventionelle Betriebe unsere Ideen
adaptieren - sie müssen dafür nicht auf Ökolandbau umstellen. Vielmehr
wird sich die konventionelle Milcherzeugung an den Bedarf der
Verbraucher und Bürger nach Weidemilch, nach Verfahren tiergerechter
Haltung und nach der Reduktion von Emissionen anpassen müssen - da
bieten unsere Ansätze viele Möglichkeiten. Der Ökolandbau sollte
primär weiterhin "Werkstatt" bleiben und diese Funktion sollte nicht
durch zu viele Neueinsteiger verwässert werden - die Probleme dieser
'Verwässerung' sind heute schon offensichtlich.

Frage: Was bedeutet das für eine künftige EU-Agrarpolitik -
wird an die falschen Landwirte ausbezahlt?

Friedhelm Taube: Die Landwirte in Deutschland erhalten fünf
Milliarden Euro über die erste Säule dafür, dass über die sogenannten
Querschnittsklauseln die Ziele der Wasserrahmenrichtlinie, der
Richtlinie über nationale Emissionshöchstmengen für bestimmte
Luftschadstoffe (NEC-Richtlinie), der Nitrat-Richtlinien, der
Meeresstrategie-Richtlinie und der Biodiversitätsstrategie erfüllt
werden - aber nichts ist erfüllt! Das ist glattes Politikversagen. Und
bisherige Einlassungen dazu lassen befürchten, dass es so weiter gehen
soll. Untersuchungen dazu zeigen auf, dass die deutsche Landwirtschaft
nicht nur gesellschaftliche Kosten über die erste Säule in Höhe von
fünf Milliarden Euro verursacht, sondern die gleiche Summe mindestens
noch einmal durch nicht internalisierte Umweltkosten verursacht
werden.

Die erste Säule sollte nach Ansicht vieler Fachleute aus der
Wissenschaft komplett abgeschmolzen werden. Sarkastisch ausgedrückt
ist es vor allem eine "Feudalherrenprämie", weil es eine Prämie für
Landbesitzer ist, da die Mittel im Fall eines Pächters zwar an den
Pächter gehen, diese Mittel aber zwischen 60 und 90 Prozent auf den
Pachtpreis umgelegt werden. Es profitieren also primär Landeigentümer
unabhängig von der Bedürftigkeit - vergleichen Sie bitte einmal diese
Situation mit der Situation bei der Sozialhilfe: Hier werden ohne
Prüfung jeglicher Bedürftigkeit Milliarden an Landeigentümer gezahlt,
während sich dort jeder Sozialhilfeempfänger komplett über seine
finanzielle Situation erklären muss, um in den Genuss auch nur eines
Euros von Transferzahlungen zu gelangen.

Eine überzeugende Agrarpolitik muss somit zukünftig sicherstellen,
dass für Transferzahlungen des Staates nachprüfbar tatsächliche
Gemeinwohlleistungen erbracht werden, das heißt, der
Landbewirtschafter hat die notwendigen Daten uneingeschränkt
bereitzustellen. Der Systemwechsel zu heute bestünde also darin, dass
nicht mehr die weniger Guten legalisiert werden, sondern dass die
Guten belohnt werden und die weniger Guten aus dem Transfersystem
ausscheiden. Wir brauchen in Zukunft die Gelder der gemeinsamen
Agrarpolitik in zwei großen Bereichen: 1. Gemeinwohlprämien im Bereich
der Landnutzung und 2. Prämien für den Umbau der Tierhaltung. Davon
sind wir heute noch sehr weit entfernt.

Frage: Wie schlecht steht es denn nun wirklich um unsere
Umwelt? Wie schlimm ist die Verschmutzung durch Gülle?

Friedhelm Taube: Ich habe oben gezeigt, dass sämtliche
EU-Umweltstandards für den Bereich Landwirtschaft durch den deutschen
Staat nicht eingehalten werden. Dabei haben wir gesetzliche Standards!
Ergo: Entweder sind die gesetzlichen Standards zu schwach (Defizite in
der Legislative) oder sie werden nicht entsprechend umgesetzt
(Defizite in der Exekutive). Beides trifft in Deutschland zu. Die
gesetzlichen Standards sind schon Kompromisse zwischen
wissenschaftlicher Erkenntnis und politischer Umsetzbarkeit aufgrund
des Einflusses unter anderem des Bauernverbandes und anderer
Lobbygruppen auf die politischen Entscheidungsträger. Außerdem sind
die Kontrollen bisher für die Akteure, die sich nicht an die Regeln
halten, offensichtlich nicht ausreichend abschreckend. Anders wäre es
gar nicht möglich, dass wir in Deutschland immer noch
Stickstoffüberschüsse in Höhe von 100 Kilogramm pro Hektar
landwirtschaftlicher Fläche und Jahr haben - das sind bildlich
gesprochen 250.000 LKW-Ladungen an Stickstoffdünger, die jedes Jahr
die Umwelt belasten. Ich werde nicht müde darauf hinzuweisen, dass
das, was politisch als "gute fachliche Praxis" dargestellt wird, alles
andere als das ist - es hat mit einer wissenschaftlich fundierten
guten fachlichen Praxis, die an
Universitäten gelehrt wird im Nährstoffbereich sehr wenig zu tun.

Frage: Aber warum machen wir einfach so weiter? Wer verhindert,
dass sich hier etwas ändert?

Friedhelm Taube: Wie schon oben erwähnt, ist die Agrarlobby
politisch immer noch extrem effizient. Dennoch ändert sich ja doch
einiges, das Mut macht. Die Zivilgesellschaft hat zum Beispiel im
Bereich des Tierschutzes dazu beigetragen, dass unter anderem nach
unserem Gutachten des wissenschaftlichen Beirats Agrarpolitik zur
Tierhaltung in Deutschland eine politische Bewegung in die
Tierwohldebatte hineingekommen ist, die vor zwei-drei Jahren noch
undenkbar schien. Und genau so wird hoffentlich (aus Sicht der Umwelt)
der Druck zum Beispiel im Bereich der Düngegesetzgebung steigen. Dazu
kommt, dass auch die berufsständische Vertretung der Landwirte nicht
mehr der uneingeschränkt monolithische Block früherer Tage ist -
vielmehr gibt es viele jüngere Mandatsträger dort, die wissen, dass
Veränderungen kommen müssen und werden. Und schließlich ist es
notwendig, die staatlichen Organe immer wieder daran zu erinnern,
gesetzliche Regelungen umzusetzen und diese Umsetzung auch zu
kontrollieren - nur so bleibt das Vertrauen in das Funktionieren
unseres Gemeinwesens gewährleistet. Dazu muss auch die Wissenschaft
beitragen und damit schließt sich der Kreis zu meinem
Eingangsstatement zu der großen gesellschaftlichen Bedeutung der
Unabhängigkeit der Wissenschaft. Wir brauchen die Universität mehr
denn je nicht nur in ihrer Funktion als Ort, wo neues Wissen wächst,
sondern als Ort gesellschaftlicher Debatten auf der Basis seriöser
wissenschaftlicher Erkenntnisse. Das schließt ein, dass sich die
Professorinnen und Professoren der Agrar- und Umweltwissenschaften
stärker in diese Debatten einmischen und so den Lobbygruppen - welcher
Seite auch immer - mehr Einhalt gebieten, als das bisher der Fall ist -
 da haben wir noch einiges an Luft nach oben.

Vielen Dank!

 * 
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ASYL/1351: Verbindliche Gewaltschutzkonzepte in Flüchtlingsunterkünften gefordert (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - 8. März 2019

8. März - Internationaler Frauentag

Flüchtlingsrat fordert verbindliche Gewaltschutzkonzepte in
Flüchtlingsunterkünften



Anlässlich des Internationalen Frauentages fordert der Flüchtlingsrat
Niedersachsen e.V. verbindliche Gewaltschutzkonzepte für Frauen in
Flüchtlingsunterkünften. Für jede Form einer öffentlichen Unterbringung in
Deutschland gibt es Auflagen und Bedingungen sowie Beiräte und
Beschwerdestellen zur Gewährleistung von Mindeststandards sowie zum Schutz
vor Willkür und Gewalt, nur für den Betrieb kommunaler
Gemeinschaftunterkünfte gibt es keine Vorschriften. Nur in wenigen Kommunen
(z.B. in Oldenburg) existieren überhaupt Konzepte zur Gewährleistung eines
Gewaltschutzes. Das ist ein auf Dauer unterträglicher Zustand, der vor
allem die besonders Schutzbedürftigen in Wohnheimen gefährdet.

Der Flüchtlingsrat Niedersachen e.V. fordert:


	die Bereitstellung von eigenem Wohnraum für geflüchtete Frauen und Mädchen, aber auch andere besonders schutzbedürftige Menschen, z.B. LSBTTIQ.

	verbindliche Gewaltschutzkonzepte für bestehende Flüchtlingsunterkünfte, u.a. zielgruppenspezifische Unterbringung für Frauen und andere vulnerable Menschen.

	adäquate Beratung zu geschlechtsspezifischen Verfolgungsgründen noch vor der Anhörung im Asylverfahren.

	Sicherstellung des Schutzes der Frauen, insbesondere sollte es nach Gewalterfahrungen eine unkomplizierte Umverteilung der schutzsuchenden Frauen in andere Regionen geben, auch während laufender Asylverfahren.

	mehr zielgruppenspezifische Empowerment-Projekte zur Stärkung der Arbeitsmarktintegration und der ökonomischen Unabhängigkeit von Frauen.



Die Landesaufnahmebehörde Niedersachsen, die bereits ein
Gewaltschutzkonzept für die Einrichtungen des Landes vorgelegt und
fortgeschrieben hat, und die Kommunen sind aufgerufen, in
Gemeinschaftsunterkünften für die Prävention vor physischer, psychischer
und sexualisierter Gewalt Sorge zu tragen und menschenwürdige, schützende
und fördernde Rahmenbedingungen für alle Bewohner_innen und insbesondere
auch für mehrfachbenachteiligte und vulnerable Gruppen, wie Frauen und
Mädchen, zu bieten. Dies erfordert eine flächendeckende Implementierung von
Gewaltschutz und die Etablierung verbindlicher rechtlicher Grundlagen und
Mindeststandards, wie sie bereits vom Bundesfamilienministerium, UNICEF und
zahlreichen Expert_innen erarbeitet wurden. Diese Mindeststandards zum
Schutz von Menschen in Flüchtlingsunterkünften sollten zukünftig
verbindlicher umgesetzt und die Einhaltung der Standards überwacht werden.


Hintergrund:



Frauen machen ca. 45% der Geflüchteten in Europa aus und stellen eine große
und weiter wachsende Gruppe dar. Ungefähr eine halbe Million Frauen haben,
Eurostat-Daten zufolge, seit 2015 in Europa internationalen Schutz
erhalten. Dennoch ist das Bild in der aktuellen Flüchtlingsdebatte nach wie
vor überwiegend männlich geprägt. Über die Lebensbedingungen von
geflüchteten Frauen und über die geschlechtsspezifischen Herausforderungen,
mit denen weibliche Geflüchtete konfrontiert sind, ist noch viel zu wenig
bekannt.

In einem aktuellen OECD-Bericht von 2018 wird erstmalig in einer
umfassenden Überblickstudie die hohe Vulnerabilität und
Mehrfachbenachteiligung von Frauen analysiert. Frauen sind vor, während und
nach der Flucht in erhöhtem Ausmaß von Gewalterfahrungen, sexuellen
Übergriffen, Traumatisierungen und Familientrennungen betroffen. Eine
Vielzahl von Frauen flieht aufgrund von geschlechtsspezifischer Verfolgung
aus den Herkunftsländern.

Nur sehr langsam wird für Politik, Wirtschaft und Gesellschaft sichtbar,
dass in der Flüchtlings- und Integrationspolitik Frauen mit ihren
spezifischen Bedürfnissen bislang nicht systematisch mitgedacht wurden. So
zeigen aktuelle Studien, dass geflüchtete Frauen deutlich weniger an
Integrationsmaßnahmen teilnehmen, schwerer auf dem Arbeitsmarkt Fuß fassen
und weniger Kontakt zur hier lang ansässigen Bevölkerung haben.

Der Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V. sieht insbesondere große
Handlungsbedarfe bezüglich der oftmals schwierigen Wohnsituation von
geflüchteten Frauen und Mädchen. Studien zeigen, dass vor allem weibliche
Geflüchtete unter den Bedingungen in Gemeinschaftsunterkünften leiden. Es
fehlt dort in der Regel an Privatsphäre und Selbstbestimmtheit, die Frauen
und Mädchen leiden unter den bürokratischen Regeln und sind vermehrt
häuslicher Gewalt, psychischem Druck und sexuellen Übergriffen ausgesetzt.
Gemeinschaftsunterkünfte sind strukturell konflikt- und gewaltfördernd.


Literaturhinweise:

- Hellwig, Vivien; Müller, Laura (Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.)
(2019): "Rechtlich verbindliche Gewaltschutzkonzepte sind dringend nötig!",
Zeitung des Hannoverschen Frauenbündnis Internationaler Frauentag.
Hannover, Seite 7.

- Liebig, Thomas (2018) "Dreifach benachteiligt? Ein erster Überblick über
die Integration weiblicher Flüchtlinge", OECD Publishing, Paris.

- Gemeinsames Konzept des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und
Gleichstellung (MS) und des Ministeriums für Inneres und Sport (MI) für den
Gewaltschutz in Aufnahmeeinrichtungen des Landes für geflüchtete Menschen -
Fortschreibung (2019)

- AMBA 2-Netzwerk (04.02.2019): Kommentierung des Gewaltschutzkonzeptes des
Landes - Fortschreibung
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ASYL/1350: Föderale Ungleichheiten im gesamten Asylverfahren (idw)


Universität Konstanz - 07.03.2019

Föderale Ungleichheiten im gesamten Asylverfahren

Politikwissenschaftliche Studie an der Universität Konstanz zeigt
Ungleichbehandlung von Asylanträgen auch bei Berufungsentscheiden und
Abschiebungsquoten in den Bundesländern



Nicht nur die Anerkennungsquoten des Bundesamts für Migration und
Flüchtlinge (BAMF) unterscheiden sich erheblich zwischen den
Bundesländern. Eine neue Studie des Politikwissenschaftlers Prof. Dr.
Gerald Schneider und der Studentinnen Miriam Leue und Nadine Segadlo
zeigt, dass die Ungleichbehandlung von Asylanträgen auf den beiden
nachfolgenden Entscheidungsebenen weitergeht. Sowohl die erstinstanzlichen
Entscheidungen der Verwaltungsgerichte als auch der Innenministerien gehen
von Bundesland zu Bundesland stark auseinander. Die Studie folgt auf die
im März 2017 veröffentlichte Untersuchung von Gerald Schneider und der
damaligen Master-Studentin Lisa Riedel. Sie belegte, dass sich innerhalb
Deutschlands von 2010 bis 2015 die Anerkennungsquoten von Asylanträgen
zwischen den Bundesländern erheblich unterschieden, obwohl mit dem
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) eine Bundesbehörde über die
Anträge befanden. Wie damals lassen sich auch in der aktuellen Studie die
Unterschiede teilweise über politische und ökonomische Faktoren
erklären.

Zunächst entscheiden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des BAMF in
bundesweit verteilten Ämtern über die Anerkennung von Asylanträgen. Wird
ein Antrag mit einer Abschiebungsandrohung abgelehnt, kann dagegen am
Verwaltungsgericht Klage erhoben werden. Schlägt diese fehl, entscheiden
schließlich die Einwanderungsbehörden, die in den Innenministerien der
Länder angesiedelt sind, über die Abschiebung der AsylbewerberInnen. "Auch
auf der zweiten und dritten Ebene gibt es so große Unterschiede zwischen
den Bundesländern, dass man sie nicht als zufällige Schwankungen
wegerklären kann. Die Verteilung der Asylbewerber geschieht ohnehin über
den Königsteiner Schlüssel, der die Bevölkerungszahl und das
Steueraufkommen eines Bundeslandes berücksichtigt", sagt Gerald Schneider.

Erhebliche Unterschiede bei Berufungsverfahren und Abschiebungen

Tatsächlich ergeben sich über den Untersuchungszeitraum von 2010 bis 2017
und die Länder hinweg deutliche Unterschiede bei den Quoten zu den
Berufungsverfahren mit ablehnendem Bescheid. So hatten in dieser Periode
die Länder Hamburg mit 19 Prozent und Berlin mit 20 Prozent die
niedrigsten Quoten. Die höchsten Ablehnungsquoten wiesen Sachsen-Anhalt
mit 52 Prozent und Schleswig-Holstein mit 53 Prozent auf. Bei den
Abschiebungen wurde eine ganz besonders starke Abweichung festgestellt:
Während in Bremen im Untersuchungszeitraum die Abschiebequote sechs
Prozent betrug, schob das Saarland während desselben Zeitraums 66 Prozent
der Personen ab, deren Asylantrag abgelehnt worden war. Dabei ist zu
berücksichtigen, dass abgelehnte Bewerber auch freiwillig ausreisen
können.

Es gibt parteipolitische Effekte

"Wir konnten in der neuen Studie feststellen, dass es auch auf der zweiten
und dritten Entscheidungsebene parteipolitische Effekte gibt", sagt Gerald
Schneider. So spielt zum Beispiel eine Rolle, welche Partei gerade die
Macht innehat oder politische Kraft das Geschehen lange Zeit in einem
Bundesland dominierte. Bei den Entscheidungen der Verwaltungsgerichte
kommt es eher auf die Dauer der parteipolitischen Orientierung einer
Regierung an. Die Einstellung von RichterInnen und Verwaltungsangestellten
ist ein andauernder Prozess, in den, so der Politikwissenschaftler, auch
parteipolitische Erwägungen hineinspielen.

Bei den Entscheidungen, ob Abschiebungen durchgeführt werden, ist dagegen
entscheidend, welche Partei an der Regierung ist - beziehungsweise bei
Koalitionsregierungen - wie das zuständige Innenministerium besetzt ist.
So befindet sich Baden-Württemberg mit seiner Koalitionsregierung aus
Grünen und CDU bei der ablehnenden Gerichtsentscheiden im Mittelfeld,
schiebt aber mit seinem christdemokratischen Innenminister mit am
konsequentesten ab.

Auch sozioökonomische Effekte spielen eine Rolle

Abschiebequoten werden auch von sozioökonomischen Verhältnissen in den
einzelnen Bundesländern mitbestimmt. Wohlhabende Bundesländer zeigen sich
eher offen gegenüber Asylbewerbungen. Das muss jedoch nicht nur
altruistische Gründe haben. Tatsächlich ist auch davon auszugehen, dass
diese Länder Interesse daran haben, AsylbewerberInnen für den Arbeitsmarkt
zu rekrutieren. Umgekehrt gibt es in Bundesländern, in denen die
Arbeitslosigkeit höher ist, eine größere Tendenz hin zu ablehnenden
Quoten, da auch mehr einheimische ArbeitnehmerInnen auf Arbeitssuche sind.

Insgesamt dominieren jedoch die parteipolitischen Faktoren. Gerald
Schneiders Fazit: "Wir können sagen, dass sich SPD-geführte Länder
gegenüber Asylbewerbungen positiver verhalten als von der CDU geführte
Länder." Der Politikwissenschaftler geht von Ungleichheiten selbst
innerhalb der Bundesländer aus, die er als nächstes in einer Studie
untersuchen möchte: "Ich nehme an, dass sich die Verwaltungsgerichte auch
innerhalb eines Bundeslandes sehr unterschiedlich verhalten. So könnte es
eine Rolle spielen, ob über eine Klage zu einem gescheiterten Asylantrag
zum Beispiel in Sigmaringen oder in Stuttgart entschieden wird."

Mehr Transparenz, Unabhängigkeit und Kontrolle

Entnommen haben Gerald Schneider und die beiden Politik-Studentinnen
Nadine Segadlo und Miriam Leue die Daten Jahresberichten des Bundesamtes
für Statistik, Antworten der Bundesregierung auf Anfragen und schriftlich
eingeholten Angaben der Bundespolizei beziehungsweise des BAMF. Die Daten
zu den Entscheidungen der Verwaltungsgerichte wurden überhaupt zum ersten
Mal ausgewertet. Dass lediglich von Tendenzen gesprochen werden kann, hat
mit der insgesamt allerdings ungünstigen Verfügbarkeit der Daten zu tun,
wie Nadine Segadlo anfügt, die im Rahmen einer Seminararbeit an der Studie
teilnahm: "Aufgrund von fehlender Aufschlüsselung der uns zur Verfügung
stehender Daten ist beispielsweise unsere Berechnung der Abschiebungsquote
eine bloße Annäherung an die Realität. Mehr Transparenz würde hier auch zu
einer sachlicheren Debatte über die Umsetzung von Entscheidungen im
Asylverfahren beitragen", sagt sie.

Miriam Leue, die mit einer Bacherlor-Seminararbeit an der Studie beteiligt
ist, sieht in dem eher beschreibenden Aspekt der Studie einen Vorteil:
"Die Stärke der Studie liegt gerade in ihrem deskriptiven Aspekt. Er
eröffnet Raum für weitere Forschung, die auf den Ergebnissen der Studie
aufbaut."

Auf Transparenz setzt auch Gerald Schneider, um dieser Form von positiver
und negativer Diskriminierung zu begegnen. Auch sollten in den
Entscheidungsinstanzen möglichst parteiunabhängige Personen sitzen, die
unvoreingenommen ein Gesuch prüfen. Verstärkte Kontrollverfahren sollten
außerdem für gleichbleibende Qualität sorgen. "Im aktuellen
Entscheidungsverfahren hängt aus der Sicht der Antragsstellenden zu viel
vom Zufall ab, in welchem Bundesland über ihren Antrag entschieden wird",
so der Politikwissenschaftler Gerald Schneider.

Faktenübersicht:


	Studie der Konstanzer Studentinnen Nadine Segadlo und Miriam Leue und des Politikwissenschaftlers Prof. Dr. Gerald Schneider zeigt Ungleichbehandlung von Asylanträgen auch bei Berufungsentscheiden und Abschiebungsquoten in den Bundesländern

	Untersuchungszeitraum von 2010 bis 2017

	Ergebnisse der bei einer wissenschaftlichen Zeitschrift zur Begutachtung eingereichten Studie sind im Voraus nachzulesen im Blog-Beitrag von Gerald Schneider: 
http://www.gmfus.org/blog/2019/03/01/germanys-triple-asylum-roulette

	Daten wurden den Jahresberichten des Bundesamtes für Statistik, Antworten der Bundesregierung auf Anfragen und schriftlich eingeholten Angaben der Bundespolizei beziehungsweise des BAMF

	Gefördert durch die Drittmittelbelohnung für die Professur Internationale Politik von Gerald Schneider.






Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1282
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Konstanz, 07.03.2019
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STANDPUNKT/847: Über Trumps neuesten Eskalationsschritt gegen Kuba (Netzwerk Cuba)


Netzwerk Cuba - 6. März 2019

Über Trumps neuesten Eskalationsschritt gegen Kuba



In einem weiteren Eskalationsschritt hat US-Präsident Trump die üblichen
Aggressionen und alltäglichen Subversionen gegen Kuba verschärft und damit
die von ihm bereits verschlechterten Beziehungen zu Kuba noch weiter
zerstört. Der jüngste unilaterale Schritt der US-Regierung gegen Kuba
bezieht sich auf das umstrittene, sogenannte Helms-Burton-Gesetz der USA
(Libertad Act - Cuban Liberty and Democratic Solidarity Act), das 1996 in
Kraft trat und die offiziell 1962 verhängte Wirtschafts-, Handels- und
Finanzblockade in ein Gesetz erhob.

Titel III des US-Gesetzes legt fest, dass US-Staatsangehörige vor den
Gerichten des Landes Klage gegen jeden Ausländer einreichen können, der
nach Auffassung der US-Regierung "illegal Handel treibt" mit US-Eigentum,
das von Kuba in den 1960er Jahren verstaatlicht wurde. Als eine der
bedeutendsten juristischen Anomalien erweitert Teil III diese Ermächtigung
auf Eigentümer, die zum Zeitpunkt der Verstaatlichungen keine Staatsbürger
der Vereinigten Staaten waren und deren vermeintliches Eigentum nicht
nachgewiesen ist. Was von US-Seite verschwiegen wird: Bei der
Verstaatlichung des ausländischen Eigentums war von Kuba eine gesetzliche
Entschädigung vorgesehen, die die Regierung der Vereinigten Staaten jedoch
ablehnte, ja noch nicht einmal diskutieren wollte, während sie von den
anspruchsberechtigten Regierungen anderer Länder akzeptiert wurde, die alle
die entsprechende Entschädigung erhalten haben.

Bislang haben die US-Präsidenten die Inkraftsetzung dieses Gesetzesteils
immer noch fristgerecht ausgesetzt. Indem Trump nun Titel III bezogen auf
über 200 kubanische Institutionen nicht mehr aussetzt, befürchten Experten
zahlreiche Klagen in den USA. Zudem ist in Kürze mit einer Ausweitung auf
ausländische Unternehmen - auch solche in Deutschland zu rechnen.

In ignoranter Weise wird von der US-Regierung allerdings außer Acht
gelassen, dass Kuba noch hohe Wiedergutmachungsforderungen an die USA hat.
Das Landesgericht der Provinz Havanna reichte 1999 und 2000 formale Klagen
gegen die Regierung der USA wegen der Schäden durch die Blockade an
Menschen und Wirtschaft ein und verurteilte sie dazu, an das kubanische
Volk Reparations- und Entschädigungszahlungen in Höhe von 302 Milliarden
Dollar zu zahlen. Darüber zu verhandeln lehnt Trump jedoch ab. Das
Außenministerium von Kuba hat wiederholt seine Bereitschaft erklärt, eine
faire und einvernehmliche Lösung für die gegenseitigen Forderungen und
Entschädigungen zu finden.

Auch in den USA selbst gibt es seit Jahren eine deutliche Mehrheit der
öffentlichen Meinung sowie zahlreicher Wirtschaftsverbände und
zivilgesellschaftlicher Organisationen gegen die Wirtschaftsblockade, was
aus zahlreichen Meinungsumfragen immer wieder hervorgeht. Darüber hinaus
wird jedes Jahr von der UN-Vollversammlung fast einstimmig die Beendigung
der USBlockade gefordert - allerdings lassen auch die Staaten der EU die
USA weiter gewähren.

Aufgrund dieser von der US-Regierung betriebenen Eskalation fordert das
NETZWERK CUBA, ein Zusammenschluss von 37 Solidaritätsorganisationen in
Deutschland, die EU und andere Staaten auf, bei der Welthandelsorganisation
WTO wirkungsvolle Maßnahmen gegen das Helms-Burton-Gesetz und dessen
Anwendung einzubringen. Die unablässigen und zunehmenden Aggressionen und
unilateralen Einflussversuche der US-Regierung gegen andere Staaten müssen
zudem von der deutschen und anderen Regierungen im UN-Sicherheitsrat
angeprangert und ihre Unterlassung gefordert werden. Schließlich muss der
von Deutschland, Frankreich und Großbritannien gestartete
Finanztransfermechanismus, der zur Umgehung der unilateralen US-Sanktionen
gegen Iran dienen soll (das Special Purpose Vehicle - SPV mit der
Bezeichnung "Instrument for Supporting Trade Exchanges" - INSTEX), auch für
Kuba, Venezuela, Russland und ähnliche ungerechtfertigte Sanktionsfälle
ausgebaut werden.

 * 

Quelle:
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STANDPUNKT/846: Venezuela - "Der Begriff 'humanitär' manipuliert" (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Venezuela: "Der Begriff 'humanitär' manipuliert"



(Mexiko-Stadt, 26. Februar 2019, Desinformémonos) - Der Vorsitzende
des kolumbianischen Roten Kreuz, Christoph Harnisch, lehnt die
Bezeichnung "humanitäre Hilfe" im Falle der Hilfslieferungen von der
venezolanischen Opposition - unter Führung von Juan Guaidó und mit
Unterstützung der USA und Kolumbien - ab. Denn hinter diesen
Lieferungen stehe ein politisches Interesse. "Es ist sehr wichtig die
Ziele der humanitären Hilfe zu kennen und das darf ausschließlich
humanitär begründet sein. Keine anderen Beweggründe dürfen die
humanitäre Hilfe beeinflussen. (...) Sie muss sich nach den
Bedürfnissen der am stärksten Betroffenen richten," erklärte Harnisch
in einem Interview mit der kolumbianischen Zeitschrift Semana. Der
Leiter des Roten Kreuzes in Kolumbien fügte hinzu: "Damit die
humanitäre Hilfe die größtmögliche Wirkung erzielen kann, muss sie
neutral und unabhängig sein. Derjenige, der die Hilfe verteilt, muss
unabhängig entscheiden können, wem die Hilfe zukommen soll. Die
Verteilung muss im Anschluss an eine sorgfältige Bedarfsanalyse
unparteiisch erfolgen."


Humanitäre Hilfe darf nicht für politische Zwecke eingesetzt
werden

"Der Begriff der humanitären Hilfe wird von allen Seiten manipulativ
verwendet. 'Humanitär' darf kein umstrittener Begriff sein. Er darf
nur im Zusammenhang mit den Interessen der Menschen eingesetzt werden.
(...) Es ist unnötig, Bedingungen zu schaffen, die eine Lösung im
Interesse aller erschwert (...)", erklärte Harnisch. Schließlich
folgert er: "Wichtiger als die Benennung der Hilfslieferungen - als
humanitär oder nicht - ist die Frage: Entsprechen die Hilfslieferungen
den Bedürfnissen der Menschen? Welches Ziel wird damit verfolgt,
Hilfslieferungen an der Grenze abzuladen und dann zu sagen, ihr müsst
sie verteilen? Gibt es auf der anderen Seite der Grenze ausreichende
organisatorische Strukturen, um das zu leisten? Das ist für uns ein
sehr wichtiges Kriterium: Wer macht das? Gehen die Lieferung
tatsächlich an jene, die sie am meisten benötigen? Das Ganze hat dazu
geführt, dass wir gesagt haben, okay, es wurde ohne uns geplant und da
gibt es keinen Platz für uns."

Das Internationale Komitee des Roten Kreuzes hat sich weltweit den Ruf
einer neutralen Organisation erarbeitet, dessen Mission es ist, jenen
zu helfen, die sich in Kriegssituationen befinden und deren
Menschenrechte in Gefahr sind. Die Container, die sich an der
venezolanischen Grenze in Cucutá befinden, wurden von einer Gruppe
Staaten geschickt (den USA und der Lima Gruppe), deren Ziel es ist,
die venezolanische Regierung abzusetzen. Dabei handelt es sich um ein
politisches und nicht um ein humanitäres Ziel. Die Hilfslieferung
entspricht somit nicht den Prinzipien der Unvoreingenommenheit und
Neutralität, die die Grundlage des Internationalen Roten Kreuzes
bilden.

Mit Informationen von La Iguana TV


URL des Artikels:

https://www.npla.de/allgemein/venezuela-der-begriff-humanitaer-manipuliert/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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FRAUEN/777: 100 Jahre Frauenbewegung in Hamburg und St. Petersburg (Diakonisches Werk Hamburg)


Diakonisches Werk Hamburg - 8. März 2019

100 Jahre Frauenbewegung in Hamburg und St. Petersburg

Die Städtepartnerschaft bietet einen wichtigen Rahmen für die
Frauenkonferenz in St. Petersburg.



Hamburg, 8. März 2019. - Auch rund 100 Jahre nach dem Kampf der Frauen für
Gleichberechtigung und Wahlrecht sind Frauen in vielen Ländern noch nicht
am Ziel. "Wir müssen wachsam sein", mahnte Carola Veit, Präsidentin der
Hamburgischen Bürgerschaft, auf der zweitägigen Konferenz "100 Jahre
Frauenbewegung in Hamburg und St. Petersburg" in der russischen
Schwesternstadt am 5. und 6. März im Vorfeld des Welt-Frauentags. Unter der
Leitung des St. Petersburger Frauenclubs und des Diakonischen Werks Hamburg
diskutierten Frauen über Frauenrechte, Vereinbarkeit von Familie und Beruf
sowie Karrierechancen. Die Delegation der Hamburger Frauen machte deutlich,
dass die Politik durch Rahmenbedingungen und Gesetze Frauen fördern kann.
Aber die Durchsetzung im Alltag erfordert immer wieder den Einsatz jeder
einzelnen. In der russischen Gesellschaft hat sich in den letzten Jahren
eine konservative, paternalistische Haltung verstärkt, die Frauen auf ihre
traditionelle Rolle festlegen will. "Es gibt wenig Politiker, die sich für
die Rechte der Frauen einsetzen, und auch nur wenige engagierte Frauen",
resümierte Nadeyhda Tikhonova, Parlamentsabgeordnet von St. Petersburg. In
den Workshops am zweiten Konferenztag haben die Frauen Unterschiede und
Gemeinsamkeiten in ihren Biographien und Lebensumständen thematisiert.
"Angesichts unserer außerordentlich unterschiedlichen Geschichte ist es
sehr erstaunlich, wie ähnlich viele Probleme der St. Petersburger und der
Hamburger Frauen sind", sagt Oberkirchenrätin Elisabeth Chowaniec,
Landeskirchliche Beauftragte für die Stadt Hamburg. "Diese Frauenkonferenz
in unserer Schwesterstadt St. Petersburg hat mir sehr deutlich
 gemacht, wie wichtig dieser Austausch angesichts der aktuellen Situation
ist, nicht nur zum Thema Gleichberechtigung von Frauen und Männern, sondern
auch für das gemeinsame Verstehen und Handeln. Ich bin beeindruckt vom
Engagement der Frauen auf dieser Konferenz und überzeugt, dass die
Städtepartnerschaft dafür einen wichtigen Rahmen bietet. Diesen Dialog, den
das Diakonische Werk Hamburg in den letzten fünf Jahren initiiert und mit
Unterstützung der Landeskirche gestaltet hat, lohnt sich sehr, gerade in
diesen schwierigen Zeiten", fasst Chowaniec ihre Eindrücke zusammen.

 * 

Quelle:

Diakonisches Werk Hamburg

Königstraße 54, 22767 Hamburg

Telefon: 040 30 62 0-0, Fax: 040 30 62 0-410

E-Mail: info@diakonie-hamburg.de

Internet: www.diakonie-hamburg.de
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RENTE/725: Fast ein Drittel der Frauen geht später als geplant in den Ruhestand (idw)


Deutsches Zentrum für Altersfragen - 07.03.2019

Fast ein Drittel der Frauen geht später als geplant in den Ruhestand



Ältere erwerbstätige Frauen planen zwar im Durchschnitt einen etwas
früheren Ausstieg aus dem Arbeitsleben als Männer, arbeiten dann aber
häufig doch länger als geplant. Dies zeigt eine Untersuchung des Deutschen
Zentrums für Altersfragen mit Daten mehrerer Befragungswellen des
Deutschen Alterssurveys.

Wie groß ist die Übereinstimmung von zuvor geäußerten Ruhestandsplänen und
tatsächlichem Übergangsalter in den Ruhestand? Zu dieser Frage vergleicht
die Studie die Ruhestandspläne von 55- bis 64-jährigen Berufstätigen im
Jahr 2008 mit dem tatsächlichen Alter des Austritts aus dem Arbeitsleben
bis zum Jahr 2014.

Dabei zeigt sich: Die Chancen, die Dauer ihres Arbeitslebens wie geplant
zu gestalten, sind nicht für alle gleich. Sowohl ein schlechter
Gesundheitszustand als auch ein geringes Ausbildungsniveau erhöhen die
Wahrscheinlichkeit, früher als geplant aus dem Berufsleben auszuscheiden.
Hingegen ist das Risiko länger als geplant erwerbstätig zu sein, je nach
Geschlecht unterschiedlich. Im Vergleich zu Männern haben Frauen dieser
Generationen eine höhere Wahrscheinlichkeit länger zu arbeiten als
geplant. Während von den Männern nur 18 Prozent über den ursprünglich
geplanten Zeitpunkt hinaus erwerbstätig blieben, haben von den Frauen 28
Prozent länger als beabsichtigt weitergearbeitet.

Heribert Engstler, Wissenschaftler am Deutschen Zentrum für Altersfragen
und Autor der Studie, benennt mögliche Gründe hierfür. Bei den befragten
Frauen handelt es sich um jene Jahrgänge, die von der Anhebung der
Altersgrenzen und dem Wegfall der speziellen vorgezogenen Altersrente für
Frauen betroffen waren. Sie weisen seltener mindestens 35
Rentenversicherungsjahre auf als Männer und erfüllen damit auch seltener
die Voraussetzungen für eine vorgezogene Altersrente. Zugleich verfügen
die Frauen durchschnittlich über geringere Rentenanwartschaften als
Männer. Die Notwendigkeit und der Anreiz aus finanziellen Gründen länger
zu arbeiten und Rentenabschläge zu vermeiden oder klein zu halten, sind
deswegen wahrscheinlich stärker ausgeprägt. Diese rentenrechtlichen und
finanziellen Gründe tragen wahrscheinlich dazu bei, dass Frauen häufiger
als Männer feststellen, dass sie ihre Ausstiegspläne revidieren müssen und
länger als geplant erwerbstätig bleiben.

Insgesamt zeigt die Studie, dass die Hälfte (50%) der Befragten ihre
zeitlichen Ausstiegs- oder Weiterarbeitspläne ziemlich genau (+- 6 Monate)
verwirklichte; besonders gut gelang dies Personen im Beamtenstatus (61%).
23 % aller älteren Erwerbstätigen arbeiteten länger als geplant und 27%
waren mindestens sieben Monate früher als geplant ausgeschieden, im
Durchschnitt mehr als 3 Jahre früher.


Die Untersuchungsergebnisse vollständig und im Detail:

Engstler, Heribert (2019).

Wie erfolgreich sind ältere Arbeitskräfte in der zeitlichen Umsetzung
ihrer Ausstiegspläne? Soziale Unterschiede der Übereinstimmung zwischen
geplantem und realisiertem Alter der Erwerbsbeendigung.

Zeitschrift für Gerontologie und Geriatrie, 52(Suppl.1): 14-24.

doi: 10.1007/s00391-018-1451-3

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution794
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Zentrum für Altersfragen, 07.03.2019
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ARBEIT/2915: Die Grenzen zwischen Arbeit und Freizeit verschwimmen in beide Richtungen (idw)


IZA - Institut zur Zukunft der Arbeit - 07.03.2019

Die Grenzen zwischen Arbeit und Freizeit verschwimmen in beide
Richtungen



Mehr als sechs Stunden ihrer Freizeit verbringen Beschäftigte in
Deutschland pro Woche im Schnitt mit beruflichen Aktivitäten. Umgekehrt
entfallen durchschnittlich mehr als vier Stunden der formellen Arbeitszeit
auf private Erledigungen. Das geht aus einer repräsentativen Befragung im
Rahmen der Studie "Arbeiten in Deutschland" hervor, die das Bonner
Institut zur Zukunft der Arbeit (IZA) gemeinsam mit dem Karrierenetzwerk
XING durchführt.

Die Digitalisierung schafft einerseits neue Möglichkeiten, Arbeitszeiten
flexibel an die jeweiligen Bedürfnisse anzupassen. Andererseits lösen sich
dadurch die Grenzen von Arbeit und Freizeit immer weiter auf. Die
Ergebnisse der IZA/XING-Studie zeigen: Nur noch bei jedem fünften
Beschäftigten sind diese Lebensbereiche klar voneinander getrennt.

Rund 64 Prozent der 1.859 befragten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
zwischen 25 und 54 Jahren gaben an, in ihrer Freizeit Tätigkeiten
nachzugehen, die eher ihrer regulären Arbeitszeit zuzurechnen sind. Dazu
zählen beispielsweise das Beantworten dienstlicher E-Mails oder die
Beschäftigung mit Fachliteratur. Vier von zehn Arbeitnehmern verbringen
damit mehr als zwei Stunden pro Woche.

Umgekehrt gaben zwei Drittel der Befragten an, sich während ihrer
Arbeitszeit teilweise mit nichtdienstlichen Aktivitäten wie Online-Einkäufen
oder privaten E-Mails zu beschäftigen. Rund 36 Prozent
verbringen mehr als zwei Stunden ihrer wöchentlichen Arbeitszeit mit
privaten Erledigungen. Insgesamt halten sich bei knapp der Hälfte der
Befragten berufliche Tätigkeiten in der Freizeit und private Aktivitäten
im Job etwa die Waage.

Laut IZA/XING-Studie neigen männliche Arbeitnehmer vergleichsweise
häufiger dazu, Arbeit nach Dienstschluss oder Privates am Arbeitsplatz zu
erledigen. Der Unterschied zu weiblichen Beschäftigten beträgt in beiden
Fällen sechs Prozentpunkte. Jüngere Arbeitnehmer unter 35 Jahren
verbringen mit rund acht Stunden pro Woche knapp doppelt so viel Freizeit
mit Beruflichem wie ältere Beschäftigte ab 45 Jahren.

IZA-Chef Hilmar Schneider, der die neuen Ergebnisse heute im Rahmen der
XING-Veranstaltung "New Work Experience" in Hamburg vorstellt, sieht durch
die Vermischung von Arbeit und Freizeit auch die Definition und Erfassung
von Überstunden erschwert. "In der digitalen Arbeitswelt geht der Trend
zur Vertrauensarbeitszeit, aber auch zur Pauschalvergütung von
Überstunden", sagt Schneider. Unternehmen und Beschäftigte seien gefragt,
mit der neu gewonnenen Flexibilität verantwortungsvoll umzugehen und
bedarfsgerechte Lösungen zu finden, von denen beide Seiten profitieren.


Über die IZA/XING-Studie "Arbeiten in Deutschland"

Die Studie "Arbeiten in Deutschland" wurde Anfang 2017 vom Institut zur
Zukunft der Arbeit (IZA) und XING gestartet. Anfang 2019 wurde bereits die
dritte Befragungswelle dieser gemeinsamen Initiative abgeschlossen, um vor
dem Hintergrund des fortschreitenden Wandels der Arbeitswelt neue
Erkenntnisse über die Zukunftsperspektiven der Bevölkerung in Deutschland
zu gewinnen. Die IZA/XING-Studie setzt sich aus zwei Befragungsteilen
zusammen: Einer nationalrepräsentativen Online-Umfrage mit rund 3.000
Teilnehmern sowie einer Online-Befragung von bis zu 6.000 zufällig
ausgewählten XING-Mitgliedern.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1155
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

IZA - Institut zur Zukunft der Arbeit, 07.03.2019
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FORSCHUNG/935: Wie Düfte das Konsumentenverhalten manipulieren (idw)


Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg - 07.03.2019

Wie Düfte das Konsumentenverhalten manipulieren

Wirtschaftswissenschaftler untersuchten die Langzeitwirkung von Düften auf
Zugreisende



Düfte, auch, wenn wir sie nicht bewusst wahrnehmen, beeinflussen
langfristig und entscheidend unser Wohlbefinden und, damit einhergehend,
unser Konsumverhalten. Selbst nach dem Absetzen einer Beduftung in
definierten Umgebungen bleibt ein Einfluss auf individuelle Bewertungen
erhalten.

Das sind die Ergebnisse einer Studie der Wirtschaftswissenschaftler Prof.
Marko Sarstedt und seines Kollegen Juniorprofessor Marcel Lichters vom
Consumer Research Cluster der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg. Die
Konsumentenforscher haben darin erstmals in realen Umgebungen die
Langzeitwirkung von positiven, unbewusst verarbeiteten Düften auf unsere
Bewertung von Serviceleistungen untersucht.

In einer Reihe von Feldstudien mit insgesamt über 700 zugfahrenden
Pendlern wiesen die Wirtschaftswissenschaftler nach, dass die gezielte
Beduftung von Zugabteilen bei den Reisenden dazu führt, die
Serviceleistungen des Unternehmens positiver zu bewerten. Besonders
spannend sei es, so Prof. Marko Sarstedt, dass die Passagiere den Duft
nicht bewusst wahrgenommen hätten, er aber dennoch ihre Einschätzungen
beeinflusste. Es sei auch kein Gewöhnungseffekt eingetreten, so sein
Kollege Juniorprofessor Marcel Lichters. "Die verbesserte
Servicewahrnehmung war nachhaltig: Auch zwei Wochen nach der Absetzung des
Duftes führte seine Wirkung noch eine positivere Bewertung der Zugfahrten
nach sich." Dies führen die Forscher auf unbewusste psychologische
Konditionierungseffekte zurück.

Die Studie wird demnächst im renommierten Journal of Service Research
veröffentlicht.

"Natürlich hat die sensorische Marketingforschung schon lange das
Potenzial von Duftkampagnen entdeckt", so Marcel Lichters. Bisher fand ein
Großteil der akademischen Forschung aber unter kontrollierten und
olfaktorisch eher puristischen Bedingungen, z.B. im Labor, statt, erklärt
Lichters. "Es stellte sich zu Beginn unserer Studie also die Frage, ob der
Einfluss von Düften bisher vielleicht überschätzt wurde, da in
Realanwendungen, etwa im Fitnessstudio oder auf Zugfahrten, immer mit
einer Vielzahl von störenden Einflüssen zu rechnen ist."

Den eingesetzten Duft, eine Mischung aus Jasminblüten, Melone und
Veilchen, entwickelten die Wissenschaftler zusammen mit einem Hersteller
kommerzieller Duftlösungen und legten anschließend die eingesetzte
Konzentration fest. Fast 400 zugfahrende Pendler wurden anschließend in
mehreren aufeinanderfolgenden Studien während der Fahrt dazu befragt, wie
sie die Luftqualität bewerten und ob Sie einen ungewöhnlichen Duft
wahrnehmen würden. Es zeigte sich, dass die Luftqualität umso positiver
bewertet wurde, je intensiver die - kaum wahrnehmbare - Beduftung war. Die
Probanden wurden erst im Nachhinein über die Manipulation aufgeklärt, um
die Ergebnisse der Studie nicht zu verzerren.

Es folgten weitere Experimente, bei denen insgesamt 300 Pendlerinnen und
Pendler ihre tägliche Zugfahrt - beduftet und nicht beduftet - bezüglich
der drei Servicekonstrukte Service Qualität, Service Erfahrung und
Wahrgenommener Wert beurteilen mussten. Die Untersuchungen wiesen nach,
dass es einen deutlichen Zusammenhang zwischen der Duftmanipulation und
der positiven Bewertung der Serviceleistungen gibt.

Die Magdeburger Konsumentenforscher gehen davon aus, dass in Zukunft immer
mehr Unternehmen die Beeinflussung ihrer Kundinnen und Kunden durch Düfte
nutzen werden. "Bei Firmen wie Singapore Airlines oder Abercrombie & Fitch
Co ist es inzwischen normal, auch bestimmte Düfte zu etablieren und in die
Marketingstrategie aktiv einzubeziehen. Neu ist hingegen, dass Unternehmen
beginnen, vornehmlich unbewusst verarbeitete Düfte einzusetzen", so Prof.
Marko Sarstedt. Allerdings seien bei diesem Vorgehen auch rechtliche und
ethische Fragen zu klären, da sich die Konsumenten dem Einfluss der Düfte
nicht entziehen könnten und sich nicht bewusst darüber seien, welche
Wirkung Umgebungsdüfte auf ihre Wahrnehmung und ihre Entscheidungen
entfalten.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution116
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UNTERNEHMEN/2758: Geschlechterquote wirkt in den Aufsichtsräten von 107 Unternehmen, aber kaum darüber hinaus (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 07.03.2019

Geschlechterquote wirkt in den Aufsichtsräten von 107 Unternehmen, aber
kaum darüber hinaus

Neue Studie zu Frauen in Führungspositionen



Der Anteil von Frauen in den Aufsichtsräten börsennotierter Unternehmen
ist gestiegen. Das ist der Geschlechterquote zu verdanken. Um breiter zu
wirken, müsste sie allerdings für viel mehr Unternehmen gelten als die
lediglich 107, die derzeit unter das Gesetz fallen. Denn die Ausstrahlung
auf andere Firmen hält sich bislang in Grenzen, zeigt eine neue Studie des
Instituts für Mitbestimmung und Unternehmensführung (I.M.U.) der
Hans-Böckler-Stiftung.*

Die Frauenquote für Aufsichtsräte greift. Doch sie sorgt nicht unmittelbar
für einen nachhaltigen Schub in Richtung Gleichstellung bei
Führungspositionen. "Die Mehrzahl der Unternehmen, die die Quote bereits
erfüllen müssen, stellt nur so viele weibliche Aufsichtsratsmitglieder,
wie unbedingt erforderlich", erklärt Studienautorin Marion Weckes vom
I.M.U. Eine Wirkung auf den Frauenanteil in den Vorständen sei zwar
vorhanden, eine darüber hinaus gehende Strahlkraft, zum Beispiel auf
Unternehmen, die von der Quote nicht direkt erfasst werden, entfalte das
Gesetz aber nicht.

Insgesamt lag der Frauenanteil in den Aufsichtsräten der 160 Unternehmen
aus den Börsenindizes Dax, MDax und SDax im Jahr 2018 bei 30,4 Prozent -
und damit höher als im Jahr zuvor (28 Prozent). 2005 waren es lediglich
10,2 Prozent. Einen Beitrag dazu hat die sogenannte Geschlechterquote
geleistet, die seit 2016 gilt: Seitdem müssen 30 Prozent der
Aufsichtsratsmandate von Frauen übernommen werden, allerdings nicht in
allen Kapitalgesellschaften, sondern nur in jenen, die börsennotiert und
zugleich paritätisch mitbestimmt sind. Das betrifft aktuell 107
Unternehmen, in deren Aufsichtsräten der Frauenanteil im Durchschnitt 33,2
Prozent beträgt.

Von diesen 107 Firmen bleiben 22 noch unter der 30-Prozent-Quote. Bei
einem Teil von ihnen haben noch keine Neu- oder Nachwahlen des
Kontrollgremiums stattgefunden, sie müssen also demnächst nachziehen.
Einige Unternehmen, bei denen schon gewählt wurde, haben von den Auf- und
Abrundungsregelungen auf ganze Personen Gebrauch gemacht. 85 Unternehmen
weisen einen Frauenanteil entsprechend der Mindestquote auf. Aber gerade
einmal 38 der 107 Unternehmen haben einen höheren Frauenanteil als
gesetzlich erforderlich (siehe auch die Übersicht mit den konkreten
Frauenquoten für alle 107 Unternehmen in Abbildung 8 der Studie auf S.
13/14). In einem der 107 Unternehmen sitzen gleich viele Frauen wie Männer
im Gremium. Ebenfalls in einem Unternehmen gibt es mehr weibliche als
männliche Aufsichtsratsmitglieder.

In den Vorständen der quotengebundenen Unternehmen sind Frauen weiterhin
wenig vertreten: Zu Beginn des Jahres 2019 waren 43 Vorstandsposten (9
Prozent) mit Frauen besetzt. In sieben Unternehmen waren zwei Frauen im
Vorstand. In zwei Unternehmen gab es weibliche Vorstandsvorsitzende. Da
die Verträge von Vorständen in der Regel mehrjährige Laufzeiten haben, war
nicht zu erwarten, dass innerhalb kurzer Zeit viel mehr Frauen in den
Vorstand einziehen. Gleichwohl hätten die Unternehmen bereits weit vor der
gesetzlichen Verpflichtung Maßnahmen ergreifen müssen, um mehr Frauen für
Vorstandsposten zu qualifizieren, so Weckes.

"Ein 'kleines' Quotengesetz, das nur 107 Unternehmen verpflichtet, und
zudem nur für den Aufsichtsrat gilt, produziert noch keinen Kulturwandel",
lautet das Fazit der Expertin. Sie plädiert dafür, dass der
Geltungsbereich des Gesetzes auf alle großen Kapitalgesellschaften im
Sinne des Handelsgesetzbuchs (ab 250 Beschäftigte) ausgedehnt wird,
unabhängig davon, ob eine Kapitalmarktorientierung vorliegt. Damit würde
erreicht, so Weckes, dass nicht nur paritätisch mitbestimmte
börsennotierte Aktiengesellschaften, sondern auch GmbHs mit gesetzlich
vorgeschriebenem Aufsichtsrat verpflichtet wären, ihren Beitrag zur
Geschlechtergleichstellung zu leisten. Insgesamt würde die Quote dann in
zirka 2250 Unternehmen gelten. Geschlechtergerechtigkeit sei schließlich
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die nicht an der Mitbestimmung im
Aufsichtsrat festgemacht werden kann, argumentiert die Ökonomin.


Originalpublikation:

(*) Marion Weckes:

"Quötchen" verschiebt nur die gläserne Decke und ist strahlungsarm.
Die Geschlechterverteilung im Aufsichtsrat und Vorstand 2019,

Mitbestimmungsreport Nr. 48, März 2019. 

Download: https://www.boeckler.de/pdf/p_mbf_report_2019_48.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621
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E-Mail: service@idw-online.de
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WOHNEN/231: Anders Wohnen im Alter - Tausche sanierungsbedürftiges Haus gegen altersgerechte Wohnung (idw)


Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie - 07.03.2019

Anders Wohnen im Alter: Tausche sanierungsbedürftiges Haus gegen
altersgerechte Wohnung



Die Wohnbedürfnisse eines Menschen verändern sich im Laufe seines Lebens.
Vom WG-Zimmer über die Single-Wohnung hin zur familientauglichen Wohnung
oder zum Einfamilienhaus. Im Alter verändert sich der Bedarf noch einmal,
etwa für Familien: Sind die Kinder ausgezogen, empfinden viele Menschen
ihr Haus als zu groß und nicht altersgerecht; zudem ist es oft
sanierungsbedürftig. Gleichzeitig suchen viele Menschen nach passendem
Wohnraum. Ein Dilemma, für das Öko-Institut und ISOE - Institut für
sozial-ökologische Forschung in dem vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) geförderten Projekt "LebensRäume" Lösungen entwickeln.

Eine Herausforderung für viele ländliche Kommmunen: Weil die Nachfrage
nach Wohnraum steigt, werden oft neue Bauflächen ausgewiesen. Dabei wäre
noch viel Platz im Bestand. Doch die vorhandenen Häuser sind oft aus den
1960er/1970er Jahren, nicht energieeffizient, sanierungsbedürftig und
zudem schon bewohnt - häufig von älteren Eigentümerinnen und Eigentümern,
die sich Gedanken darüber machen, wie sie ihr Haus als Paar oder Single
nach dem Auszug der Kinder nutzen wollen.

In Kooperation mit dem Kreis Steinfurt in Nordrhein-Westfalen untersuchen
Öko-Institut und ISOE, ob und wie der vorhandene Wohnraum bedarfsgerecht
genutzt werden kann. Eine Möglichkeit: Eigentümerinnen und Eigentümer
ziehen in eine kleinere, altersgerechte Wohnung und verkaufen ihr Haus.
Oder aber: Sie vermieten nicht genutzte Teile des Hauses. Das ISOE hat in
sechs Modellkommunen ältere Hausbesitzerinnen und -besitzer zu ihrer
Wohnsituation und ihren Einstellungen gegenüber diesen Möglichkeiten
befragt.

Hoher Leerstand in Modellkommunen: Potenzial an ungenutzem Wohnraum

In Emsdetten, Ibbenbüren, Lengerich, Mettingen, Saerbeck und Wettringen
gibt es einen erheblichen Anteil an kleinen Haushalten, die großzügig mit
Wohnfläche versorgt sind. "Legt man als Grenze eine Wohnfläche von 80
Quadratmeter für einen Ein-Personen-Haushalt bzw. 120 Quadratmeter für
einen Zwei-Personen-Haushalt fest, so fallen 20 bis 25 Prozent der
Haushalte in diese Gruppe", sagt Immanuel Stieß vom ISOE. "Für uns ist
aber vor allem der hohe Anteil unvermieteten Leerstands interessant."
Knapp über die Hälfte der Befragten im Kreis Steinfurt im Alter ab 55
Jahren gab an, über ungenutzte Räume in ihrem Haus zu verfügen. Nicht
selten sind das zwei oder mehr vom eigenen Wohnraum abgetrennte Räume oder
eine ganze Einliegerwohnung.

Die Zahl solcher nicht vermieteter Wohnungen beläuft sich auf
schätzungsweise 5.000 im gesamten Kreisgebiet. "Viele Eigentümerinnen und
Eigentümer schließen eine Vermietung allerdings aus", berichtet Stieß. Als
Gründe werden die Belastung durch Planung und Finanzierung des Umbaus
genannt, aber auch die Sorge, die gewohnte Eigenständigkeit zu verlieren
oder möglicher Ärger mit Mieterinnen oder Mietern.

Großer Beratungsbedarf in Kommunen

Die Umfrage zeigte auch, dass Dreiviertel der Hauseigentümerinnen und
-eigentümer sich grundsätzlich einen Umzug in eine altersgerechte Wohnung
oder in ein kleineres Haus vorstellen können. "Aber nur 14 Prozent der
Befragten haben vor, in den nächsten fünf Jahren etwas an ihrer
Wohnsituation zu verändern", sagt Projektleiterin Corinna Fischer vom
Öko-Institut. "Der Weg von einer grundsätzlichen Bereitschaft zu einem
konkreten Plan ist weit." Das Expertenteam erpropt deshalb mit dem Kreis
Steinfurt und ausgewählten Kommunen in bis zu 300 Haushalten eine
persönliche Beratung sowie Workshops zum Thema "Wohnen im Alter".

"Wir wollen Hauseigentümerinnen und -eigentümer über verschiedene
Möglichkeiten informieren und bei der Meinungsbildung unterstützen", so
Fischer. In einem nächsten Schritt werden Kreise und Kommunen praktische
Unterstützungsangebote aufbauen. Von Beratung zur Finanzierung eines
Umbaus oder zu Vermieterrechten bis hin zu innovativen Wohnkonzepten für
ältere Menschen ist vieles denkbar. Die Diskussion in den Kommunen hat
jedenfalls begonnen.

Das Projekt "LebensRäume"

Das Forschungsprojekt "LebensRäume - Instrumente zur bedürfnisorientierten
Wohnraumnutzung in Kommunen" wird innerhalb der Fördermaßnahme "Kommunen
innovativ" des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF)
gefördert. An dem Projekt unter der Leitung des Öko-Institut sind das ISOE
- Institut für sozial-ökologische Forschung, der Kreis Steinfurt mit dem
Amt für Klimaschutz und Nachhaltigkeit und dem energieland 2050 e.V.
beteiligt sowie das ifeu Institut für Energie- und Umweltforschung
Heidelberg.


Öko-Institut e.V.

Das Öko-Institut ist eines der europaweit führenden, unabhängigen
Forschungs- und Beratungsinstitute für eine nachhaltige Zukunft. Seit der
Gründung im Jahr 1977 erarbeitet das Institut Grundlagen und Strategien,
wie die Vision einer nachhaltigen Entwicklung global, national und lokal
umgesetzt werden kann. Das Institut ist an den Standorten Freiburg,
Darmstadt und Berlin vertreten.

ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung, Frankfurt am Main
Das ISOE gehört zu den führenden unabhängigen Instituten der
Nachhaltigkeitsforschung. Seit 30 Jahren entwickelt das Institut
wissenschaftliche Grundlagen und zukunftsfähige Konzepte für Politik,
Zivilgesellschaft und Wirtschaft - regional, national und international.
Zu den Forschungsthemen gehören Wasser, Energie, Klimaschutz, Mobilität,
Urbane Räume, Biodiversität und sozial-ökologische Systeme.

Weitere Informationen unter:

https://kommunen-innovativ.de/lebensraeume

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution429

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Öko-Institut e. V. - Institut für angewandte Ökologie, 07.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERNATIONAL/270: Mexiko - Befragung von Indígenas soll Gesetz werden (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Befragung von Indígenas soll Gesetz werden



(Mexiko-Stadt, 6. März 2019, npl) - Inmitten der Diskussion über die
Art und Weise, wie die neue mexikanische Regierung "Volksbefragungen"
zu Großprojekten durchführt, hat die Innenministerin Olga Sánchez
Cordero die Ausarbeitung eines Gesetzes über die vorherige, freie und
informierte sowie nach Treu und Glauben durchgeführte und kulturell
angemessene Befragung der indigenen Völker angekündigt. Das Gesetz
solle auf der Würde dieser Völker basieren und sie als Rechtssubjekte
anerkennen. Dabei gehe es nicht nur um die Anerkennung der Völker,
sondern auch deren Normsysteme.

Die Ausarbeitung des Gesetzesentwurfes wird in den Aufgabenbereich der
Nationalen Behörde der Indigenen Völker (INPI) fallen. Adelfo Regino
Montes, Leiter der INPI, indigener Anwalt aus dem Bundesstaat Oaxaca
und Angehöriger des Volkes der Mixe will dafür Verfassungsänderungen
vorschlagen. Das Gesetz wird sich an den Standards der ILO-Konvention
169, der Erklärung der UNO über die Rechte der Indigenen Völker und an
der Erklärung der Organisation Amerikanischer Staaten orientieren.
Neben der adäquaten Umsetzung der Befragung ist jedoch der Knackpunkt,
inwieweit eine Befragung, selbst wenn sie die formalen und
inhaltlichen Kriterien erfüllt, den indigenen Völkern und Gemeinden
ein Vetorecht gegen sie betreffende Projekte einräumt.

Ohne dieses Vetorecht bleiben die indigenen Befragungen nach Ansicht
zahlreicher Kritiker*innen lediglich eine Formsache und oft ein
Legitimationsinstrument, um Großprojekte durchzusetzen. Die Anwältin
Magdalena Gómez formulierte es in einem Beitrag in der Tageszeitung La
Jornada vom 5. März so: "Meinem Urteil nach ist das schwerwiegende
Problem, dem sich die indigenen Völker gegenübersehen, dass ihre
kollektiven Rechte nach wie vor negiert und mit den Füßen getreten
werden. Das Regierungshandeln hat einen anderen Horizont. In der
Praxis ist der Wille des Präsidenten bestimmend. Dafür hat er sich mit
einer angeblichen Bürger*innenbefragung zum Volkswillen ausgestattet,
mit der zuvor getroffene Entscheidungen abgesegnet werden sollen."


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/befragung-von-indigenas-soll-gesetz-werden/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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MELDUNG/097: WWF - Survival International reagiert auf die neuesten Buzzfeed-Enthüllungen (Survival)


"Survival International" - Deutsche Sektion - 6. März 2019

WWF: Survival International reagiert auf die neuesten Buzzfeed-Enthüllungen 



Nur einen Tag nachdem der WWF eine "Untersuchung" angekündigt hat, um den
Enthüllungen der Nachrichtenseite Buzzfeed nachzugehen, hat eine neue
Buzzfeed-Veröffentlichung ergeben, dass der WWF bereits vor vier Jahren
eine Untersuchung ähnlicher Vorfälle in Auftrag gegeben hatte - und die
Ergebnisse vertuscht hatte.

Buzzfeed hatte über vom WWF finanzierte Wildhütern berichtet, die Menschen
getötet und gefoltert haben sollen.

Stephen Corry, Direktor von Survival International, erklärte heute:

"Die Buzzfeed-Recherchen sind eine Horrorshow mit Mord,
Gruppenvergewaltigung und Vertuschung. Der neuste Bericht zeigt, dass der
WWF krankhaft unfähig zu sein scheint, seine Mitschuld an
Menschenrechtsverletzungen anzuerkennen."

"Es ist dem WWF seit Jahren bekannt, dass die von ihm finanzierten
paramilitärischen Einheiten schlagen, foltern und töten. Aber seine
Reaktion ist immer die gleiche - ein Nebelschleier aus bedeutungslosen
Ankündigungen, um dann so weiterzumachen wie bisher."

"Diesmal hat der WWF nicht einmal versucht, seine Antwort überzeugend
klingen zu lassen. Es wurde beispielsweise eine Anwaltskanzlei beauftragt,
die nichts über indigene Völker weiß, sich aber auf
'Reputations-Management' spezialisiert hat und ihren Kunden rät, dass
'vollständig... auf alle gestellten Fragen zu antworten ... nicht immer die
beste Strategie ist'."

"Der WWF braucht einen umfassenden, radikalen Richtungswechsel. Er muss
aufhören in Gebieten zu arbeiten, in denen er nicht die Zustimmung der
lokalen Bevölkerung hat. Er muss seine Opfer entschädigen, die Schuldigen
entlassen und sein Geld und seine enormen Ressourcen in den Dienst
indigener Völker stellen, die die besten Naturschützer und Hüter der Umwelt
sind."



Survival International ist die globale Bewegung für indigene Völker. Wir
helfen indigenen Völkern ihr Leben zu verteidigen, ihr Land zu schützen und
ihre Zukunft selbst zu bestimmen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. März 2019

Survival Deutschland

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalderstr. 4, 10405 Berlin

Telefon: +49 (0)30 72 29 31 08, Fax: +49 (0)30 72 29 73 22

E-Mail: info@survivalinternational.de

Internet: www.survivalinternational.de
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MELDUNG/096: WWF bestürzt über Vorwürfe (WWF)


WWF Pressemitteilung - 5. März 2019

WWF bestürzt über Vorwürfe



Die schwerwiegenden Vorwürfe des Buzzfeed-Artikels vom Montag haben
uns zutiefst bestürzt. Es wurde daher sofort ein internationales
Krisenteam eingerichtet und zusammen mit externen
Menschenrechtsexperten eine umfassende Untersuchung eingeleitet.
Sollten sich die Vorwürfe bewahrheiten, wird es Konsequenzen zur Folge
haben.

Wir sind in den weltweit schwierigsten und gefährlichsten Orten im
Einsatz: in Bürgerkriegs- und Krisenregionen oder in Staaten, die
unserem eignen Verständnis von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit
teilweise fundamental entgegenstehen. Wir sehen uns nicht selten mit
Gewalt und kriegerischen Konflikten, organisierter Kriminalität und
einer skrupellosen, milliardenschweren Wildtier-Mafia konfrontiert,
die vor nichts zurückschreckt. Zugleich ist in vielen Staaten der Welt
Naturschutzarbeit nur möglich, wenn man als
Nichtregierungsorganisation bereit ist, mit staatlichen Stellen, wie
etwa Nationalparkverwaltungen, Naturschutzbehörden, Justiz und Polizei
oder gar der Armee zusammenzuarbeiten. In diesen schwierigen Regionen
und in diesem kritischen Umfeld müssen Naturschutzorganisationen
agieren, auch wenn das oftmals eine Gratwanderung darstellt. Niemand
darf beim Kampf gegen Wilderei und die Zerstörung unserer Natur selbst
zum Täter werden.

Der WWF versteht sich als Teil einer starken, unabhängigen
Zivilgesellschaft. Für uns hat die Achtung der Menschenrechte oberste
Priorität. Wir arbeiten in jedem unserer Projekte mit den Menschen vor
Ort eng zusammen. Der WWF trägt in vielen Ländern aktiv zum Aufbau
einer starken Zivilgesellschaft bei. Aus diesem Selbstverständnis
heraus legen wir an uns und unser Engagement höchste Maßstäbe an. Wir
überarbeiten und schärfen unsere Richtlinien bereits seit einigen
Monaten grundlegend. Im Licht der Vorwürfe werden wir sie nun ganz
besonders in den Fokus rücken.

Wir arbeiten die Vorwürfe transparent und umfassend durch unsere
eigenen Mitarbeiter und zugleich durch unabhängige Dritte auf. Die
Zentrale von WWF International hat hierfür die Londoner Kanzlei
Kingsley Napley engagiert. BuzzFeed wurde gebeten, uns weitere
Informationen und Beweise zur Verfügung zu stellen, um eine
Überprüfung möglichst schnell abschließen zu können.

Darüber hinaus hat der WWF Deutschland Markus Löning und sein Institut
"Human Rights & Responsible Business" als unabhängigen
Menschenrechtsberater engagiert. Löning war von April 2010 bis Januar
2014 Menschenrechtsbeauftragter der Bundesregierung. Ein erster
Zwischenbericht Lönings soll voraussichtlich im April vorliegen.



Weitere Informationen

Menschen und Naturschutz

https://www.wwf.de/themen-projekte/menschen-und-naturschutz/

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 05.03.2019

Herausgeber: WWF Deutschland

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin

Tel.: 030 311 777 - 0, Fax: 030 311 777 - 603

E-Mail: info@wwf.de

Internet: www.wwf.de
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SCHACH-SPHINX/06860: Kampfwütiger Däne (SB)


Niemand wäre verwundert gewesen, wenn der dänische Großmeister Bent
Larsen bei einem Turnier elf Punkte aus 13 Partien erzielt, also neun
Partien gewonnen und vier remisiert hätte. Auch daß er sich mit drei
Zählern Vorsprung den Siegeslorbeer aufgesetzt hätte, wäre keines
Erstaunens wert gewesen - in seinen besten Kampfjahren! In den
Sechzigern war Larsen wild, ungebärdig und stets auf Konfrontation
aus, und er war es gewesen, der die restliche Welt gegen die
Sowjetunion am Spitzenbrett angeführt hatte. Doch der Sieg in Buenos
Aires 1980 durch den damals 44jährigen Larsen, der zuvor lange kein
Turnier mehr gewonnen hatte, kam dann doch einer Sensation gleich,
zumal unter seinen Konkurrenten Anthony Miles, Ulf Andersson, Boris
Ivkov und Florin Gheorghiu zu finden waren. Der argentinische
Altmeister Miguel Najdorf, der übrigens unter die Preisträger kam,
erklärte hinterher, nie zuvor einen solch kampfwütigen Dänen gesehen
zu haben. Im heutigen Rätsel der Sphinx zerpflückte Larsen den Ex-
Weltmeister Boris Spasski, der zuletzt 1.Dd1-b3 gespielt hatte und nun
glaubte, für die verlorene Qualität eine Spur von Gegenspiel bekommen
zu können. Nun, Wanderer, ließ es Larsen soweit kommen?






[image: SCHACH-SPHINX/06860: Kampfwütiger Däne (SB)]



Spasski - Larsen

Buenos Aires 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Brausender Applaus, als Viktor Kupreitschik mit 1...Sf6xe4! die weiße
Stellung auseinandernahm. Zwei schwarze Figuren hingen, aber keine
durfte geschlagen werden, zum Beispiel 2.Lh4xe7? Se4xc3 3.a2-a3 -
3.b2xc3 Tc8xc3 - 3...Sb4-a2+ 4.Kc1-d2 Ld7-a4 5.Db3-b7 Sc3xd1+ 6.Kd2xd1
Tc8xc2 oder 2.Sc3xe4 Ld7-a4! 3.Db3-a3 Sb4xc2 4.Da3-c3 Tc8xc3. Sein
Kontrahent Vitali Zeschkowski hoffte, sich mit 2.a2-a3 aus der
Feuerlinie bringen zu können. Ein Irrtum, wie Kupreitschik schlagend
bewies: 2...Sb4xc2! 3.Db3xc2 Se4xc3 4.Lh4-e1 Le7-f6 5.Sf3-e5 -
notwendig, da 5.Le1xc3 Lf6xc3 6.Kc1-b1 Ld7-a4 7.b2-b3 Tc8-b8 kaum
verdaulich gewesen wäre - 5...Ld7-a4 6.Le1xc3 - jetzt unvermeidlich -
6...La4xc2 7.Lc3xa5 Lc2xd1+ 8.Kc1xd1 d6xe5 - Resultat: totes Endspiel
für Weiß - 9.f4xe5 Lf6xe5 10.b2-b4 Tc8-c3 11.a3-a4 Tc3-a3 12.Kd1-c2
Le5-d4 13.Th1-d1 e6-e5 und Weiß gab auf.



Erstveröffentlichung am 9. März 2006
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KIND/169: Literaturhinweis - Gleiche Chancen für Kinder aus Familien mit Zuwanderungsgeschichte (idw)


Evangelische Hochschule Freiburg - 07.03.2019

Gleiche Chancen für Kinder aus Familien mit Zuwanderungsgeschichte



Kinder aus Familien mit Zuwanderungsgeschichte brauchen mehr Teilhabe und
Chancengerechtigkeit. An dieser gesellschaftlichen Zukunftsaufgabe haben
pädagogische Fachkräfte eine entscheidende Rolle. Ihnen bietet das
Qualifizierungsprogramm "Chancen-gleich" Weiterbildungen und nun auch ein
Handbuch für Aus- und Weiterbildungen, um kulturelle Vielfalt
professionell zu unterstützen. Autor*innen des Manuals sind Sibylle
Fischer, Leiterin der Geschäftsstelle Chancen-gleich! und Prof. Dr. Klaus
Fröhlich-Gildhoff, Leiter des Zentrum für Kinder-und Jugendforschung
(ZfKJ) an der Evangelischen Hochschule.

In ihrem Geleitwort zum Manual schreibt Dr. Dagmar Wolf, Leiterin
Themenbereich Bildung der Robert Bosch Stiftung: "Chancen-gleich! verfolgt
das Ziel, pädagogische Fachkräfte in Kindertageseinrichtungen dabei zu
unterstützen, die Ressourcen und Stärken, die Kinder und Familien aus
ihren Kulturen, Sprachen und Lebenswelten mit-bringen, für
Bildungsprozesse zu nutzen." Für Wolf ist das Manual das Herzstück des
Qualifizierungsprogramms: "ein Curriculum, das Fachkräfte in der Reflexion
und Weiterentwicklung ihrer pädagogischen Arbeit mit Kindern und Familien
mit Migrationshintergrund stärkt und Kitas auf ihrem Weg zu einer
kultursensiblen Einrichtung begleitet."

Chancen-gleich! wurde 2011 im Auftrag der Robert-Bosch-Stiftung durch das
Zentrum für Kinder- und Jugendforschung (ZfKJ) ins Leben gerufen, die
Geschäftsstelle 2016 gegründet. Es ist ein Qualifizierungsprogramm
eingebettet in eine Organisationsentwicklung, das über zwei Jahre in 27
Kindertageseinrichtungen in Stuttgart erprobt und von der Universität
Tübingen evaluiert wurde. Inzwischen wurden über 300 Multiplikator*innen
in Deutschland, Österreich und Südtirol qualifiziert. Das Programm richtet
sich an Aus- und Weiterbildner*innen, an Fachberatungen,
Prozessbegleitungen und alle Interessierte aus der Praxis.

Fischer: "Das Programm Chancen-gleich! wird derzeit in fünf Fachschulen
Thüringens implementiert. Für für die Schulkindbetreuung in
Baden-Württemberg wird es aktuell modifiziert." Durch die kontinuierliche
Unterstützung der Robert Bosch Stiftung wurde aus einem Pilotprojekt ein
etabliertes Programm, dass sich weit über die Bildungspraxis hinaus
erstreckt.

Aus- und Weiterbildungsziele von Chancen-gleich! sind auf der
theoretischen Ebene: reflexives Wissen zum Umgang mit Diversität und
Pluralität, Ausbildung von Kultursensibilität und Bewusstsein für
Chancengerechtigkeit. Das Programm zeigt handlungsorientierte
Möglichkeiten zur "kultursensiblen" Gestaltung von Bildungs- und
Entwicklungsprozessen in Kindertageseinrichtungen, bezogen auf
pädagogisches Handeln mit Kindern, Zusammenarbeit mit Familien und
sozialräumliche Orientierung.


Das Buch

Chancen-gleich. Kulturelle Vielfalt als Ressource in frühkindlichen
Bildungsprozessen - Manual zur Qualifizierung pädagogischer Fachkräfte
1. Auflage, 2019, erschienen im Kohlhammer Verlag

Weitere Informationen unter:

http://chancen-gleich.eu/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1558

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Evangelische Hochschule Freiburg, 07.03.2019

WWW: http://idw-online.de
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MELDUNG/527: Psychologie wird Psychotherapiestudium integrieren (idw)


Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs) - 07.03.2019

Psychologie wird Psychotherapiestudium integrieren

Akademische Psychologie begrüßt Kabinettsentwurf zur
Psychotherapieausbildung, will aber polyvalente Studiengänge anbieten



Mit dem Gesetzesentwurf zur Reform der Psychotherapeutenausbildung greift
das Bundesministerium für Gesundheit (BMG) zentrale, von der Deutschen
Gesellschaft für Psychologie (DGPs) geforderte Regelungen für die Neuerung
auf. "Wir folgen der Einschätzung des BMG, dass die an Universitäten und
ihnen gleichgestellten Hochschulen angesiedelten psychologischen
Fakultäten am schnellsten in der Lage sein werden, das Studium der
Psychotherapie anzubieten" sagt Birgit Spinath, Präsidentin der DGPs. "Die
psychologischen Bachelor- und Masterstudiengänge sind bestens dazu
geeignet, die im Gesetzesentwurf geforderten wissenschaftlichen und
klinisch-praktischen Fertigkeiten zu vermitteln", ergänzt Winfried Rief,
Vorsitzender der Kommission Psychologie und Psychotherapieausbildung der
DGPs. "Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten werden zukünftig noch
besser auf die postgraduale praktische Tätigkeit vorbereitet sein."

Die Universitäten und gleichgestellten Hochschulen verfügen bereits heute
über wesentliche Strukturen, die bei der Umsetzung des Ausbildungsziels
benötigt werden. Die an den universitären psychologischen Instituten
angesiedelten Hochschulambulanzen können bei den berufspraktischen
Einsätzen mit direktem Patientenkontakt mitwirken, so dass Praxisphasen
direkter Teil des Studiums sind. Deshalb planen die psychologischen
Universitätsinstitute, das im Gesetzentwurf neu vorgeschlagene Studium zur
Approbation in Psychotherapie nicht als eigenen Studiengang anzubieten,
sondern in Psychologie-Studiengänge zu integrieren.

"Wir begrüßen, dass mit den neuen Regelungen und den vorgegebenen
ECTS-Punkten ausreichend Spielraum für einen polyvalenten Bachelorabschluss
in der Psychologie gegeben wird", erklärt Birgit Spinath. Studierende können
sich im Anschluss an das Bachelorstudium nach den neuen Regelungen für
unterschiedliche Psychologie-Masterstudiengänge entscheiden, wie zum
Beispiel solche, die die gesamte Breite der Psychologie beinhalten, oder
solche, die Schwerpunkte etwa in der Arbeits-, Organisations- und
Wirtschaftspsychologie setzen. "Aber auch bei einer Profilierung im
Studium in Richtung Psychotherapie-Approbation kann ein akademischer
Abschluss in Psychologie erfolgen", erläutert Markus Bühner, der
Vorsitzende des Fakultätentages Psychologie, die Vorteile einer solchen
Umsetzung der Gesetzesreform.


Über die DGPs:

Die Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs e.V.) ist eine Vereinigung
der in Forschung und Lehre tätigen Psychologinnen und Psychologen. Die
über 4500 Mitglieder erforschen das Erleben und Verhalten des Menschen.
Sie publizieren, lehren und beziehen Stellung in der Welt der
Universitäten, in der Forschung, der Politik und im Alltag.
Die Pressestelle der DGPs informiert die Öffentlichkeit über Beiträge der
Psychologie zu gesellschaftlich relevanten Themen. Darüber hinaus stellt
die DGPs Journalisten eine Datenbank von Experten für unterschiedliche
Fachgebiete zur Verfügung, die Auskunft zu spezifischen Fragestellungen
geben können.

www.dgps.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution599

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Psychologie (DGPs), 07.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INSZENIERUNG/112: Hamburger Sprechwerk - "Entwaffnung" von Konstanze Ullmer, 17.3.2019


Hamburger Sprechwerk

Eine WORTGEFECHTE-Eigenproduktion des Sprechwerks

Entwaffnung (UA)

von Konstanze Ullmer



Am Sonntag 17.03.19 um 18 Uhr wird zum allerletzten Mal das Stück
ENTWAFFNUNG aufgeführt. Es beschäftigt sich mit der Schuldfrage im
radikalen Widerstand der 80er Jahre. Hat sich rückblickend der Kampf
gelohnt? War der Preis Gefängnis und Verlust der Familie es wert?

Gabriel und Iris haben im Gefängnis gesessen, 8 Jahre, unschuldig. Man
hat ihnen und ihrem Freund Mosko vorgeworfen einen Anschlag verübt zu
haben auf einem Bundeswehrgelände, Personen kamen nicht zu Schaden.
Ein Justizirrtum. Sie gehörten zur Hausbesetzerszene, zum sogenannten
"antiimperialistischen Widerstand". Jetzt sind sie wieder draußen,
seit über 20 Jahren mittlerweile. Ihre Tochter Esther war zwei, als
verhaftet wurden. Sie wuchs bei Freunden auf, kehrte nie zu ihnen
zurück.

Die drei haben zwar DIESEN Anschlag nicht verübt, aber ja, sie waren
radikal. Es gibt noch ein Lager mit Waffen, doch die Szene hat sich
aufgelöst. Der Anschlag von damals richtete sich gegen die damals
neuen Datennetze und Kommunikationstechnologien, gegen die Möglichkeit
der Überwachung der Bürger durch den Staat - ein Treppenwitz der
Geschichte aus heutiger Sicht. Es ist an der Zeit die Waffen
niederzulegen. Das letzte der Verstecke, die nun aufgelöst werden
sollen, ist in einem Keller. Dort treffen sie sich. Esther stößt dazu
und stellt Fragen:

Warum habt ihr geschwiegen?

Warum habt ihr mich allein gelassen?

Hat es sich gelohnt, ist die Welt jetzt besser geworden? 

War es das wert?

Und was ist aus euren Utopien geworden?

Mit: Stephan Arweiler, Jasmin Buterfas, Joachim Liesert, Ines Nieri

Kostüme: Sharon Rohardt

Regie: Konstanze Ulmer

Assistenz: Aron Ulmer, Alisha Barß

Diese Produktion wurde von der Kulturbehörde Hamburg gefördert.

Kartenpreise:

VVK: 20,50 / ermäßigt 12,80 Euro (incl. VVK-Gebühren)

AK: 22 / ermäßigt 13,50 Euro

 * 

Quelle:

Hamburger Sprechwerk

Klaus-Groth-Str. 23. 20535 Hamburg

FON Büro: 040 - 24 42 39 - 30 / -32

FON Tickets: 040 - 69 65 05 05

mail: info@hamburgersprechwerk.de

web: https://sprechwerk.hamburg
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SCHAUSPIEL/1252: Magdeburg - "Der Geheimagent" nach Joseph Conrad, 5.4-15.6.2019


Theater Magdeburg

Der Geheimagent

Das Theaterkollektiv »Prinzip Gonzo« beschäftigt sich mit Joseph
Conrads Agententhriller

Premiere Fr. 5.4.2019, 19.30 Uhr, Schauspielhaus/Studio

Weitere Vorstellungen: So. 7.4. / Fr. 12.4. / Fr. 26.4. / Fr. 3.5. /
Sa. 1.6. / Fr. 7.6. / Sa. 15.6.2019



Um die Welt der Agenten und ihrer nebulösen Machenschaften, um
Korruption, Angst und Terror sowie eine tragische Familiengeschichte
dreht sich das Geschehen in Joseph Conrads Roman »Der Geheimagent«,
der in der Fassung des Theaterkollektivs Prinzip Gonzo am Fr.
5.4.2019, 19.30 Uhr im Schauspielhaus/Studio Premiere feiert.

Das Werk erzählt von den nebulösen Machenschaften des in
anarchistischen Kreisen spitzelnden Adolf Verloc, der mit seiner Frau
Winnie und ihrem geistig zurückgebliebenen Bruder Stevie in den
geheimnisvollen Hinterräumen eines Zeitschriftenladens im London der
Wende zum 20. Jahrhundert lebt. Verloc führt ein Doppelleben, von dem
seine Frau nichts weiß: Er agiert als »agent provocateur« für eine
ausländische Botschaft. Eines Tages wird er mit der Mission betraut,
einen Sprengstoffanschlag auf die Sternwarte von Greenwich zu verüben -
 ein Anschlag auf die Wissenschaft, um die Polizei zu einer härteren
Gangart gegenüber den Anarchisten zu bewegen, die auch im Ausland als
gefährlich angesehen werden. Dabei begeht er einen folgenschweren
Fehler: Die Deponierung der Bombe überlässt er seinem Schwager Stevie,
der versehentlich stolpert, damit die Explosion auslöst und selbst in
tausend Stücke gerissen wird. Durch einen Mantelfetzen mit Verlocs
Adresse kommt die Polizei schnell auf dessen Spur. Als Verloc seine
Frau zur Flucht überreden will, ersticht diese aus psychologischer Not
heraus ihren Mann.

Mit Scharfsinn und Weitblick verwebt Conrad in seinem Roman aus dem
Jahr 1907 meisterhaft Familientragödie und kriminalistischen
Agententhriller. Er seziert das Kleinbürgertum im großstädtischen
Leben und treibt seine zwielichtigen Figuren schwarzhumorig in den
gesellschaftlichen Abgrund. David Czesienski und Robert Hartmann
überführen im Namen ihres Theaterkollektivs Prinzip Gonzo, das vor
allem wegen seiner experimentellen Theaterarbeiten überregionale
Bekanntheit genießt, die düster-mysteriöse Atmosphäre des Romans auf
die Studiobühne des Schauspielhauses. Sie interessiert vor allem das
Genre des Spionageromans, das hier in einer der frühsten Form zu
finden ist und »eine Parallele zum Polit-Krimi von Heute« erzählt.
Dabei erscheint das Narrativ nicht chronologisch, sondern es gibt
Voraus- und Zurückblicke. Diese Technik spiegelt sich im Bühnenbild
von David Czesienski und Robert Hartmann, einem Panorama-Guckkasten,
in dem parallel und nacheinander Szenen gespielt werden können. Die
Polarität von Gut und Böse, Schwarz und Weiß der Figuren zeigt sich
auch in der comicartigen Filmnoir-Ästhetik der schnell wechselbaren,
skizzenhaften Kostüme von Elisabeth Richter. Hinter allem steckt bei
dieser Auseinandersetzung mit Conrads Roman die Frage: »Haben wir
gelernt? Uns weiter entwickelt?« Viel scheint sich nicht geändert zu
haben ...

Premiere

Der Geheimagent

Nach dem Roman von Joseph Conrad

Regie/Bühne: David Czesienski und Robert Hartmann (Prinzip Gonzo

Kostüme: Elisabeth Richter

Dramaturgie: Maiko Miske

Mit:

Anne Hoffmann,

Christoph Förster,

Zlatko Maltar,

Lukas Paul Mundas und

Burkhard Wolf

Karten zu 17,- €/erm. 9,- €


Kartenreservierung und -kauf an der Theaterkasse:

Tel. 0391/40 490 490 oder online: www.theater-magdeburg.de

oder per Mail: kasse@theater-magdeburg.de

 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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MELDUNG/385: Start der Tierschutzlehrer-Weiterbildung 2019 (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 8. März 2019

Start der Tierschutzlehrer-Weiterbildung 2019



Zum achten Mal startet an diesem Wochenende die
Tierschutzlehrer-Weiterbildung des Deutschen Tierschutzbundes. Im Rahmen
von fünf Wochenend-Modulen erlernen die Teilnehmer das Fachwissen, aber
auch das notwendige Werkzeug, um Kinder im Tierschutz unterrichten zu
können. Die Inhalte und Methoden sind für den Unterricht mit Kindern von
der Grundschule bis zur sechsten Klasse ausgerichtet.

"Ziel ist es, dass die Tierschutzlehrer mit dem in der Weiterbildung
erlernten Handwerkszeug Empathie bei den Kindern zu Tieren aufbauen und mit
ihnen gemeinsam Handlungsalternativen entwickeln können - etwa was den
Fleischkonsum oder den Umgang mit Heimtieren angeht", sagt Verena Klebolte,
Jugendreferentin beim Deutschen Tierschutzbund, die die Weiterbildung
leitet.

Die Weiterbildung ist in die Module "Heimtiere", "Schule & Lernen", "Tier &
Mensch", "Tiere in der Landwirtschaft" und "Wildtiere" gegliedert, die
zwischen März und Oktober an der Akademie für Tierschutz des Deutschen
Tierschutzbundes in Neubiberg bei München stattfinden. Hier lernen die 20
Teilnehmer anhand von Beispielen, wie sie Tierschutz an Kinder
verschiedener Altersstufen altersgerecht vermitteln können. Zu jedem der
angebotenen Themenbereiche werden im Seminarverlauf konkrete
Unterrichtsvorschläge besprochen. Zur Ausbildung gehören neben
Fachvorträgen und didaktischen Umsetzungsmöglichkeiten auch anschauliche
Exkursionen, etwa in ein Tierheim, ein Versuchslabor für Alternativmethoden
zu Tierversuchen oder zu einem Biobauernhof.

In den letzten Jahren wurden bereits mehr als 120 Tierschutzlehrer
ausgebildet, darunter Lehrer, Tierärzte und ehrenamtlich Engagierte, die
den Tierschutzgedanken im Rahmen von Unterrichtsbesuchen, AGs oder
Jugendgruppenstunden in Tierschutzvereinen an Kinder und Jugendliche
vermitteln und mit ihnen gemeinsam Handlungsalternativen entwickeln. Eine
Bewerbung zur Teilnahme ist wieder ab Herbst für das Folgejahr möglich.

Mehr Informationen zur Tierschutzlehrer-Ausbildung, einen Film dazu sowie
eine Suchmaschine, in der Tierschutzlehrer aus der Umgebung gefunden werden
können, finden Interessierte unter:

www.jugendtierschutz.de/tierschutzlehrer

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 8. März 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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ATOM/364: 8 Jahre Fukushima, 33 Jahre Tschernobyl - AKW Grohnde abschalten, Atomfabrik Lingen schließen (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 8. März 2019

8 Jahre Fukushima, 33 Jahre Tschernobyl 

BUND fordert: AKW Grohnde jetzt abschalten, Atomfabrik Lingen
schließen



Vor acht Jahren ereignete sich in Fukushima-Daichi der Super-GAU mit
Kernschmelze in mehreren Reaktoren. Die Atomkatastrophe in Fukushima
dauert an: Immer noch befinden sich auf dem Gelände geschmolzene
Brennstäbe mit extrem hoher Radioaktivität, 1,2 Millionen Kubikmeter
kontaminiertes Grund- und Kühlwasser und 880 Tonnen radioaktiv
verseuchte Erde und nuklearer Schrott. In Japan war ein Atomausstieg
nicht einmal nach einem solchen Super-GAU durchzusetzen: Es laufen
bereits wieder 9 Atomkraftwerke, zwei sind im Bau. In Deutschland
wurde hingegen nach der Katastrophe in Fukushima der Atomausstieg
beschlossen.

"8 Jahre nach dem Entschluss zum Atomausstieg wollen Energiekonzerne
das Ende dieser hoch gefährlichen Technologie scheinbar immer noch
nicht hinnehmen und es über das Jahr 2022 hinausschieben", kritisiert
BUND-Landesvorsitzender Heiner Baumgarten. Die Laufzeit des
niedersächsischen Atomkraftwerkes Grohnde soll beispielsweise mit
Reststrommengen bereits abgeschalteter Reaktoren verlängert werden.
Derzeit versucht E.on, per Klage gegen Vattenfall
Stromproduktionsrechte aus den AKW Krümmel und Brunsbüttel auf andere
Reaktoren zu übertragen. "Der BUND fordert, das AKW Grohnde umgehend
abzuschalten, anstatt die Laufzeiten mit Tricks zu verlängern", so
Baumgarten.

Die in Fukushima geschmolzenen Brennelemente kamen aus Niedersachsen.
Der Betreiber Tepco gehörte zu den Kunden der Brennelemente-Fabrik in
Lingen. "Dort werden noch heute trotz des Atomausstiegs weiterhin
atomarer Brennstoff produziert und Pannenreaktoren wie Tihange2 und
Doel in Belgien versorgt - ebenso wie das störanfällige AKW Cattenom
an der deutsch-französischen Grenze", ergänzt Baumgarten. "Das muss
ein Ende haben - und zwar umgehend. Die Bundesregierung muss den
Exportstopp und Schließung der Atomfabrik in Lingen als Bestandteil
des Atomausstiegsbeschlusses verfügen."

Der BUND ruft Bürger*innen auf, am 9. März in Ahaus oder Berlin gegen
Atomkraft und Castortransporte zu demonstrieren.

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 08.03.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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EUROPA/559: Klima- und Umweltschutz in der Zusammenarbeit mit Drittstaaten (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 05.03.2019 / Politik & Recht

Klima- und Umweltschutz in der Zusammenarbeit mit Drittstaaten



Die Ausschüsse für Auswärtige Angelegenheiten (AFET) und für
Entwicklung (DEVE) im EU-Parlament wollen mehr Geld für Klima- und
Umweltschutz bei Kooperationsprojekten der EU mit Drittstaaten.

Beide Ausschüsse verabschiedeten am Montag ihren gemeinsamen Bericht
über das neue Nachbarschafts-, Entwicklungs- und
Kooperationsinstrument (Neighbourhood, Development and International
Cooperation Instrument, NDICI), das Teil des nächsten Mehrjährigen
Finanzrahmens (MFR) 2021 bis 2027 sein soll.

Mindestens 45 Prozent der EU-Gelder sollen in Maßnahmen für Klima- und
Umweltschutz fließen. Damit werde die Zusammenarbeit mit
Nicht-EU-Staaten in einer Weise gefördert, um internationalen
Verpflichtungen der UN-Nachhaltigkeitsziele und des Klimaabkommens von
Paris nachzukommen.

45 Prozent sei eine deutliche Verbesserung zum Vorschlag der
EU-Kommission, die ein Ausgabenziel von 25 Prozent vorschlägt, freute
sich das Climate Action Network (CAN) Europe. Das angepeilte Ziel von
AFET und DEVE brächte die EU näher an die Erfüllung des Klimaabkommens
von Paris und stärke die europäische Klimadiplomatie.

Darüber hinaus heißt es explizit im Bericht, dass weder fossile
Energieträger noch andere umweltzerstörende und klimaschädliche
Maßnahmen finanziert werden sollen. Das NDICI soll zusätzlich einen
Rahmen für externe Investitionen entwickeln: den Europäischen Fonds
für Nachhaltige Entwicklung+). Dadurch sollen mehr finanzielle
Ressourcen aus dem Privatsektor mobilisiert werden, um eine
nachhaltige Lebens- und Wirtschaftsweise in Drittstaaten zu fördern.

Das Plenum stimmt voraussichtlich auf der Sitzung Ende März über den
Bericht ab. [aw]



EU-Parlament 

http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20190304IPR30096/external-action-more-funds-for-human-rights-development-and-climate-change

Reaktion CAN Europe 

http://www.caneurope.org/publications/press-releases/1738-meps-boost-climate-action-support-to-developing-countries

 * 

Quelle:

EU-News, 05.03.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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EUROPA/640: EU-Kommission sieht Kreislaufwirtschaft auf gutem Weg (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 07.03.2019

EU-Kommission sieht Kreislaufwirtschaft auf gutem Weg



Vor etwas über drei Jahren veröffentlichte die EU-Kommission unter
Präsident Juncker einen Aktionsplan für den Übergang der EU zu einer
Kreislaufwirtschaft. Am Montag erklärte sie, die 54 im Aktionsplan
enthaltenen Maßnahmen erfolgreich umgesetzt zu haben.

Was wurde erreicht?

Tatsächlich war die EU-Kommission den letzten drei Jahren sehr aktiv
und hat einige Gesetzesvorhaben für mehr Ressourceneffizienz auf den
Weg gebracht. Folgende Maßnahmen wurden unter anderem in den letzten
Jahren auf den Weg gebracht:

•
Produktdesign und Produktionsprozesse: 
Neue Ökodesign-Anforderungen [1] für Materialeffizienz sollen
Reparatur und Recycling von Elektrogeräten zu fördern. Dadurch will
die EU Abfall vermeiden und den Anteil an wiederverwendeten und 
-verwerteten Geräten erhöhen. Die Prinzipien der Kreislaufwirtschaft
wie Materialverbrauch oder Chemikalieneinsatz dienen inzwischen auch
als Referenz für Mitgliedstaaten, wenn sie Genehmigungen für
Industrieanlagen erteilen.

•
Konsummuster: 
Bessere Informationen über die Umweltauswirkungen von Produkten sollen
es VerbraucherInnen erleichtern, nachhaltigere Kaufentscheidungen zu
treffen. Das will die Kommission beispielsweise durch die Entwicklung
des ökologischen Fußabdrucks für Produkte, Bewertungssysteme und
Maßnahmen gegen sogenanntes Greenwashing erreichen.

•
Abfall als Ressource: 
Ein Hauptbestandteil des Aktionsplans war die Überarbeitung der
Abfallgesetzgebung [2] der EU. Das im letzten Jahr verabschiedete
Abfallpaket legte neue Regelungen zu Recyclingquoten,
Berechnungsmethoden, Getrenntsammlung, Herstellerverantwortung und
Abfallvermeidung fest.

•
Plastikstrategie: 
Neue Vorschriften zur Vermeidung und Reduzierung von
Einwegkunststoffen [3] und zu Hafenauffangeinrichtungen [4] sollen den
Eintrag von Plastik in die Umwelt verringern und Anreize für die
Entwicklung von Alternativen setzen.

Wo ist noch Potential?

Trotz der Maßnahmen sind die Ziele des Aktionsplans noch lange nicht
erreicht. Derzeit werden durchschnittlich weniger als 12 Prozent des
Materialbedarfs in der EU durch recycelte Materialien gedeckt. Und
auch die Abfallmengen steigen weiter. Deshalb sieht die EU-Kommission
selbst noch weiteren Handlungsbedarf für eine ressourceneffizientere
Produktpolitik im Bereich von Textilien, Möbeln und Lebensmitteln.
Außerdem sollen Anforderungen für Materialeffizienz nicht nur für
Elektrogeräte gelten. Zudem seien verschiedene Werkzeuge wie der
ökologische Fußabdruck für Produkte bereits entwickelt, aber noch
nicht ausreichend angewandt worden. Auch die 2018 ins Leben gerufene
Schnittstelle für Chemikalien-, Abfall- und Produktrecht müsse weiter
entwickelt werden.

Das Europäische Umweltbüro (EEB) lobt die Arbeit der EU-Kommission,
fordert aber ein noch ambitioniertes Vorgehen, insbesondere von der
neuen, nach den Europawahlen eingesetzten Kommission. Die
Juncker-Kommission habe wichtige Maßnahmen verzögert und ehrgeizige
Vorschläge der Vorgänger-Kommission zurückgezogen. Stéphane Arditi,
Referent für Kreislaufwirtschaft beim EEB, erklärte zudem, dass
mehrere Aspekte des Aktionsplans noch unvollständig seien. Es fehlten
unter anderem Maßnahmen, um die Produktpolitik in Hinblick auf eine
Kreislaufwirtschaft kohärenter zu gestalten und die Verbreitung
giftiger Stoffe in recycelten Produkten zu verhindern. [km]




Pressemitteilung der EU-Kommission

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-19-1480_de.htm

Aktionsplan Kreislaufwirtschaft der EU-Kommission von Dezember 2015


https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:8a8ef5e8-99a0-11e5-b3b7-01aa75ed71a1.0004.02/DOC_1&format=PDF

Reaktion des EEB

https://eeb.org/reaction-to-the-european-commissions-report-on-the-circular-economy/

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2019-abfall/bessere-reparaturbedingungen-ab-2021/

[2] https://www.dnr.de/publikationen/steckbriefe-factsheets/steckbrief-das-neue-eu-abfallpaket-auf-dem-weg-in-eine-kreislaufwirtschaft/

[3] https://www.dnr.de/publikationen/steckbriefe-factsheets/factsheet-plastikgesetzgebung-in-der-eu/

[4] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-abfall/trilog-zu-hafenauffangeinrichtungen-beendet/
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EU-News, 07.03.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)
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FISCHEREI/195: EU fischt in fremden Gewässern (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 05.03.2019 / Wasser & Meere

EU fischt in fremden Gewässern



Wenn Marokko ratifiziert, ist das Partnerschaftsabkommen über
Fischerei zwischen der EU und Marokko beschlossene Sache. Das Abkommen
war umstritten, sogar ein Urteil des EuGH gab es im Februar 2018 dazu.
Problematisch war die Einbeziehung der Gewässer im Gebiet der
Westsahara, auf das Marokko Anspruch erhebt, was aber international
nicht anerkannt wird.

Laut Protokoll zur Umsetzung des Abkommens können Fischereibetriebe
der EU-Staaten vier Jahre lang in Meeresgebieten vor Marokko ihre
Netze auswerfen, dafür erhält das Königreich Marokko insgesamt 208
Millionen Euro. "Ein beträchtlicher Teil dieses Beitrags wird für die
Förderung der nachhaltigen Entwicklung der Fischereiwirtschaft in
Marokko und des Fischereisektors der Westsahara eingesetzt werden",
schreibt der EU-Ministerrat.

Am Abkommen gibt es Kritik aus Sicht von Menschenrechtsorganisationen.
Laut Medienberichten (siehe Qantara (*), ein Projekt der Deutsche
Welle) könne das Abkommen den ungeklärten schwelenden Konflikt
zwischen Marokko und der Unabhängigkeitsbewegung Polisario/Westsahara
neu anfachen. Nichtregierungsorganisationen kritisieren die Handels-
und Fischereiabkommen der EU schon lange. Aus Sicht von Umwelt- und
Entwicklungsorganisationen ist das EU-Marokko-Abkommen nicht nur wegen
der Westsaharafrage problematisch, sondern weil derlei
"Partnerschaftsvereinbarungen" erfahrungsgemäß massiv zur Überfischung
beitragen und gleichzeitig die lokalen kleinfischereilichen Strukturen
zerstören. [jg]



Pressemitteilung EU-Ministerrat

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2019/03/04/eu-morocco-council-adopts-sustainable-fisheries-partnership-agreement/

Hintergrundtext mit ähnlichem Themenzuschnitt beim Forum Umwelt &
Entwicklung

https://www.forumue.de/handel-mit-dem-maghreb-frei-oder-fair/

(*) https://de.qantara.de/content/nach-fischereiabkommen-mit-marokko-zukunft-der-westsahara-weiterhin-ungewiss
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EU-News, 05.03.2019
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KATASTROPHEN/166: Fukushima - Japans Regierung setzt Gesundheit von Kindern und Arbeitern aufs Spiel (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 8. März 2019

Japanische Regierung ignoriert UN-Empfehlung und verletzt um
Fukushima Menschenrechte

Greenpeace-Report: Kinder und Arbeiter von Rückkehrpolitik besonders
betroffen



Tokio, 8.3.2019 - Die japanische Regierung ignoriert die Empfehlung
der Vereinten Nationen zur sicheren Wiederbesiedlung der Gebiete rund
um den Katastrophenreaktor Fukushima und setzt damit die Gesundheit
von Kindern und Arbeitern aufs Spiel.

Greenpeace-Messungen zeigen in den zuletzt freigegebenen Gebieten
Strahlungswerte, die für Kinder gefährlich sind. Damit verletzt die
Regierung die Menschenrechte dieser Kinder. Auch Arbeiter in den
verbleibenden Sperrgebieten sind kritischen Strahlungen ausgesetzt.
Dies zeigt der heute veröffentlichte Greenpeace-Report "An der
Frontlinie des Nuklearunfalls von Fukushima: Arbeiter und Kinder".
"Die Sicherheit der Menschen muss künftig vorgehen. Bisher ignoriert
die japanische Regierung mit ihrer unverantwortlichen Siedlungspolitik
das Ausmaß und die Risiken der Strahlenbelastung um Fukushima", sagt
Heinz Smital, Atomexperte von Greenpeace.

Den Report mit den ausführlichen Ergebnissen online:

https://act.gp/2ESXuHo

Greenpeace hat im Oktober 2018 die Strahlung in der Region Fukushima
an rund 17.000 Punkten gemessen. An 1584 Punkten, etwa in der Nähe
eines wieder frei gegebenen Kindergartens und einer Schule, wurden
Werte gemessen, die über dem langfristigen Dekontaminationsziel der
japanischen Regierung von 0,23 µSv pro Stunde lagen. Dies entspricht
der Regierung zufolge dem international empfohlenen Wert von 1 mSv
zusätzlicher Strahlendosis im Jahr, dem Maximalwert, dem Kinder
ausgesetzt werden dürfen. An fast allen 17.000 von Greenpeace
gemessenen Punkten wird dieser Wert überschritten. Teilweise um den
Faktor fünf bis über 100.

Der Greenpeace-Bericht erscheint einen Monat, nachdem der UN-Ausschuss
für die Rechte des Kindes der japanischen Regierung eine Reihe von
Empfehlungen ausgesprochen hat. Demnach dürfte derzeit niemand in die
von Greenpeace auf Strahlung untersuchten Gebiete zurückgeschickt
werden. Das AKW Fukushima Daiichi war vor acht Jahren am 11. März 2011
von einem schweren Erdbeben und Tsunami getroffen worden. Es kam zu
Kernschmelzen in drei Blöcken, Explosionen und Radioaktivität wurde
massiv freigesetzt. Etwa 160.000 Menschen mussten daraufhin ihren
Wohnort verlassen.



Publikation

Fukushima-Rport: Kinder und Arbeiter

Die Messergebnisse von Greenpeace liegen zum Teil 20-fach über der
zulässigen Höchstdosis. Im Oktober 2018 hatte ein internationales
Expertenteam tausende von Messungen in der verstrahlten Zone
durchgeführt. Im Zentrum des Fukushima-Reports 2019 steht die
Situation der Kinder und Arbeiter.

Kinder und die Dekontaminierungsarbeiter leiden besonders unter der
radioaktiven Strahlung in Fukushima. Sie ist auch acht Jahre nach dem
Atomunfall in Japan noch viel zu hoch.

08.03.2019 - 66 Seiten | DIN A4 - PDF | 12,04 MB

https://www.greenpeace.de/sites/www.greenpeace.de/files/publications/20190308-
greenpeace-report-fukushima-workers-children.pdf

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 08.03.2019

Herausgeber: Greenpeace e.V., Pressestelle

Hongkongstraße 10, 20457 Hamburg

Tel. 040/306 18-0, Fax 040/30618-100

E-Mail: presse@greenpeace.de; mail@greenpeace.de

Internet: www.greenpeace.de
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EUROPA/228: Austausch über langfristigen Klimaschutz im Energie- und Umweltrat (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 06.03.2019 / Klima & Energie

Austausch über langfristigen Klimaschutz im Energie- und Umweltrat



Die Reaktionen im Rat der EU auf den Entwurf zur europäischen
Klima-Langfriststrategie fallen unterschiedlich aus.
Klimaschützer*innen fordern die rasche Festlegung auf
Netto-Null-Emissionen.

Im Energierat am Montag zeichnete sich laut Medienberichten eine
breite Unterstützung für eine emissionsneutrale europäische Wirtschaft
bis 2050 ab. Irland, Litauen, Luxemburg, Österreich und Spanien
forderten zudem die Umstellung des Energiesystems auf 100 Prozent
erneuerbare Energien bis 2050. Auf der anderen Seite mahnten Ungarn,
die Tschechische Republik und die Slowakei vor zu viel Tempo: Neue
Ziele sollte die EU nicht vor 2020 festgelegen.

Einen Tag später im Umweltrat bekannten sich die Vertreter*innen aus
Dänemark, Finnland, Frankreich, Luxemburg, den Niederlanden, Portugal,
Slowenien, Spanien und Schweden offiziell dazu, dass ihr Land das
2050-Ziel einer klimaneutralen EU unterstützen werde. Gleichzeitig
sprach sich kein Land explizit gegen das Ziel aus. Jedoch seien für
Polen alle Szenarien 'sehr ehrgeizig'. Das Land kritisierte die
EU-Kommission dafür, dass 'saubere Kohle' von der Liste emissionsarmer
Technologien gestrichen wurde.

Mit Blick auf den UN-Gipfel zum Klimaschutz im September mahnten
einige Regierungsvertreter*innen, dass sich die EU bis dahin auf
Klimaneutralität bis spätestens 2050 verständigt haben sollte.

Nach Einschätzung des Climate Action Network (CAN) Europe gewinnt das
Szenario der Klimaneutralität in den Mitgliedstaaten an Zuspruch. Nun
müssten sich die EU-Länder rasch zu einer Einigung gelangen.

Das EU-Büro des WWF begrüßte die Verhandlungsfortschritte im
Energierat, verlangt aber eine schnellere Dekarbonisierung schon bis
2040 - ebenso wie Greenpeace. Greenpeace drängt zusätzlich darauf, das
EU-Klimaziel 2030 von aktuell 40 Prozent auf 65 Prozent CO2-Reduktion
anzuheben.

Auch die Deutsche Umwelthilfe (DUH) rief den für Energiefragen
zuständigen Bundesminister Peter Altmaier dazu auf, sich für eine
treibhausgasneutrale EU weit vor 2050 einzusetzen. Zudem fordert die
DUH eine deutliche Erhöhung des EU-Klimaziels für 2030, welches
bislang nur eine Reduktion der Treibhausgase von 40 Prozent gegenüber
1990 vorsieht.

Voraussichtlich am 21. und 22. März werden sich dann die Staats- und
Regierungschefs der EU-Mitgliedstaaten auf ihrem Gipfeltreffen mit dem
Entwurf der EU-Kommission zur Klima-Langfriststrategie befassen. [aw]



Videoaufzeichnung der Sitzung des Energierats 

https://video.consilium.europa.eu/en/webcast/f0143b3c-dd9e-459e-a99b-6aa54ac3d547

Ergebnisse des Umweltrats 

https://www.consilium.europa.eu/media/38373/st07171-en19.pdf

Reaktion CAN Europe 

http://www.caneurope.org/publications/press-releases/1739-growing-momentum-for-net-zero-emissions-economy-by-2050

Reaktion DUH 

https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/eu-diskutiert-klimastrategie-bundesregierung-muss-sich-fuer-anhebung-der-klimaziele-einsetzen/

Reaktion Greenpeace 

https://www.greenpeace.org/eu-unit/issues/climate-energy/1852/eu-ministers-consider-decarbonisation-plan-as-climate-protests-intensify/

Reaktion WWF European Policy Office

http://www.wwf.eu/?uNewsID=344115

Was steht drin im Entwurf zur Klima-LFS?

Factsheet der EU-Koordination

https://www.dnr.de/fileadmin/Publikationen/Steckbriefe_Factsheets/2019-02-05_EU-Klima-Langfriststrategie.pdf

 * 
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RECHT/089: GLOBAL 2000 erfreut über EuG-Urteil gegen Geheimhaltung von Pestizid-Studien (GLOBAL 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 7. März 2019

GLOBAL 2000 erfreut über EuG-Urteil gegen Geheimhaltung von
Pestizid-Studien

Warnsignal für Österreichische Zulassungsbehörde BAES.



Wien, am 7. März 2019 - Die österreichische Umweltschutzorganisation
GLOBAL 2000 begrüßt das Urteil des Europäischen Gerichts (EuG), in dem
festgestellt wird, dass die Europäische Behörde für
Lebensmittelsicherheit (EFSA) gesetzwidrig handelte, als sie die
Herausgabe wichtiger Teile der Krebsstudien zu Glyphosat verweigert
hatte. Dieses Urteil stärkt die Rechte aller Europäerinnen und
Europäer auf Zugang zu Dokumenten im Sinne der Verordnung (EG) Nr.
1049/2001. Zu verdanken ist dieses Ergebnis einer Gruppe von Grünen
Abgeordneten im Europaparlament sowie dem Aktivisten Anthony C.
Tweedale, welche von der EFSA die Herausgabe von Industriestudien zu
Glyphosat beantragt und schließlich beim EuG dann auch eingeklagt
hatten.

"Heute ist ein guter Tag für mehr Transparenz durch Zulassungsbehörden
in Europa", erklärt Helmut Burtscher-Schaden, Umweltchemiker bei
GLOBAL 2000 und Autor des Buches "Die Akte Glyphosat", der die
öffentliche Verhandlung vor dem Europäischen Gericht in Luxemburg vor
Ort mitverfolgt hatte: "Schade ist nur, dass es immer erst
gerichtliche Klagen durch BürgerInnen zu brauchen scheint, bevor
Behörden wie die EFSA die gesetzlichen Regelungen einzuhalten bereit
sind."

In Österreich ist GLOBAL 2000 aktuell mit einem ähnlich gelagerten
Fall behördlicher Intransparenz konfrontiert, die allem Anschein nach
rechtswidrig ist. Das Bundesamt für Ernährungssicherheit (BAES) hat
nämlich kürzlich die aufgrund ihrer Bienengiftigkeit EU-weit
verbotenen Neonicotinoide in Österreich per 'Notfallzulassung' für die
Zuckerrübe freigegeben. Doch die Zulassungsbescheide hält die Behörde
trotz Anfrage nach Umweltinformationsgesetz durch GLOBAL 2000 zurück.

"Indem die Behörde ihrer gesetzlichen Auskunftspflicht nicht
nachkommt, verhindert sie die Nachvollziehbarkeit einer umstrittenen
Notfallzulassung und erschwert deren gerichtliche Überprüfung",
erklärt Burtscher-Schaden: "Wir hoffen nun sehr, dass das Bundesamt
für Ernährungssicherheit aus dem EuG-Urteil gegen die EFSA eine Lehre
zieht und die von uns beantragten Zulassungsbescheide doch noch offen
legt. Ansonsten werden auch wir unser Recht vor Gericht erkämpfen
müssen."

 * 

Quelle:

Presseinformation, 07.03.2019

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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RECHT/088: Einspruch gegen Patent auf Salat (Keine Patente auf Saatgut)


no patents on seeds / Keine Patente auf Saatgut - 6. März 2019

Einspruch gegen Patent auf Salat

Herkömmlich gezüchtetes Saatgut soll Anpassung an Klimawandel
erleichtern



6. März 2019 / Keine Patente auf Saatgut! legt Einspruch gegen ein
Patent auf Salat ein. Das Patent EP 2 966 992 B1 wurde 2018 vom
Europäischen Patentamt (EPA) für die Firma Rijk Zwaan Zaadteelt aus
den Niederlanden erteilt. Die Firma beansprucht Salatsamen, Pflanzen,
die auch bei erhöhten Temperaturen angebaut werden können, sowie deren
Ernte. Diese Eigenschaft, die sich auch bei wildwachsenden Salatarten
findet, soll die Anpassung an den Klimawandel erleichtern. Das Saatgut
stammt aus herkömmlichen Züchtungsmethoden, ohne Einsatz von
Gentechnik. Laut Patent sind alle Salatsamen, Salatpflanzen und deren
Nachkommen betroffen, die die beschriebenen Eigenschaften aufweisen.

"Patente auf Saatgut können die Ernährungssicherheit gefährden. Sie
können den Zugang zu biologischem Material blockieren, das alle
Züchter benötigen, um noch bessere Sorten zu züchten. Das ist in
Zeiten des Klimawandels ganz besonders problematisch", sagt Christoph
Then für Keine Patente auf Saatgut! "Derartige Patente sind aus gutem
Grund gesetzlich verboten. Das Patentamt darf diese Verbote nicht
länger ignorieren."

Die europäischen Patentgesetze verbieten Patente auf Pflanzensorten
und herkömmliche Züchtungsverfahren. Zuletzt hatten im Juni 2017 die
Regierungen der 38 Vertragsstaaten des EPA in einer wegweisenden
Entscheidung bestätigt, dass aus diesem Grund auch keine Patente auf
konventionell gezüchtete Pflanzen und Tieren erteilt werden dürfen.
Trotzdem findet das EPA, das seine Einkünfte über Patentgebühren
bestreitet, immer neue Möglichkeiten, diese Verbote zu umgehen. Keine
Patente auf Saatgut! fordert, das rechtliche Chaos endlich zu beenden
und ruft deswegen zu einer Protestaktion anlässlich eines Treffens der
Vertragsstaaten des EPA am 27. März in München auf.

Stoppt Patente auf Pflanzen und Tiere!

Die Mitgliedsorganisationen von NO PATENTS ON SEEDS! sehen eine große
Gefahr in der zunehmenden Anzahl von Patenten auf Pflanzen, Saatgut
und Nutztiere und deren Auswirkungen auf Landwirte, Züchter,
Innovation und Biodiversität. Derartige Patente sind ein Missbrauch
des Patentrechtes und gefährden den Zugang zu grundlegenden Ressourcen
in der Landwirtschaft und Lebensmittelproduktion.

Wir fordern daher eine grundlegende Änderung im Europäischen
Patentrecht bei Biotechnologie und Pflanzenzüchtung: konventionelle
Verfahren zur Züchtung, Zuchtmaterial, Tiere, Pflanzen und daraus
gewonnene Lebensmittel müssen durch eindeutige Regelungen von der
Patentierbarkeit ausgeschlossen sein!




Weitere Informationen

Das Patent / Patentschrift EP 2 966 992 B1

http://www.no-patents-on-seeds.org/sites/default/files/news/Patent%20lettuce%20EP%202%20966%20992%20B1.pdf

Der Einspruch

http://www.no-patents-on-seeds.org/sites/default/files/news/Einspruch%20gegen%20Patent%20auf%20Salat.pdf

Der Aufruf zur Demo

https://www.no-patents-on-seeds.org/de/node/547

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 06.03.2019

Keine Patente auf Saatgut!

Frohschammerstr. 14, 80807 München

E-Mail: info@no-patents-on-seeds.org

Internet: http://no-patents-on-seeds.org/de/home
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AKTION/243: Patentierung herkömmlicher Züchtung sofort stoppen! - München, 27.3. (Keine Patente auf Saatgut)


no patents on seeds / Keine Patente auf Saatgut - 19. Februar 2019

Gemeinsamer Aufruf zur Protestaktion am Europäischen Patentamt

Forderung nach sofortigem Stopp der Patentierung herkömmlicher
Züchtung



19. Februar 2019 / Über 20 Organisationen rufen zu einer gemeinsamen
Protestaktion am Europäischen Patentamt (EPA) am 27. März in München
auf. An diesem Tag trifft sich der Verwaltungsrat des EPA, in dem die
38 Vertragsstaaten vertreten sind. Auf der Agenda: Patente auf
Pflanzen und Tiere aus herkömmlicher Züchtung. Zu den Beratungen des
Verwaltungsrates ist nur die Industrie eingeladen. Die Organisationen
wollen mit ihrem Aufruf sicherstellen, dass die Interessen der
Allgemeinheit nicht außen vor bleiben.

Demonstration EPA

Im Juni 2017 hatte der Verwaltungsrat nach öffentlichen Protesten und
nach Vorgaben der EU beschlossen, dass Patente auf Pflanzen und Tiere
aus herkömmlichen Züchtungsverfahren, bei denen keine Gentechnik zum
Einsatz kommt, verboten sind. Im Dezember 2018 entschied das EPA
jedoch, dass der Beschluss des Verwaltungsrates rechtlich unwirksam
sei. Somit könnten diese Patente jetzt doch erteilt werden.

"Wir fordern, dass das rechtliche Chaos am EPA beendet wird, das von
großen Konzernen wie Bayer, Syngenta und BASF missbraucht wird, um die
Grundlagen unserer Ernährung zu monopolisieren", sagt Georg Janßen,
Bundesgeschäftsführer der AbL. "Herkömmliche, konventionelle Züchtung
muss von Patentansprüchen vollständig frei bleiben!"

Der Aufruf wird unter anderem unterstützt von agu -
Arbeitsgemeinschaft der Umweltbeauftragten der Gliedkirchen der
Evangelischen Kirche in Deutschland, Arbeitsgemeinschaft bäuerliche
Landwirtschaft (AbL), BUND Naturschutz in Bayern e.V., Bund für Umwelt
und Naturschutz Deutschland (BUND), Bundesverband Deutscher
Milchviehhalter; Campact!, Die Freien Bäcker, EDL-Evangelischer Dienst
auf dem Lande, FIAN, Gäa e.V. - Vereinigung ökologischer Landbau,
Gen-ethisches Netzwerk, Genussgemeinschaft Städter und Bauern e.V.,
Gesellschaft für ökologische Forschung, IG Nachbau - Gegen
Nachbau-Gebühren, IG Saatgut, Katholische Landvolkbewegung Deutschland
(KLB), Kein Patent auf Leben!, Keine Patente auf Saatgut!, Kultursaat
e.V., Sambucus; Verband Katholisches Landvolk (VKL), Save our Seeds!,
Slow Food München, Umweltinstitut München sowie WeMove Europe.

Stoppt Patente auf Pflanzen und Tiere!

Die Mitgliedsorganisationen von NO PATENTS ON SEEDS! sehen eine große
Gefahr in der zunehmenden Anzahl von Patenten auf Pflanzen, Saatgut
und Nutztiere und deren Auswirkungen auf Landwirte, Züchter,
Innovation und Biodiversität. Derartige Patente sind ein Missbrauch
des Patentrechtes und gefährden den Zugang zu grundlegenden Ressourcen
in der Landwirtschaft und Lebensmittelproduktion.

Wir fordern daher eine grundlegende Änderung im Europäischen
Patentrecht bei Biotechnologie und Pflanzenzüchtung: konventionelle
Verfahren zur Züchtung, Zuchtmaterial, Tiere, Pflanzen und daraus
gewonnene Lebensmittel müssen durch eindeutige Regelungen von der
Patentierbarkeit ausgeschlossen sein!




Weitere Informationen

Der Aufruf

https://www.no-patents-on-seeds.org/sites/default/files/news/Aufruf%20Demo%20Keine%20Patente%20auf%20Saatgut.pdf

Die Demonstration auf Facebook

https://www.facebook.com/events/285144785494696/

Appell an den Präsidenten der EPA

https://www.no-patents-on-seeds.org/de/node/526

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 19.02.2019

Keine Patente auf Saatgut!

Frohschammerstr. 14, 80807 München

E-Mail: info@no-patents-on-seeds.org

Internet: http://no-patents-on-seeds.org/de/home



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. März 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - BILDUNG/3323: Münster - Fachgerechte Schimmelbeseitigung, 16.03.19















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





BILDUNG/3323: Münster - Fachgerechte Schimmelbeseitigung, 16.03.19


Stadt Münster

Fachgerechte Schimmelbeseitigung

Vortrag am 16. März in der Umweltberatung



Münster (SMS) Die städtische Umweltberatung bietet in Zusammenarbeit
mit zwei Experten aus dem Schimmelnetzwerk Münster einen Vortrag zur
fachgerechten Schimmelsanierung an. Die Veranstaltung beginnt am
Samstag, 16. März, um 13 Uhr im City-Shop, Salzstraße 21. Die
Teilnahme ist kostenfrei. Wegen der begrenzten Zahl der Plätze wird um
Anmeldung bei der Umweltberatung gebeten (Tel. 02 51/4 92-67 67,
Öffnungszeiten: Mo 13-18, Di-Do 10-13 und 3. Sa/Monat 10-16 Uhr).

Falsches Heizen und Lüften kann die Ursache für kondensierende
Feuchtigkeit und hässliche Schimmelflecken sein, aber auch, wenn beim
Bau oder der Sanierung des Hauses gepfuscht wurde, kann Schimmel
wachsen. Eine weitere Ursache für Schimmelbefall können Rohrbrüche
sein. Das Problem lässt sich oftmals nicht einfach weglüften. Je
tiefer die Nässe in Wand und Boden eingedrungen ist, desto schwieriger
ist das Trockenlegen. Bausachverständige oder qualifizierte
Schimmelpilz-Sanierer können helfen. Ralf Mensing, Malermeister und
Sachverständiger, und Bernd Schürkötter, Freier Sachverständiger für
Feuchtigkeitsschäden an Gebäuden, erläutern im Vortrag die Abwicklung
einer Sanierung bei kleinen oder großen Schadensfällen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.03.2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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EUROPA/194: Trinkwasser - Rat positioniert sich (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 06.03.2019 / Wasser & Meere

Trinkwasser: Rat positioniert sich



Sauberes Wasser ist essentiell - kein Wunder, dass es die
Trinkwasserentscheidung des Umweltrates auch in die tagesschau [1]
geschafft hat. Nach der Abstimmung im EU-Parlament (siehe EU-News
24.10.2018 [2]) ist nun auch auf Ratsebene eine Entscheidung gefallen.
Am Dienstag hat der Umweltrat seinen Standpunkt zur Neufassung der
EU-Trinkwasserrichtlinie beschlossen. Doch noch ist das EU-Gesetz
nicht in trockenen Tüchern.

Die Mitgliedstaaten müssen zukünftig sicherstellen, dass
VerbraucherInnen sich über die Eigenschaften ihres Trinkwassers sowie
über weitere nützliche Fakten informieren können. Der Umweltrat
schlägt ein neues Verfahren zur Festlegung von Hygienevorschriften für
Mater